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Editorial 


Liebe Leser_innen, 


auch uns als Redaktion haben die Ereig- 
nisse nach dem tragischen Tod von Da- 
niel H. in Chemnitz beschäftigt: Rassisti- 
sche Mobilisierungen mit mehreren tau- 
send Teilnehmenden innerhalb kürzes- 
ter Zeit, rassistisch motivierte Jagdsze- 
nen und der unverhohlene Schulter- 
schluss auf der Straße zwischen ver- 
meintlich „besorgten Bürgern“, der AfD, 
militanten Neonazis und rechten Hooli- 
gans. Dazu eine Verharmlosung rechter 
Gewalt durch Behörden wie das Bundes- 
amt für Verfassungsschutz sowie Teile der 
Politik und Medien. So erklärte Welt am 
Sonntag-Chefredakteur Peter Huth bei- 
spielsweise ernsthaft, dass „der Konflikt 


[173 


‚Antifa‘ gegen ‚Nazis““ den „Osten vergif- 
ten“ würde. Das hätte sich in Chemnitz 
gezeigt. Sein Plädoyer: „Die blutige Nach- 
wende-Folklore muss beendet werden.“ 


Da muss man erst mal drauf kommen... 


Unsere Kolleg _innen vom Antifaschisti- 
schen Infoblatt (AIB) schrieben in ihrer 
Auswertung der Ereignisse zurecht, dass 
es unter anderem die Aufgabe antifaschis- 
tischer Medien sei, „schnellstmöglich ver- 
lässliche Informationen zu den Protago- 
nistInnen und dem Hintergrund dieser 
Mobilisierungen zu sammeln und zu ver- 
öffentlichen“. Eine umfangreiche und le- 
senswerte Recherche zu den Strukturen 
und Akteuren der rassistischen Aufmär- 
sche in Chemnitz findet ihr auf der Websi- 
te des AIB (wwu.antifainfoblatt.de). Der Fra- 
ge, in welchem spezifischen ostdeutschen 
Kontext die aktuellen Mobilisierungen zu 
betrachten sind, nähert sich ein Artikel in 
der vorliegenden LOTTA-Ausgabe. 
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Es soll aber auch nicht unerwähnt blei- 
ben, dass in der jüngsten Zeit bundes- 
weit viele Menschen auf die Straße ge- 
gangen sind und sich in verschiedenen 
Bereichen für eine solidarische Gesell- 
schaft eingebracht haben. Seien es anti- 
rassistische Aktionen unter dem „See- 
brücken“-Motto, diverse Demonstratio- 
nen mit zehntausenden Menschen ge- 
gen die sogenannten Polizeiaufgabenge- 
setze oder die massenhaften Proteste 
gegen die Rodung des Hambacher 
Forsts. Beeindruckend war auch die 
Teilnahme von 240.000 Menschen an der 
#unteilbar-Demonstration am 13. Okto- 
ber in Berlin. Sie folgten einem Aufruf 
für eine „offene und solidarische Gesell- 
schaft [...], in der Menschenrechte un- 
teilbar, in der vielfältige und selbstbe- 
stimmte Lebensentwürfe selbstver- 
ständlich sind“. 

Das gibt trotz des gesellschaftlichen 
Rechtsrucks und der Wahlerfolge der 
AfD etwas Hoffnung. 


Am 31. Juli 2018 wurde der des 12-fa- 
chen Mordversuchs angeklagte Ralf S. 
nach 34 Verhandlungstagen im Düssel- 
dorfer „Wehrhahn-Prozess“ freigespro- 
chen. In LOTTA berichteten wir in den 
letzten Jahren kontinuierlich über die 
anhaltende Nichtaufklärung des rassisti- 
schen Bombenanschlags, der am 27. Juli 
2000 gegen osteuropäische Migrant_in- 
nen im Düsseldorfer Stadtteil Flingern 
gerichtet war. Mit dem Schwerpunkt zu 
diesem Thema in dieser Ausgabe möch- 
ten wir euch eine Zusammenfassung 
und Bewertung aus verschiedenen Per- 


spektiven bieten, nicht zuletzt auch, um 


die Möglichkeit zu eröffnen, sich der 
Frage zu nähern, wie eine weitere Ausei- 
nandersetzung mit dem Anschlag nach 


dem Freispruch aussehen könnte. 


Wie immer möchten wir uns bedanken 
bei allen Autor_innen, Interviewpart- 
ner_innen, Fotograf_innen, Archivar_in- 
nen und weiteren Unterstützer_innen, 
die uns bei der Erstellung der aktuellen 
Ausgabe geholfen haben. 

Kommt gut durch den Herbst — wir se- 
hen einander spätestens bei den Protes- 
ten gegen den neonazistischen Auf- 


marsch am 10. November in Bielefeld. 
Eure LOTTA-Redaktion 


Redaktionsschluss dieser Ausgabe war 
der 7. Oktober 2018. Aktuellere Entwick- 
lungen konnten nur in einzelnen Beiträ- 
gen berücksichtigt werden. Erschei- 
nungsdatum ist der 29. Oktober 2018. 
Die nächste LOTTA-Ausgabe wird Ende 


Januar 2019 erscheinen. 
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Von Liane Paul und Michael Rettig 


Erfolgreiche Landnahme 


Rassistische Mobilisierungen und Wahlerfolge der AfD 





Ob Cottbus oder Chemnitz, Köthen oder Dresden: Seit dem Spätsommer 
lässt sich in Ostdeutschland eine neue Phase rassistischer Mobilisierun- 
gen beobachten. Zahlreich sind die Beispiele, die zeigen, dass zwischen 
der AfD im Osten, ihrem aggressiven „Wutbürger“-Umfeld und dem 
harten Kern der Neonazi-Szene alle Schranken gefallen sind. Sprektren- 
übergreifend wähnt man sich rechtsaußen am Vorabend einer völki- 


schen Revolte. 


Die Wahlerfolge der AfD und der Auf- 
stieg von PEGIDA zum gesellschaftlichen 
Diskursakteur bewirkten eine weitere 
Verschiebung des gesellschaftlichen Kli- 
mas nach rechts, in dem alle unter 
Rechtfertigungsdruck geraten, die die- 
ser rasanten Entwicklung nicht folgen 
mögen oder können. Für MigrantInnen, 
engagierte Menschen in der Flüchtlings- 
arbeit oder jene, die sich öffentlich ge- 
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gen die AfD und Neonazis aussprechen, 
ist die Situation in den Mittel- und 
Kleinstädten sowie im ländlichen Raum 


nicht ungefährlich. 


Auf der Klaviatur rechter 
Identitätsdiskurse 

Die vereinte Rechte spielt in Ostdeutsch- 
land auf der Klaviatur rechter Identi- 


tätsdiskurse. Dass die ostdeutsche Ge- 





sellschaft anders verfasst ist als große 
Teile des Westens, klingt banal, ist je- 
doch im Westen weithin unbegriffen. 
Alle Einstellungsuntersuchungen der 
zurückliegenden zehn Jahre konstatie- 
ren eine Skepsis vieler Ostdeutscher ge- 
genüber der Demokratie westlicher Prä- 
gung und eine gegenüber dem Westen 
erhöhte Zustimmungsbereitschaft ge- 
genüber autoritären und rassistischen 
Einstellungen. In Umfragen liegt die AfD 
im Osten um 30 Prozent. Offen extrem 
rechts auftretende Landesverbände der 
Partei wie in Sachsen-Anhalt und Thü- 
ringen treiben mit ihren Provokationen 
und Tabubrüchen die anderen Parteien 
und gesellschaftlichen Gruppen vor sich 
her. Es entsteht ein Klima der Angst, in 
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Rassistische Mobilisierungen und Wahlerfolge der AfD 


dem Diffamierungen von rechtsaußen 
eine hohe Reichweite haben. Dabei ist 
Rassismus nicht der alleinige Faktor, der 
diese Dynamik antreibt. Denn Ableh- 
nung und Feindschaft trifft nicht nur 
Menschen, die aufgrund ihres Äußeren 
als MigrantInnen identifiziert werden, 
sondern potenziell alle, deren Lebens- 
welt oder Habitus im Widerspruch zum 
rechten Bild vom „Deutschsein“ stehen. 
Indes erklären Medien und Politik in 
Westdeutschland „Sachsen“ zum Syno- 
nym für autoritäre Gesellschaftspolitik 
und Demokratiedefizite. Dies reduziert 
die ostdeutsche Gemengelage unzulässig 
auf das Klischee. Andere Entwicklungs- 
faktoren der ostdeutschen Gesellschaft 
bleiben ausgeblendet. 30 Jahre nach dem 
Ende der DDR sind die sozialen und kul- 
turellen Lebensbedingungen im Osten 
nach wie vor davon geprägt, dass das 
Lohnniveau geringer und die soziokultu- 
relle Infrastruktur abseits der Metropo- 
len Berlin und Leipzig dürftig sind. Ost- 
deutsche kulturelle Erfahrungen sind im 
öffentlichen Raum weitgehend ohne 
Stimme. 

Ohne die Geschichte der rassistischen 
Gewalt der 1990er Jahre ist die gegen- 
wärtige Situation im Osten nicht zu be- 
greifen. Die in den 1990er Jahre in Ost- 
deutschland vorherrschende Hegemonie 
eines jugendkulturellen Rechtsextremis- 
mus schien zur Mitte des zurückliegen- 
den Jahrzehnts gebrochen. In Wahrheit 
hat sie sich in die Lebenswelt der heuti- 
gen Elterngeneration transformiert. Sie 
sind es, die mindestens eine Teilmenge 
der „normalen“ rechten DemonstrantIn- 


nen bilden. 


Breite Akzeptanz für extrem 
rechte Deutungsangebote 

In Chemnitz und Köthen trat eine extre- 
me Rechte auf, die das Zusammenspiel 
von Straße, Parlament und rechten pu- 
blizistischen Netzwerken effektiv und 
erfolgreich handhabt. Die im Osten vor- 
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handene breite Akzeptanz für offen ex- 
trem rechte und rassistische Deutungs- 
angebote sozialer und kultureller Wider- 
sprüche in der Gesellschaft erlebt im 
rassistisch motivierten Bürgerprotest 
eine anschlussfähige Form politischer 
Willensbildung. Stärker als im Westen 
agiert die AfD in Ostdeutschland erfolg- 
reich an den Gatekeepern der öffentlich- 
rechtlichen Medien vorbei, wo es um die 
direkte Ansprache und Kommunikatio- 
nen mit ihren Zielgruppen geht. Da es in 
Ostdeutschland ein historisch begründe- 
tes, generelles Misstrauen gegenüber 
der Berichterstattung der Medien gibt, 
gilt die regionale Tageszeitung im Zwei- 
fel als weniger vertrauenswürdig als ein 
Facebook-Forum, in dem auch der Nach- 
bar sein Wissen um die angeblich wah- 
ren Hintergründe der Migration weiter- 
gibt. 

Von Westen her wird die Frage gestellt, 
weshalb rechte Politikangebote in Ost- 
deutschland so reichweitenstark und 
wirkungsmächtig sind, und weshalb sich 
andere Stimmen nur mühsam Gehör 
verschaffen können. Hierzu hilft ein 
Blick auf die Verankerung gesellschaftli- 
cher Großorganisationen wie Sport, 
Wohlfahrt und Parteien in den ländli- 
chen und kleinstädtischen Räumen. Sie 
leiden an Überalterung und dem Rück- 
bau von Strukturen, selbst in mittelgro- 
Ben Städten. Die fortgesetzte Abwande- 
rung junger, sozial mobiler Menschen 
aus dem Osten bleibt dort nicht ohne 
Folgen. Menschen, die sich unter prekä- 
ren Umständen in ostdeutschen Kom- 
munen für ein gewisses Maß an kultu- 
reller Vielfalt engagieren, geben unter 
den Bedingungen von Ressourcenent- 
zug, mangelnder Solidarität und Verein- 
zelung auf. Sie gehen dorthin, wo sich 
soziale Räume finden lassen, in denen 
angstfreier agiert werden kann: in die 


Metropolen. 


GESELLSCHAFT 


Zyklen rassistischer 
Mobilisierungen 

Die extreme Rechte erweckt im Moment 
sehr erfolgreich den Eindruck, ihre Mo- 
bilisierungs- und Kampagnenfähigkeit 
strebe einem baldigen Finale, dem Sturz 
Angela Merkels, wenn nicht einer Revo- 
lution von rechts zu. Dafür knüpft sie in 
Ostdeutschland an die Narrative des Jah- 
res 1989 an, wonach es nur der Ausdauer 
des Protests auf der Straße bedürfe, um 
die Politik zu einem Kurswechsel zu 
zwingen. Die hohe Ereignisdichte der 
letzten Wochen in Ostdeutschland ver- 
stärkt diese Wahrnehmung. Jedoch ver- 
liefen rassistische Mobilisierungen in 
der Vergangenheit in Zyklen von Auf- 
und Abschwüngen. Gegenwärtig muss 
von einem Aufbruch Ost von rechts ge- 
sprochen werden, der jedoch nicht erst 
2015 begann. Im Hinblick auf den sich 
seit 2013 erweiternden Resonanzraum 
rassistischer Mobilisierungen stellen die 
„Lichtelläufe“ im sächsischen Schnee- 
berg sicher einen Einschnitt dar, weil die 
extreme Rechte hier erfolgreich mit 
bürgerlichen Protestformen hantierte. 
Wenn in den kommenden Wintermona- 
ten die Mobilisierungsfähigkeit des 
rechten Blocks in Ostdeutschland zu- 
rückgeht, ist dies nur als Pause, nicht als 


Ende zu werten. 


Der Osten als Blaupause 
Spektren übergreifend präsentiert sich 
die extreme Rechte gegenwärtig in ei- 
nem Mobilisierungsrausch. Bisher gibt 
ihnen ihr Erfolg, messbar in der Ent- 
grenzung des Diskurses im Land, Recht. 
In Westdeutschland hingegen scheint 
die Botschaft noch nicht angekommen 
zu sein, dass der Osten für die extreme 
Rechte die Blaupause für all das ist, was 
sie tun werden, wenn sie im Westen 


ähnlich stark auftreten könnten. 
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SCHWERPUNKT 


Von Britta Kremers 


Der Düsseldorfer 
Wehrhahn-Prozess 


Eine Einleitung in den Schwerpunkt 


Ziemlich genau ein halbes Jahr dauerte 
der Strafprozess gegen den des 12-fa- 
chen, „fremdenfeindlich“ motivierten 
Mordversuchs beschuldigten Ralf S. vor 
dem Landgericht Düsseldorf. Letztend- 
lich wurde der Angeklagte am 31. Juli 
2018 freigesprochen. Immerhin aber gilt 
heute in einer breiten Öffentlichkeit als 
sicher, dass es sich bei dem Anschlag 
vom 27. Juli 2000 am Düsseldorfer S- 
Bahnhof Wehrhahn um eine rassistisch 
motivierte Tat gehandelt hat, die gezielt 
gegen osteuropäische Migrant_innen im 
Stadtteil Flingern gerichtet war. 

Ein Jahr nach der Tat hatte die zuständi- 
ge Staatsanwaltschaft in einer „Sach- 
standseinschätzung“ formuliert, dass 
„intern die Auffassung“ vorherrsche, 
„wonach eine Begehung der Tat durch 
Neonazis als eher unwahrscheinlich an- 
zusehen“ sei. Folgerichtig wurden da- 
nach auch die damaligen Ermittlungen 
gegen Ralf S. eingestellt. Ein fataler Feh- 
ler. Denn als ab Mitte 2014 erneut wegen 
des Wehrhahn-Anschlags gegen S. er- 
mittelt wurde, weil er sich bezüglich sei- 
ner Täterschaft verplappert haben soll, 
waren schon viele Spuren verwischt 
oder verblasst und Erinnerungen ge- 
trübt. 

Offenbar gab sich die neu eingerichtete 


Ermittlungskommission „EK Furche“ bis 


Seite 6 


zur Festnahme von Ralf S. Ende Januar 
2017 beziehungsweise bis zur Prozesser- 
öffnung ein Jahr später tatsächlich alle 
Mühe, ihm die Tat nachzuweisen. Und 
sie zeigte sich ebenso wie die Staatsan- 
waltschaft siegessicher. Die vorgelegte, 
angeblich „lückenlose Indizienkette“ 
aber reichte der Strafkammer letztend- 
lich nicht für eine Verurteilung. Sie 
traute dem Angeklagten die Tat nicht 


“einmal zu. 


Bereits Ende 2014 — über zwei Jahre, be- 
vor bekannt wurde, dass erneut gegen 
Ralf S. ermittelt wird — nahm LOTTA in 
Kooperation mit NSU-Watch NRW das 
Thema Wehrhahn-Anschlag in den Fo- 


kus. Ausführlich berichtet wurde in den 


Eine Einleitung in den Schwerpunkt 


Ausgaben #58, #66, #70 und #71. Natür- 
lich ließen sich nicht alle darin enthalte- 
nen Informationen und Aspekte im vor- 
liegenden Schwerpunkt berücksichti- 
gen, ein Nachlesen in älteren LOTTA- 
Ausgaben sei deshalb an dieser Stelle 
ebenso empfohlen wie ein Hinzuziehen 
der Prozessberichte der Mobilen Beratung 
gegen Rechtsextremismus NRW von allen 
34 Prozesstagen (www.mobile-beratung- 
nrw.de/wehrhahn-prozess) und der NSU- 
Watch NRW-Zusammenfassungen der 
PUA-Sitzungen vom 7. und 17. Februar 
2017 (nrw.nsu-watch.info/category/ 
untersuchungsausschuss/kurzbericht/). 


Zu Beginn gibt Fanny Schneider einen Überblick über den Verlauf des Wehrhahn- 


PROZESSES ee lesreneeree ee tehererasteeersenache 
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Die Betroffenen des Wehrhahn-Anschlags spielten vor Gericht leider 


nur eine Nebenrolle. Mit ihren Perspektiven — soweit bekannt — beschäftigt 
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Die Rolle des VS beim Wehrhahn-Anschlag und die diesbezügliche (Nicht-)Aufklä- 
rungsarbeit des PUA des Landtags NRW thematisiert Kim Finke............. Seite 15 


Wie ist das Urteil im Wehrhahn-Prozess aus juristischer Sicht zu werten? Wie funk- 


tioniert eigentlich ein „Indizienprozess“? Britta Kremers spricht hierüber mit 


Rechtsanwalt Alexander Hoffmanın............. 
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Von Fanny Schneider 


Ausgang 
3 Ackerstraße 


Über 18 Jahre Nichtaufklärung 


Der Wehrhahn-Prozess: Überblick und Bilanz 


„Der Angeklagte wird freigesprochen“, verkündete der Vorsitzende der 


1. Großen Strafkammer am Landgericht Düsseldorf, am 31. Juli 2018. 18 


Jahre und drei Tage nach Tatbegehung bleibt die Täter*innenschaft zum 
Wehrhahn-Anschlag vom 27. Juli 2000 mit diesem — aktuell noch nicht 
rechtskräftigen — Freispruch vor Gericht ungeklärt. 


Nach 34 Hauptverhandlungstagen ließ 
der Vorsitzende Richter, Rainer Drees, 
die Prozessbeteiligten und die Öffent- 
lichkeit wissen, dass der erkennende 
Strafsenat aus drei Richter*innen und 
zwei Schöff*innen die Anklagepunkte 
der Oberstaatsanwaltschaft für nicht 
nachgewiesen erachtet. 

Die Anklagebehörde, vertreten durch 
Oberstaatsanwalt Ralf Herrenbrück, 
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wirft dem als „Alleintäter“ angeklagten 
Ralf S. vor, am 27. Juli 2000 am Düssel- 
dorfer S-Bahnhof „Wehrhahn“ einen 
Sprengstoffanschlag verübt und zwölf 
Menschen durch eine zu diesem Zwecke 
selbst gebaute Rohrbombe zu töten ver- 
sucht zu haben. Die nur durch großes 
Glück zum Teil schwer oder lebensge- 
fährlich verletzt überlebenden Opfer 
habe der Angeklagte absichtsvoll und 


aus „Fremdenfeindlichkeit“ und Hass 
auf alle, die ihn in „seinem Revier“ rund 
um den S-Bahnhof im Düsseldorfer 
Stadtteil Flingern „gestört“ hätten, zu 
ermorden versucht, heißt es in der An- 
klageschrift. Die Staatsanwaltschaft geht 
davon aus, dass dem Angeklagten be- 
kannt gewesen ist, dass die Menschen in 
dieser Gruppe „Ausländer“ waren, die 
im Stadtteil Flingern Deutschkurse be- 
suchten. Einer dieser Kurse wurde in ei- 
nem Gebäude gegenüber dem Militaria- 
Laden des Angeklagten angeboten. Von 
dort aus sei etwa neun Monate vor dem 
Anschlag eine Bedrohung der Sprach- 


schüler*innen ausgegangen: Männer in 
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SCHWERPUNKT 


„Nazi-Outfit“, wie es im Prozessverlauf 
von verschiedenen Zeuginnen und Zeu- 
gen zu dieser frühen Beobachtung zum 
Umfeld, zur Person und zu den Motiven 
des Angeklagten hieß, hätten sich über 
mehrere Wochen morgens bei Ankunft 
der Sprachschüler*innen am Seminarge- 
bäude vor diesen drohend aufgebaut, an 
ihrer Seite mindestens ein großer Hund. 
Die Bedrohung habe sich tagtäglich wie- 
derholt, bis sich die Sprachschüler*in- 
nen zur Wehr gesetzt und den bis heute 
unbekannten Männern, die offenkundig 
in näherer Beziehung zum Angeklagten 
standen und mit ihm vor dessen Laden 
gesehen worden waren, signalisiert hät- 
ten, dass sie sich weitere Bedrohungen 
nicht gefallen lassen würden. Die Bedro- 
hung endete daraufhin. Die Ermittlungs- 
und Anklagebehörden werten diesen Zu- 
sammenhang heute als tatauslösendes 
Motiv: Nachdem sich die Sprachschü- 
ler*innen nicht hatten auf diese Weise 
nachhaltig einschüchtern und vertrei- 
ben lassen, habe der Angeklagte die fol- 
genden Monate bis zur Tatbegehung im 
Juli 2000 genutzt, um als Antwort auf 
seine „Niederlage“ den Bombenanschlag 
vorzubereiten. 

Im Gerichtsprozess, der am 25. Januar 
2018 begann, ging es nun darum, die In- 
dizienkette in der Beweisführung der 
Anklage — der sich fünf der Überleben- 
den als Nebenkläger*innen angeschlos- 
sen haben — vor Gericht nachzuvollzie- 
hen. Mit dem Freispruch, den die Straf- 
kammer letztendlich verkündete, sollte 
von der Indizienlast, die einem Untersu- 
chungsrichter ein Jahr zuvor noch ge- 
reicht hatte, um den nunmehr dringend 
tatverdächtigen Ralf S. in U-Haft ver- 
bringen zu lassen, nicht mehr viel übrig 
bleiben. In ihrer Pressekonferenz zur In- 
haftierung des später angeklagten Ralf 
S. hatten die Strafermittler*innen der 
Polizei zusammen mit der Staatsanwalt- 
schaft am 1. Februar 2017 die Ermitt- 


lungsergebnisse als erdrückend be- 
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schrieben, die Indizienkette als lücken- 
los präsentiert. Nun aber verließ der 
schon im Sommer 2000 als Beschuldigter 
geführte Ralf S. das Gerichtsgebäude am 
31. Juli 2018 als von allen Anklagepunk- 
ten Entlasteter. Dass die Strafkammer in 
ihrer mündlichen Urteilsbegründung S. 
als Rassisten, Antisemiten und Gewalt- 
menschen kennzeichnete, änderte daran 


nichts. 


Beweiswürdigung nach 

18 Jahren 

Rainer Drees teilte mit, dass die Kammer 
die vor Gericht erhobenen Zeug*innen- 
Aussagen am Ende für nicht hinreichend 
widerspruchsfrei genug halte, um den 
Angeklagten zu verurteilen. Auch die 
Sachindizien ließen nicht zweifelsfrei 
den Schluss zu, dass Ralf S. der Täter ge- 
wesen sein müsse. Insbesondere will die 
Kammer festgestellt haben, dass der An- 
geklagte zum in Frage kommenden Zeit- 
punkt nicht am Tatort gewesen sein 
könne. Denn er habe nur etwas mehr als 
vier Minuten nach der Explosion der 
Bombe von seiner Wohnung in der Ger- 
resheimer Straße 13 aus telefoniert. Da- 
für, dass S. nicht die Person gewesen sei, 
die das Telefonat in seiner Wohnung ge- 
führt habe, gäbe es in den Augen der 
Strafkammer keine Anhaltspunkte. 
Schließlich machte die Kammer auch ih- 
ren Eindruck von der Persönlichkeit des 
Angeklagten für ihre Freispruch-Ent- 
scheidung stark: Ralf S. sei einerseits als 
notorischer Lügner in all seinen Einlas- 
sungen zum Tatvorwurf für die Beweis- 
würdigung „unbrauchbar“. Andererseits 
geht die Kammer davon aus, dass der 
Angeklagte intellektuell nicht in der 
Lage sei, ein schlüssiges, erfundenes Ali- 
bi konsequent so zu erzählen, dass er 
sich dabei nicht selbst verrate. Ihm sei 
es sozusagen nicht zuzutrauen, die Tat 
zu planen, durchzuführen und zu ver- 
schleiern, ohne dabei einen Fehler zu 


machen, der den Verdacht auf ihn len- 


ken müsse. Mit diesen beiden Punkten — 
der Zeitablauf-Frage und der Bewertung 
der psychischen und intellektuellen Ver- 
fasstheit des Angeklagten — signalisier- 
te die Strafkammer um den Vorsitzen- 
den Richter Drees in letzter Konsequenz, 
dass für sie der Freispruch weniger aus 
Mangel an Beweisen habe erfolgen müs- 
sen. Vielmehr scheinen die Richter*in- 
nen und Schöff*innen im Laufe des Pro- 
zesses die Überzeugung gewonnen zu 
haben, dass Ralf S. den Anschlag nicht 
begangen hat. Der Verlauf der Hauptver- 
handlung selbst hat diese Schlussfolge- 
rung aber nicht zwingend nahegelegt. 


Faktor Zeit 

Von Ende Januar bis Ende Juni 2018 ha- 
ben die Prozessbeteiligten an 32 Ver- 
handlungstagen das Beweisprogramm 
zur Sache absolviert. Gleich zu Beginn 
des Prozesses hatte der Angeklagte jede 
Tatbeteiligung abgestritten, ebenso wie 
Kenntnisse zum Tatzusammenhang. 
Zeug*innen, die die Tatausübung gese- 
hen haben, ein Geständnis oder belast- 
bare Beweise wie etwa DNA-Spuren — all 
das fehlt in den Ermittlungsunterlagen 
zum „Wehrhahn-Anschlag“. Schwerwie- 
gend beeinträchtigend für den Prozess- 
verlauf war bei dieser für die Wahrheits- 
findung nicht eben einfachen Ausgangs- 
lage schließlich aber vor allem der Um- 
stand, dass das Strafverfahren erst über 
17 Jahre nach der Tat in einen Prozess 
mündete. Die meisten Zeug*innen for- 
mulierten ihre Erinnerungen vor Ge- 
richt mit großem zeitlichen Abstand 
zum Tatzusammenhang, manchmal mit- 
unter auch erst Jahre nach ihrer letzten 
Vernehmung durch die Polizei, die mit 
der neu ins Leben gerufenen „EK Fur- 
che“ ab 2014 die Ermittlungen gegen 
Ralf S. wieder aufgenommen und (er- 
neut) Zeug*innen befragt hatte. 

Der Faktor „Zeit“ beeinflusste also die 
Beweisaufnahme durchaus nachhaltig — 


und auf verschiedene Weise: Wo etwa 
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die Anklage ihre Beweisführung wesent- 
lich auf die Aussagen von ehemaligen 
Beziehungspartnerinnen und Freundin- 
nen des Angeklagten gestützt hatte, wa- 
ren deren Erinnerungen in der Verhand- 
lung nun nicht mehr in aller Schärfe ab- 
rufbar. Im Ermittlungsverfahren hatten 
sie etwa noch ausgesagt, dass der Ange- 
klagte ihnen gegenüber die Tat mittel- 
bar angekündigt oder Täterwissen preis- 
gegeben habe. Während der Befragun- 
gen vor Gericht blieben die Zeuginnen 
aber hinter ihren Angaben, sich an den 
Wortlaut von damals noch genau erin- 
nern zu können, zurück, räumten ein, 
sich ihrer Erinnerungen nicht mehr zu 
100 Prozent sicher zu sein. Andere 
Zeug*innen — etwa eine Frau, die aus ei- 
nem Fenster genau auf den Tatort hatte 
schauen und unmittelbar nach der Ex- 
plosion einen Mann auf einem Licht- 
schaltkasten hatte sitzen, hinunter 
springen und in Richtung von Laden 
und Wohnung des Angeklagten hatte ge- 
hen sehen — konnten inzwischen aus 
gesundheitlichen Gründen nicht mehr 
vor Gericht befragt werden. So konnte 
die genannte Zeugin zu dem Phantom- 
bild, das auf ihre Beschreibung des Gese- 
henen hin angefertigt worden war, nicht 
mehr befragt werden. Und auch die prä- 
zise Schilderung einer ehemaligen 
Nachbarin war nun vor Gericht mit Hin- 
weis auf die vielen seither verstrichenen 
Jahre unschärfer als noch im Protokoll 
vorhergehender Vernehmungen wäh- 
rend der Ermittlungen. Die Zeugin be- 
richtete dennoch in dichter Beschrei- 
bung, dass sie Ralf S. Wochen vor dem 
Anschlag mehrfach gegen 15 Uhr ohne 
seinen ansonsten immer mitgeführten 
Rottweiler rund um den späteren Tatort 
gesehen hätte, Ein Grund für seinen Auf- 
enthalt dort sei für sie nicht ersichtlich 
gewesen. Obwohl er auch an der dorti- 
gen Bushaltestelle gestanden habe, sei 
er nicht in einen der ankommenden 


Busse gestiegen. Diese wichtige Zeugin, 
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die den Angeklagten möglicherweise bei 
der Tatvorbereitung beobachtet hatte, 
blieb in der Erläuterung der Beweiswür- 
digung in der mündlichen Urteilsbe- 
gründung zum Freispruch unerwähnt. 
Ausführlich hingegen würdigte das Ge- 
richt die Zeuginnen-Aussagen zweier 
Sprachlehrerinnen, die im Prozess von 
ihren Beobachtungen der Bedrohungssi- 
tuation vor der Sprachschule im Herbst 
1999 durch Männer aus dem Umfeld von 
Ralf S. berichtet hatten. Ihre Aussagen 
hätten, so Richter Drees zum Prozessen- 
de, für die Kammer nahezu keine Über- 
zeugungskraft. Die Kammer hielt es für 
nicht nachgewiesen, dass der Angeklag- 
te überhaupt in die Bedrohung invol- 
viert war. Und selbst wenn, sei es unbe- 
legt, dass sich für S. hieraus irgendwel- 
che Planungen ergeben hätten. 

Die Aussagen der beiden Zeugen, die 
Ralf S. erst Jahre nach dem Anschlag 
während einer Freiheitsstrafe im Som- 
mer 2014 bzw. in der Untersuchungshaft 
2017 kennengelernt hatten, und denen 
gegenüber der Angeklagte die Tat je- 
weils geständnisgleich berichtet haben 
soll, sollten in den Augen der Strafkam- 
mer ebenfalls nicht als zweifelloser Be- 
weis taugen. Der Zeuge Andreas L. konn- 
te sich nicht exakt daran erinnern, wann 
genau er nach der offenbarenden Begeg- 
nung mit Ralf S. die Justizbeamt*innen 
informiert hatte. Auch über die eigentli- 
che Gesprächssituation mit S. machte er 
widersprüchliche Angaben. Der Zeuge 
Holger P., der erst nach der Haftentlas- 
sung von Ralf S. am 17. Mai 2018 die In- 
formation über sein Gespräch mit dem 
Angeklagten weitergegeben hatte, wur- 
de offenbar aufgrund seiner Persönlich- 
keit und seiner Vorgeschichte insgesamt 
als nicht glaubwürdig eingeschätzt. Vor 
Gericht verweigerte er zunächst die Aus- 
sage und bat darum, ihn und seine Fami- 
lie angemessen vor dem Zugriff des An- 
geklagten zu schützen. Der Zeuge An- 
dreas L. hatte sich 2014 erst an das JVA- 
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Personal gewandt, nachdem S. in eine 
andere Vollzugsanstalt verlegt worden 
war. Die vor Gericht befragten Polizeibe- 
amt*innen, die ihn 2014 daraufhin ver- 
nommen hatten, bestätigten, dass L. sei- 
nerzeit vollkommen aufgelöst gewesen 
sei, entsetzt über das Wissen über den 
Bombenanschlag, das ihm Ralf S. als ver- 
meintlicher Täter in der Haft prahle- 
risch offenbart haben soll. 

Regelrecht kühlen Kopfes hingegen ru- 
derte ein ehemaliger Bundeswehr-Vor- 
gesetzter von Ralf S. vor Gericht zurück. 
2000 hatte der zu S! Bundeswehrzeit als 
stellvertretender Zugführer eingesetzte 
seine Einschätzung mitgeteilt, dass sein 
Untergebener Ralf S. sehr wohl in der 
Lage sei, eine Sprengfalle zu bauen. S. 
sei zudem „völlig durchgeknallt“. Nun 
widerrief der Bundeswehr-Angehörige 
seine damalige Aussage. Eine überzeu- 
gende Erklärung dafür, warum seine ak- 
tuelle Erinnerung an die Kenntnisse und 
Fähigkeiten des Bundeswehrsoldaten 
Ralf S. so massiv von seiner damaligen 
Beurteilung abweichen, hatte der Zeuge 
nicht. 


Auf alles eine Antwort 

Der Angeklagte selbst hingegen hatte im 
Verfahren auf beinahe alles eine Ant- 
wort, insbesondere dann, wenn er sich 
von der Kammer oder der Anklage mit 
Nachfragen zu Sachindizien konfrontiert 
sah. Die Frage, was das Produktblatt ei- 
nes Sprengzünders der Marke Dynamit 
Nobel in einem Schrank seiner Woh- 
nung zu suchen gehabt habe, parierte S. 
etwa mit der Geschichte, dass der 
Schlüssel zu seinem Ladengeschäft we- 
nige Häuser weiter bei einem Kiosk hin- 
terlegt gewesen sei — für Freund*innen 
und etwaige Kund*innen des Militaria- 
Ladens, für den Fall, dass er einmal nicht 
anzutreffen gewesen sei. Am Schlüssel- 
bund habe sich auch der Wohnungs- 
schlüssel befunden — das Werbeblatt 


mit technischen Angaben zum Spreng- 
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Worringerstraße zwischen Gerresheimer Straße 
und Am Wehrhahn: Hier wurde Ralf S. „um die Mit- 
tagszeit“ des Tattages von zwei Zeugen gesehen. S. 


Gerresheimer Straße 54 (Ecke 
Worringer Straße): Ein Teil der 


Anschlagsopfer kam aus diesem 

















Gebäude, in dem sie einen Sprach- sei nervös auf und ab gelaufen. Ob S. direkte Sicht 


kurs besuchten. auf den Tatort hatte — möglicherweise, um zu prü- 
fen, ob die Bombentüte noch an ihrem Platz hing -, 
konnte nicht geklärt werden. 

S. soll anders gekleidet gewesen sein als üblich und 


auch nicht wie sonst seinen Hund dabei gehabt ha- 
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2: 7 £ Gerresheimer Straße 13: Hier hatte Ralf S. zwischen Herbst 
7 ” 1999 und Spätsommer 2000 eine Wohnung angemietet, die er 
& = Ze nach einer erfolgreichen Räumungsklage des Vermieters — 
Rn £ en 
OSC Anfang September 2000 aufgab. Er hielt sich jedoch zumeist — 
we u auch in dieser Zeitspanne — in der Wohnung seiner Lebensge- 
ss SZ  fährtin auf der Schützenstraße 65 auf, 200 Meter entfernt. Die 
xE, IN "Anklage bezeichnet die Wohnung G13 als „konspirative Woh- 
- 75 nung“, angemietet zum Zwecke des Bombenbaus. Hier wurden 
N = auch ein Werbeprospekt für einen Sprengzünder sowie Hand- 
4/77,  granatensplinte gefunden. Vier Minuten nach dem Anschlag 
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III” | wurde vom Festnetzanschluss dieser Wohnung ein abgehendes 
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Telefonat geführt — vermutlich vom Angeklagten selbst. 
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Kölner Straße 50: Hier befand sich 
2000/2001 ein Tattoo-Laden, betrie- 


ben von einer Bekannten von Ralf S., 







einer der Hauptzeug innen im Pro- ansonsten stets 
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zess. Hier will sich S. noch kurz vor 
der Tat aufgehalten haben. 
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Lichtschaltkasten gegenüber Gerres- 
heimer Straße 69: Von hier aus soll 
der Täter den Sprengsatz mit Sicht- 
kontakt auf den Tatort gezündet ha- 
ben. Unmittelbar nach der Explosion 
um 15.03 Uhr wurde er von einer 
Zeugin gesehen, wie er von dem Kas- 
ten herunter kletterte und ohne Eile 
um die Ecke in Richtung Worringer 
Straße verschwand. Dass es sich hier- 
bei um den Täter handelte, ist un- 
strittig. Die angefertige Phantom- 
zeichnung ähnelt Ralf S. sehr. Die 
Zeugin stand 2018 aus gesundheitli- 


chen Gründen nicht mehr zur Verfü- 


gung. 








Ackerstraße 90: Ein Teil der An- 
schlagsopfer kam aus diesem Ge- 
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Hier befindet sich der S-Bahnhof-Wehrhahn-Zugang Acker- ——- 
straße, den die Anschlagsopfer montags bis freitags auf den 


Heimweg nach dem Unterricht kurz nach 15 Uhr passierten. ‚üsseldorf- 



















Der Zugang verläuft über einen wenige Meter langen Eingangs- « Fl ingern 
tunnel auf eine Fußgängerbrücke, die zum Bahnsteig führt. Der PEITEE, 


_. 


Haupteingang zum S-Bahnhof ist einige hundert Meter nörd- Taße a > 


lich gelegen (Am Wehrhahn/Grafenberger Allee). Die Tüte mit 
der Bombe hing am linken Brückengeländer kurz nach dem 


Verlassen des Tunnels an der Ackerstraße in Richtung der Gleise. 


Albertstra 


ch Gerresheimer Straße/Ackerstraße 


urde S. von einer ehemaligen Nachbarin 





em Anschlag gegen 15 Uhr ohne seinen 
mitgeführten Rottweiler gesehen, ohne 
rde, zu welchem Zweck er sich dort auf- 
se wertet S’ Verhalten als Tatvorberei- 


:rvieren der Opfergruppe. 


7 
$, 


Foto: terz.org 
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zünder habe ihm also vermutlich je- 
mand untergeschoben. Warum er am 
Telefon erzählen könne, dass zur Tatzeit 
auf der dem S-Bahnhof-Eingang gegen- 
überliegenden Straßenseite bestätigter- 
maßen eine schwarze Limousine geparkt 
habe, obwohl er zur fraglichen Zeit doch 
gar nicht in der Nähe gewesen sein will 
und folglich das Auto nicht selbst gese- 
hen haben könne — und dieses Auto 
auch nur von einem einzigen Zeugen be- 
merkt worden sei, den er nie kennenge- 
lernt habe? Das müsse ihm halt irgend- 
wer erzählt haben. Dass er selbst in sei- 
ner Werbung für sein Security-Unter- 
nehmen seit Jahren und wiederholt an- 
gegeben hat, Kenntnisse im Umgang mit 
Bomben und Sprengmittelentschärfung 
zu haben, kommentierte der Angeklagte 
mit der Behauptung, für Personen- 
schutz-Schulungen lediglich Attrappen 
gebaut zu haben, sich aber ansonsten 
nicht auszukennen. 

Mit den Tonbändern aus der Telekom- 
munikationsüberwachung, die per Ein- 
spieler in den Prozess eingeführt wur- 
den, hörten die Beteiligten und Besu- 
cher*innen des Landgerichtsprozesses 
den Angeklagten im Telefongespräch 
etwa mit Sven Skoda und anderen Neo- 
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Militaria-Laden von Ralf S. auf der Gerresheimer Straße 51 (Foto aus dem Jahr 1999). 


Der Wehrhahn-Prozess: Überblick und Bilanz 





nazis, wie er die Opfer verhöhnte. Sie 
hörten, dass Ralf S. den NS und sein Idol 
Rudolf Heß verherrlichte und den Wehr- 
hahn-Anschlag als gelungene Vertrei- 
bungsaktion ähnlich der Shoah bezeich- 
nete. Im Gerichtssaal zeigte sich der An- 
geklagte hierüber bisweilen amüsiert, 
äußerte sich aber nicht dazu. 


Kein Schlussstrich 

Der Ausgang des Strafprozesses zur An- 
klage gegen Ralf S. war nicht grundsätz- 
lich überraschend. Der Vorsitzende 
Richter Drees hatte bereits Monate vor 
Prozessende seine Ungeduld mit der Be- 
weiserhebung gezeigt und insbesondere 
die Oberstaatsanwaltschaft und die Ver- 
teidigung aufgefordert, Beweisanträge 
zu stellen oder ihr Beweisprogramm of- 
fenzulegen, wenn sie nicht mit einem 
frühzeitigen Ende der Beweisaufnahme- 
phase rechnen wollten. Am 17. Mai 2018 
ordnete die Kammer dann zudem die 
Entlassung aus der U-Haft für den Ange- 
klagten an. Dieser sei nunmehr nicht 
länger dringend tatverdächtig — seine 
Inhaftnahme sei folglich zu beenden. 
Überraschend hingegen war für Prozess- 
beobachter*innen, wie wenig der Frei- 


spruch — so sehr er sich zuletzt auch an- 





gedeutet hatte — mit dem Bild von der 
Beweislage in Einklang zu bringen ist, 
wie es die Oberstaatsanwaltschaft und 
die Polizei bei der Verhaftung von Ralf S. 
Anfang Februar 2017 gezeichnet hatten. 
Überzeugt sei man, hieß es damals in 
der Pressekonferenz zur Inhaftnahme 
des Tatverdächtigen S. wie auch später 
in einer der beiden „Wehrhahn“-Sitzun- 
gen des Parlamentarischen NSU-Unter- 
suchungsausschusses des Landtags NRW, 
dass man „den Richtigen“ habe und dass 
man ihm seine Tat auch nachweisen 
könne. Im NSU-Untersuchungsaus- 
schuss berichtete Oberstaatsanwalt Her- 
renbrück noch davon, dass man auch an- 
gesichts der seit dem Anschlag verstri- 
chenen Zeit sehr behutsam an die Über- 
lebenden herangetreten sei, sie schon 
am Vorabend vor der Verhaftung des 
mutmaßlichen Täters über die neue Ent- 
wicklung informiert habe. Die Sicher- 
heit, diese Nachricht nicht vorschnell 
und in allzu überzeugtem Ton formu- 
liert zu haben, ist nun — mit dem Ende 
des Wehrhahn-Prozesses — vollständig 
verloren. Die Überlebenden — nur weni- 
ge haben im Prozess von ihren Verlet- 
zungen und von ihrem Wunsch nach ei- 
nem Abschluss berichtet — werden mit 
Ausgang des Strafprozesses keinen 


Schlussstrich ziehen können. 
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Von Dominik Lange 





„Niemand kam und fragte: 


Wie geht es Ihnen?“ 


Die Betroffenen des Wehrhahn-Anschlags 


Zehn Migrant*innen aus Staaten der ehemaligen Sowjetunion wurden 
durch den Bombenanschlag am S-Bahnhof Wehrhahn verletzt, zwei wei- 
tere blieben unverletzt — zumindest körperlich. In der öffentlichen Be- 
richterstattung waren und sind sie allesamt kaum wahrnehmbar. Und 
auch während des Prozesses vor dem Landgericht Düsseldorf spielten 
sie und ihre Perspektiven nur eine Nebenrolle. 


Nur dem Zufall war es zu verdanken, 
dass die Bombenexplosion am 27. Juli 
2000 nicht zwölf Todesopfer forderte. 
Die wenigen Betroffenen, die sich öf- 
fentlich über den Anschlag äußern, be- 
klagen, dass sie noch immer unter den 
Folgen des Anschlags leiden. Und sie kri- 
tisieren die mangelnde Unterstützung, 
die ihnen nach dem Anschlag zuteil 
wurde. Eine der Betroffenen, die heute 
öffentlich über die Anschlagsfolgen 
sprechen, ist Ekaterina P. Gegenüber 
dem WDR kritisierte sie die Politik: Nie- 
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mand habe sich nach dem Anschlag für 
sie interessiert, kein Politiker und auch 
keine Behörde. Es habe keine Hilfe oder 
Entschädigung für die erlittenen Verlet- 
zungen gegeben. Ekaterina P, war kurze 
Zeit vor dem Anschlag aus Kasachstan 
nach Deutschland gekommen. Wie die 
anderen Betroffenen auch besuchte sie 
einen Deutsch-Sprachkurs im Düsseldor- 
fer Stadtteil Flingern. Zuvor hatte sie am 
Moskauer Handelsinstitut studiert und 
anschließend als leitende Kauffrau in ei- 


nem Stoffgroßhandel gearbeitet. Nach 


dem Bombenanschlag, bei dem sie le- 
bensgefährlich verletzt wurde, bemühte 
sie sich um Umschulungen, doch das 
Jobcenter habe ihr damals zu einem 
Putzjob geraten, so P. gegenüber dem 
WDR. 

Ekaterina P. leidet bis heute an den Fol- 
gen des Anschlags. Seit zwei Jahren wird 
sie durch die Opferberatung Rheinland 
(www.opferberatung-rheinland.de) unter- 
stützt. In dem WDR-Interview wünschte 
sie sich eine Würdigung ihres Leidens 
durch die Politik. Nach der öffentlichen 
Kritik lud das Büro des Düsseldorfer 
Oberbürgermeisters, Thomas Geisel, sie 
ins Rathaus ein. 

Hilfe erhielten einige der Betroffenen 
bereits unmittelbar nach dem Anschlag 
durch die Jüdische Gemeinde in Düssel- 
dorf, wie deren Geschäftsführer Michael 
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Szentei-Heise bei einer Veranstaltung 
im Januar 2018 noch einmal berichtete. 
Der Rabbiner habe sich um sie geküm- 
mert, unter den Gemeindemitgliedern 
seien Spenden gesammelt worden. Die 
Verantwortlichen der Gemeinde hätten 
die Betroffenen zudem auf deren 
Wunsch hin von den Medien abgeschot- 
tet. 


Ermittlungen im Opfer- 
Umfeld 

Auf der Suche nach einem Motiv für den 
Anschlag und nach den Täter*innen 
nahm die polizeiliche Ermittlungskom- 
mission auch das Umfeld der Opfer in 
den Fokus. In welcher Intensität dies ge- 
schah, ist unklar. Sicher ist jedoch, dass 
Theorien überprüft wurden, wonach die 
Täter*innen aus dem direkten Umfeld 
der Betroffenen kommen könnten. Eine 
davon zielte auf eine Eifersuchts- oder 
Beziehungstat ab. In der Bild erschienen 
Artikel, in denen auf reißerische Art ent- 
sprechende „Beobachtungen“ vermeint- 
licher Nachbar*innen präsentiert wur- 
den. Eine andere Ermittlungstheorie be- 
sagte, dass sich möglicherweise einzelne 
Betroffene ihren Status als „Kontingent- 
flüchtling“ illegal besorgt und hierfür 
Schulden bei der „Russenmafia“ oder 
anderen Strukturen der Organisierten 
Kriminalität (OK) gemacht haben könn- 
ten. Überhaupt scheint sich für die Er- 
mittler*innen nicht erst nach der Ein- 
stellung des damaligen Ermittlungsver- 
fahrens gegen Ralf S. im Jahr 2002 die 
Theorie, dass der Anschlag einen russi- 
schen oder polnischen, also osteuropäi- 
schen OK-Hintergrund haben könnte, 
durchgesetzt zu haben, ohne jemals 
hierzu etwas Brauchbares abliefern zu 


können. 


Als Zeug*innen vor Gericht 
Im Wehrhahn-Prozess war Ekaterina P. 
eine von fünf Betroffenen, die als Ne- 


benkläger*innen auftraten. Als Zeugin 
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sagte sie nicht aus. Diejenigen drei Be- 
troffenen, die in den Zeugenstand tra- 
ten, wurden erst am 26. Prozesstag ge- 
hört, zwei Prozesstage nach der Entlas- 
sung des Angeklagten Ralf SS. aus der Un- 
tersuchungshaft. Lediglich drei Betroffe- 
ne sagten als Zeug*innen am 8. Juni 
2018 aus: Der 68-jährige Borys V., die 70- 
jährige Tuti A. und deren 42-jährige 
Schwiegertochter Naila A. Tuti A. be- 
richtete, dass sie durch die Wucht der 
Explosion fast über das Geländer der 
Fußgängerbrücke gestürzt sei. Bei ihr 
hätten Bombensplitter entfernt werden 
müssen, zudem sei sie am Knie operiert 
worden. Ein großer und kleine Splitter 
hätten sie am Bein verletzt, diese hätten 
operativ entfernt werden müssen. Da- 
mals habe sie Probleme beim Gehen ge- 
habt. Auch heute noch schmerze ihr lin- 
kes Bein manchmal. Auch V. erklärte, 
dass er noch heute Beschwerden habe. 
Er war durch Bombensplitter lebensge- 
fährlich im Bauchbereich verletzt wor- 
den. Als einzige der als Zeug*innen be- 
fragten Betroffenen konnte Naila A. 
auch Angaben zum Angeklagten ma- 
chen, nachdem sie zuvor ihre Erinne- 
rungen an den Anschlagstag geschildert 
und über ihre Verletzungen gesprochen 
hatte. Sie erinnerte sich, den in Camou- 
flage-Uniform Gekleideten häufig in 
räumlicher Nähe der Sprachschule gese- 
hen zu haben, hin und wieder auch in 
Begleitung weiterer Personen. Gegen 
Sprachschüler*innen gerichtete Bedro- 
hungen seien ihr aber nicht bekannt. 
Gegenüber der Westdeutschen Zeitung äu- 
ßerte sie sich eher resigniert: „Wir sind 
nach der langen Zeit gleichgültiger ge- 
worden. Man beobachtet das Ganze ru- 
higer als am Anfang.“ Sie würde es aber 
begrüßen, wenn der Täter verurteilt 
werde, sofern man es ihm beweisen kön- 
ne: „Damit er das nicht wieder machen 


kann.“ 


Die Betroffenen des Wehrhahn-Anschlags 


„Es bleibt kein ‚In dubio‘“ 

In ihren Abschlussplädoyers zeigten sich 
die Anwält*innen der Nebenklage von 
der Täterschaft von Ralf S. überzeugt. 
Der Nebenklagevertreter Rechtsanwalt 
Juri Rogner warnte die Kammer davor, 
im Falle eines Freispruchs „den schwers- 
ten Justizfehler in der Geschichte Düs- 
seldorfs zu begehen“. Nebenklagevertre- 
terin Rechtsanwältin Anne Mayer fasste 
zusammen: „In der Gesamtschau tragen 
zahlreiche Indizien und Aussagen von 
Zeugen und Zeuginnen zum Beweis der 
Täterschaft bei.“ Das Motiv sei „klar“, 
die Ankündigung der Tat „deutlich“, 
ebenso die „sorgfältige Vorbereitung auf 
ein Alibi vor der Begehung der Tat“. 
Hinzu kämen „die glaubhaften — und 
mutigen — Aussagen der Zeugen L|...] 
und P[...].“ Ihr Fazit: „Es bleibt kein ‚In 
dubio‘.“ 

Der Nebenklagevertreter Rechtsanwalt 
Michael Rellmann äußerte sich nach der 
Urteilsverkündung wie folgt: „Das ist 
kein guter Tag für die Justiz und ein 
schlechter Tag für die Opfer des An- 
schlags.“ Diese hätten sich darauf ver- 
lassen, dass ein Urteil gefällt würde, was 
den Umständen und Indizien gerecht 
geworden wäre. „Das Leben aller ist aus 
der Bahn geworfen worden“, so Rell- 
mann. Viele der Betroffenen seien heute 
noch traumatisiert. 

Gegenüber der Süddeutschen Zeitung for- 
derte Anne Mayer, eine Gedenktafel am 
Tatort anzubringen und die Geschichte 
der Betroffenen sichtbar zu machen: 
„Dann hätten sie immerhin die Gewiss- 
heit, nicht völlig vergessen zu werden.“ 
Dieser Forderung haben sich auch diver- 
se antifaschistische Initiativen aus Düs- 
seldorf angeschlossen. Die Umsetzung 
der Forderung wird aktuell auf lokalpoli- 


tischer Ebene verhandelt. 
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„Ein Untersuchungsausschuss 
ist notwendiger denn je“ 


Die Rolle des VS beim Wehrhahn-Anschlag ist unaufgeklärt 


Nicht nur, dass durch den Freispruch des Angeklagten vom 31. Juli 2018 
der Wehrhahn-Anschlag weiterhin als unaufgeklärt gilt, der Prozess vor 
dem Düsseldorfer Landgericht trug auch nicht dazu bei, die dubiose 
Rolle des Verfassungsschutzes bei den Ermittlungen zu klären. Nach der 
Urteilsverkündung wiederholte „NSU-Watch NRW“ deshalb die Forde- 
rung nach einem neuen Untersuchungsausschuss. Doch im Landtag 
fehlt der dazu notwendige politische Wille. 


Der Bombenanschlag vom 27. Juli 2000 
war bereits Thema des bis April 2017 tä- 
tigen Parlamentarischen NSU-Untersu- 
chungsausschuss (PUA) des Landtags 
NRW (vgl. LOTTA #66, S. 50-53). Dieser 
befasste sich aber nur rudimentär mit 
der Tat und hörte im Februar 2017 ledig- 
lich drei Zeugen an — zwei Ermittlungs- 
leiter der Polizei sowie den leitenden 


Staatsanwalt. Dass der Anschlag erst 


LoTTA #72, HERBST 2018 


kurz vor der Auflösung des PUA vor den 
NRW-Landtagswahlen thematisiert wur- 


de, hat mit den im Sommer 2014 erneut 


eingeleiteten Ermittlungen gegen Ralf. 


zu tun. Staatsanwaltschaft und PUA hat- 
ten eine Übereinkunft getroffen: In öf- 
fentlicher Sitzung sollte der Anschlag 
erst nach der angeblich schon bald be- 
vorstehenden Festnahme des Tatver- 


dächtigen thematisiert werden. So soll- 


ten Beeinträchtigungen der parallel lau- 
fenden Ermittlungen verhindert wer- 
den. Aber die Verhaftung zögerte sich 
immer weiter hinaus, erst Ende Januar 
2017 erfolgte der Zugriff der Polizei. Ob- 
wohl das Justizministerium bis zur Ver- 
haftung die gesamten Ermittlungsakten 
als „VS-Vertraulich“ eingestuft hatte, 
was die Recherche für die PUA-Mitglie- 
der erheblich erschwerte, stießen Teile 
des PUA auf einen aufklärungsbedürfti- 
gen Sachverhalt, nämlich auf einen V- 
Mann des VS NRW, der bereits vor dem 
Anschlag in Kontakt mit Ralf. stand 
und der zeitnah nach dem Anschlag von 
der Polizei als Zeuge vernommen wor- 


den war. 
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V-Mann „Apollo“ 

Bei dem V-Mann mit dem Decknamen 
„Apollo“ handelte es sich um den Düs- 
seldorfer Neonazi Andre „Gonzo“ M., im 
Jahr 2000 „Mitgliedsanwärter“ der Ka- 
meradschaft Düsseldorf um ihren mit Ralf 
S. befreundeten „Kameradschaftsfüh- 
rer“ Sven Skoda, auf den „Apollo“ ange- 
setzt war. Auf der Schläfe trug M. seit 
Ende der 1990er Jahre eine auffällige 
Blood & Honour-Tätowierung. Im Sommer 
2000 arbeitete er für Ralf S. als Wach- 
mann im Bereich Objektschutz. Ein V- 
Mann in der Nähe eines stadtbekannten 
Neonazis ist an sich nichts Ungewöhnli- 
ches. Brisanz erhält „Apollo“, weil er 
2004 Wissen über die Hintergründe des 
Wehrhahn-Anschlags geäußert haben 
soll. Und weil der Verfassungsschutz sei- 
ne Rolle offenbar vertuschen will. Was 
war geschehen? Ein Blick in den Schluss- 
bericht des PUA hilft leider nicht weiter, 
weil hier „Apollos“ bislang bekannte Ge- 
schichte nur verkürzt dargestellt wird. 
Im Januar 2018 erschien aber zum Pro- 
zessauftakt in der Welt eine ausführliche 
Recherche von Dirk Laabs. Demnach 
meldete im Juni 2004 ein bis dahin als 
überwiegend zuverlässig eingeschätzter 
Informant seinen Führungsbeamten 
vom LKA NRW, dass ein „Gonzo“ über 
den Wehrhahn-Anschlag gesprochen 
habe. Dieser habe berichtet, dass eine 
Gruppe Düsseldorfer Rechtsextremer 
das Gebiet um den Anschlagsort gesi- 
chert habe, um den eigentlich handeln- 
den Personen — Neonazis aus Ost- 
deutschland — die Tatausführung zu er- 
möglichen und den Rückzug zu sichern. 
Der LKA-Informant habe es sogar für 
möglich gehalten, dass „Gonzo“, selbst 
in den Anschlag involviert gewesen sei. 
Dieser Hinweis gelangte auch an die Po- 
lizei Düsseldorf. Dort war offenbar be- 
reits bekannt, dass Andre M. zuerst für 
den MAD und später für den NRW-VS 
gespitzelt hatte. Laabs vermutet, dass 


die Düsseldorfer Ermittler die Brisanz 
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dieser Spur erkannten und die einfachs- 
te Lösung wählten: „Nach nur einem 
Monat beschlossen sie, die Aussage des 
Polizeispitzels einfach hinzunehmen 
und den V-Mann des Verfassungsschut- 
zes unbehelligt zu lassen. Damit ließen 
sie jedoch automatisch auch von Ralf S. 
und seinem Umfeld ab.“ Allerdings ist 
unklar, wer bei der Polizei Düsseldorf 
von M.s V-Mann-Tätigkeit wusste — und 
vorliegende Informationen möglicher- 
weise nicht weitergab. Der mit dem 
Wehrhahn-Anschlag befasste „EK 
Acker“-Ermittlungsleiter Dietmar Wix- 
fort jedenfalls sagte vor dem PUA aus, er 
habe erst 2012 von der Verbindung des 
Andre M. zum Verfassungsschutz erfah- 
ren. 


Der Hinweis im Lichte 

des NSU 

Nach der Selbstenttarnung des NSU 
sichtete die Polizei erneut die Wehr- 
hahn-Akten, und jetzt erschien der Hin- 
weis auf tatbeteiligte Neonazis aus Ost- 
deutschland in einem neuen Licht. In 
der Folge fragte Wixfort beim VS NRW 
nach Informationen über Andre M., am 
9. Februar 2012 lud der VS den Polizisten 
dann zu einem vertraulichen Gespräch. 
Da teilte der VS mit, Andre M. sei von 
August 1999 bis wenige Wochen vor dem 
Anschlag als V-Mann tätig gewesen, 
dann aber abgeschaltet worden. Er habe 
nichts Verwertbares berichtet. 

Über das Gespräch liegt ein Vermerk ei- 
ner — den „EK Acker“-Leiter zum Ge- 
spräch beim VS NRW begleitenden — 
Polizistin vor, die darin ihre starken 
Zweifel an den Angaben des Geheim- 
dienstes darlegt. Verwundert stellte sie 
fest, dass während des Gesprächs auf 
einmal der V-Mann-Führer von „Apollo“ 
den Raum betrat und diesem ungefragt 
ein Alibi lieferte: Andre M. und er hätten 
einander zur Tatzeit im Düsseldorfer Ha- 
fen getroffen. Außerdem teilte der VS 
mit, bereits im September 2000 mit An- 


dre M. ein angeblich „völlig unergiebi- 
ges“ Gespräch über den Anschlag ge- 
führt zu haben. Den Polizist*innen wur- 
de eine Sammlung von Deckblattberich- 
ten des V-Mannes vorgelegt, deren In- 
halt die Verfasserin des Vermerks aber 
als substanzlos wertete. Die Botschaft 
des VS an die Polizei war eindeutig: An 
der Sache ist nichts dran, haltet euch da- 


mit nicht auf, 


„Auf ganzer Linie versagt“ 

Was wusste der VS tatsächlich über den 
Wehrhahn-Anschlag? Wurde „Apollo“ 
damals auch auf Ralf S. angesetzt? Wer 
wusste behördlicherseits was zu wel- 
chem Zeitpunkt — und was geschah mit 
etwaigen Informationen? Diese und an- 
dere Fragen hätte der PUA klären müs- 
sen. Im Anlagenband des Schlussbe- 
richts ist dokumentiert, dass zunächst 
auch geplant war, genauer hinter die 
Kulissen zu schauen. Bereits im Sommer 
2016 verabschiedete der Ausschuss ein- 
stimmig mehrere Beweisbeschlüsse, um 
den V-Mann Andre M., den Informanten 
des LKA sowie die am Gespräch im Feb- 
ruar 2012 Beteiligten zu vernehmen. 
Später wurde unter anderem ergänzt, 
dass „Apollos“ V-Mann-Führer auch 
über sein dienstliches Verhältnis zum V- 
Mann „Ronald“ befragt werden soll. 
Hinter dem Decknamen „Ronald“ ver- 
barg sich Johann H., damals stellvertre- 
tender Anführer der mittlerweile verbo- 
tenen Kameradschaft Köln. Er geriet im 
Februar 2012 ins Visier der Polizei, weil 
er dem Phantombild des Täters des 
NSU-Bombenanschlags in der Kölner 
Probsteigasse ähnlich sieht (vgl. LOTTA 
#60, 50-53). 

Nach der Verhaftung von Ralf S. Ende Ja- 
nuar 2017 geschah dann etwas nicht 
Nachvollziehbares: Die Obleute des Aus- 
schusses beschlossen, die genannten Be- 
weisanträge zurück zu nehmen. Die 
Gründe für diese Entscheidung lassen 


sich nicht in Erfahrung bringen. Diesbe- 
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zügliche Fragen der LOTTA an die betei- 
ligten Fraktionen des Landtags blieben 
unbeantwortet. 

Einzig die Abgeordneten von Bündnis 
90/Die Grünen und der Piraten versuch- 
ten, den Zeugen Wixfort im Ausschuss 
zu seinem Treffen mit dem zu VS befra- 
gen. Hier intervenierte dann der PUA- 
Vorsitzende Sven Wolf (SPD): Der Zeuge 
dürfe nur die Existenz des Gespräches 
bestätigen und mitteilen, dass ihm dort 
vertrauliche und geheime Akten gezeigt 
worden seien. Mehr ginge in öffentli- 
cher Sitzung nicht. Da der Vermerk, auf 
den sich die Abgeordneten bei ihren Fra- 
gen bezogen, aufgrund seiner niedrigen 
Einstufung im Ausschuss hätte vorgetra- 
gen werden können, folgte eine kurze 
Sitzungsunterbrechung. Im Kreise der 
Obleute wurde dann offenbar Einver- 
nehmen hergestellt, keine weiteren Fra- 
gen zu diesem Thema zu stellen. Wolf 
griff auch ein, als Fragen nach einem an- 
deren Informanten der Polizei gestellt 
wurden — mit Verweis auf seine „Für- 
sorgepflicht“ für diesen Informanten. 
Dieser soll 2012 ausgesagt haben, Uwe 
Böhnhardt oder Uwe Mundlos in den 
Jahren 1999/2000 unter anderem bei 
Rechtsrock-Konzerten in Düsseldorf ge- 
sehen zu haben. 

„Der Untersuchungsausschuss des Land- 
tags hat bei der Aufklärung eines mögli- 
chen behördlichen Fehlverhaltens im 
Zusammenhang mit dem Wehrhahn-An- 
schlag auf ganzer Linie versagt“, kriti- 
siert deshalb die Initiative NSU-Watch 
NRW. Der Ausschuss habe sich selbst 
zum „Erfüllungsgehilfen der Vernebe- 
lungstaktik des Verfassungsschutzes de- 
gradiert“. 


Kaum Thema im Prozess 

Im Wehrhahn-Prozess spielte das Thema 
VS keine Rolle. Lediglich Andre M. 
musste am 5. März 2018 als Zeuge er- 
scheinen, eine besondere Aussagegeneh- 


migung benötigte er hierfür offenbar 
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nicht. Dort sagte er aus, dass er sich am 
Tattag in seiner Wohnung in Düsseldorf- 
Derendorf aufgehalten habe — und stell- 
te damit das Alibi, das ihm 2012 der V- 
Mann-Führer verschafft hatte, in Frage. 
Ansonsten betonte er, dass er sich kaum 
noch erinnern könne. Auf Vorhalt der 
Verteidigung bestätigte M. das Treffen 
mit dem Verfassungsschutz nach dem 
Anschlag. Er habe mitgeteilt, keine 
Kenntnisse über eine Täterschaft von 
Ralf S. zu haben. Für dieses Treffen habe 
er auch ein Honorar bekommen. Zudem 
teilte die Verteidigung mit, dass Ralf S. 
in den 52 Berichten von „Apollo“ nur 
ein einziges Mal erwähnt sei — als Teil- 
nehmer einer neonazistischen Musik- 
veranstaltung. Im Prozess wurde zudem 
bekannt, dass M. den Angeklagten im 
Jahr 2000 über seine Vorladung zur Zeu- 
genvernehmung bei der Polizei infor- 
mierte und von diesem Anweisungen für 
seine Aussage erhielt. Ansonsten zeich- 
nete M. vom Angeklagten das Bild eines 
„Spinners“, den man in der Szene nicht 


ernst genommen habe. 


Keine weitere Aufklärung 
LOTTA wollte nun wissen, ob aus Sicht 
der im Landtag vertretenen Fraktionen 
weiterer Aufklärungsbedarf hinsichtlich 
des Wehrhahn-Anschlags besteht. Wäh- 
rend die CDU die diesbezügliche schrift- 
liche Anfrage ignorierte und die FDP le- 
diglich ein allgemeines Statement ihres 
innenpolitischen Sprechers zum Thema 
Rechtsextremismus schickte, antworte- 
ten Bündnis 90/Die Grünen und SPD zu- 
mindest, allerdings ohne auf die zahlrei- 
chen Detailfragen einzugehen. 

Aus Sicht der Grünen ist „rund um den 
Wehrhahn-Anschlag noch vieles unge- 
klärt — insbesondere, was die Rolle des 
Verfassungsschutz im Zusammenhang 
mit den damaligen Ermittlungen an- 
geht. [...] Daher könnte und müsste aus 
unserer Sicht ein neuer Untersuchungs- 


ausschuss diese Aufklärungsarbeit leis- 


SCHWERPUNKT 


ten“, so der Pressesprecher der Fraktion. 
Um ein solches Gremium einzusetzen, 
braucht es die Zustimmung von einem 
Fünftel der Landtagsmitglieder. Dieses 
Quorum könnten die Grünen zusammen 
mit der ebenfalls oppositionellen SPD 
erreichen, letztere will aber auch nach 
der noch ausstehenden Revisionsent- 
scheidung des Bundesgerichtshof keinen 
Untersuchungsausschuss unterstützen, 
wie die Grünen mitteilten. Die SPD-Frak- 
tion selbst teilte lediglich mit, man ach- 
te die Unabhängigkeit der Justiz und be- 
werte deshalb das Urteil im Wehrhahn- 
Prozess nicht, zumal es auch noch nicht 
rechtskräftig sei. Der Schlussbericht fas- 
se die „öffentlichen Erkenntnisse des 
Untersuchungsausschusses zum Sach- 


verhalt zusammen“, 


Seite 17 


SCHWERPUNKT 


Interview mit Rechtsanwalt Alexander Hoffmann 


Das Interview wurde geführt von Britta Kremers 


„Ein Urteil darf nicht die 
Fehler der Ermittlungsbe- 
hörden vertuschen“ 


Interview mit Rechtsanwalt Alexander Hoffmann 


Viel war seit der Festnahme von Ralf S. davon die Rede, dass die Staats- 
anwaltschaft eine überzeugende und geschlossene „Indizienkette“ in 
der Tasche habe, die es ermöglichen würde, dem Angeklagten die Tat 
zweifelsfrei nachzuweisen. Es kam anders. Über das Strafverfahren 
sprach LOTTA mit dem nicht am Wehrhahn-Prozess beteiligten Rechtsan- 
walt Alexander Hoffmann, einem der Nebenklagevertreter im Münchner 


NSU-Prozess. 


Was ist das Besondere an einem Indi- 
zienprozess? 


Als Indizienprozess wird allgemein ein 
Strafprozess bezeichnet, in dem es we- 
der ein Geständnis, noch Tatzeugen gibt. 
Es findet eine normale Beweisaufnahme 
statt. Alle zulässigen Beweismittel wer- 
den in den Prozess eingeführt. Wann im- 
mer öffentlich von einem Indizienpro- 
zess gesprochen wird, ist äußerste Vor- 
sicht geboten, weil die Hervorhebung 
suggeriert, es handle sich um eine Be- 
sonderheit. Dies ist aber nicht so: In je- 
dem Strafprozess müssen alle Beweis- 
mittel einzeln und abschließend noch 
einmal in einer Gesamtschau geprüft 


werden. Eine Verurteilung darf nur er- 
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folgen, wenn sich weder aus der Bewer- 
tung der einzelnen Beweismittel, noch 
aus der Gesamtschau Zweifel an der Tä- 
terschaft des Angeklagten ergeben. Die 
Unterscheidung zwischen „Indizienpro- 
zess“ und „normalem“ Prozess sugge- 
riert aber, dass dies bei einem Prozess 
mit Tatzeugen oder Geständnis anders 
wäre. Dies ist falsch: Auch die Aussagen 
von Tatzeugen müssen im Einzelnen wie 
in der Gesamtschau sehr genau geprüft 
werden. Falsche Geständnisse sind gar 
nicht so selten. Das Besondere an einem 
Indizienprozess mag sein, dass allen Be- 
teiligten die besonders schwierige Be- 
weislage von vornherein bewusst ist. 
Dies war vorliegend der Fall, weil die Er- 


mittlungsbehörden jahrelang erfolgver- 


sprechenden Spuren gar nicht oder un- 
zureichend nachgingen. Ernsthafte Er- 
mittlungen begannen erst nach vielen 
Jahren, als eine erfolgreiche Aufklärung 
des Anschlages eigentlich kaum mehr 


möglich war. 


Der Bundesgerichtshof stellt fest: „Auch 
wenn keine der jeweiligen Indiztatsa- 
chen für sich allein zum Nachweis der 
Täterschaft des Angeklagten ausreicht, 
besteht die Möglichkeit, dass sie in ihrer 
Gesamtheit dem Gericht die entspre- 
chende Überzeugung vermitteln kön- 
nen.“ Die Strafkammer scheint aber 
eher nach dem Motto vorgegangen zu 
sein: 20-mal für sich allein nicht eindeu- 
tig, kann nicht zu einer Eindeutigkeit in 
der Gesamtschau führen... 

Die Entscheidung des BGH zeigt, dass so- 
wohl eine Würdigung der vorhandenen 
Beweisanzeichen jeweils für sich, als 
auch eine „Gesamtwürdigung“ durchzu- 
führen ist. Und dass es möglich ist, auf 
Basis der Gesamtheit aller Beweisanzei- 


chen zu der Überzeugung zu gelangen, 
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dass keine Zweifel an der Schuld eines 
Angeklagten bestehen. Das schriftliche 
Urteil des Landgerichts wird insoweit zu 
überprüfen sein. Es wäre fehlerhaft, 
wenn die Gesamtschau aller Beweisan- 
zeichen keinen Zweifel an der Schuld 
des Angeklagten erkennen lässt. Selbst- 
verständlich muss aber zunächst der Be- 
weiswert jedes einzelnen Beweismittels 


geprüft werden. 


Welche Handlungsspielräume hat eine 
Strafkammer eigentlich in einem sol- 
chen Indizienprozess? Und wie wurde in 
vergleichbaren Indizienprozessen ent- 
schieden? 


Eine Tüte mit Drogen in einer Wohnung, 
eine Feinwaage, Verpackungsmaterial 
und Geld in „szenetypischer Stücke- 
lung“ reichen oft zur Verurteilung we- 
gen Drogenhandels. Auch Verurteilun- 
gen wegen eines Tötungsdelikts, obwohl 
nie eine Leiche gefunden wurde, sind 
rechtskräftig geworden. Im juristischen 
Alltag sind die Anforderungen, die Ge- 
richte an die Überzeugungskraft von Be- 
weisanzeichen stellen, deutlich niedri- 
ger, als dies die Berichterstattung unter 
dem Schlagwort „Indizienprozess“ ver- 
muten lässt. Für die symbolhafte Verur- 
teilung von Linken für politisch moti- 
vierte Taten haben Gerichte in der Ver- 
gangenheit bereits vage Indizien als aus- 
reichend befunden. Insofern mutet es 
schon etwas befremdlich an, dass die 
Rufe nach der Verteidigung rechtsstaat- 
licher Prinzipien aus Justizkreisen und 
der Mitte der Gesellschaft eigentlich nur 
dann zu hören sind, wenn es um die Ver- 
urteilung von Nazis geht. Man wünschte 
sich diese Stimmen in anderen Verfah- 
ren, beispielsweise gegen Geflüchtete 


oder Kurd_innen. 
Mehrere gerichtliche Zeug _innenaussa- 


gen wurden letztendlich als nicht belast- 
bar von der Strafkammer gewertet, weil 
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es Abweichungen von Aussagen in vor- 
herigen polizeilichen Vernehmungen 
gab. Eigentlich erklärbar bei derartig 
großen Zeitabständen. Zählt letztend- 
lich tatsächlich nur das, was Zeug innen 
in der Gerichtsverhandlung aussagen? 


Der Zeugenbeweis ist sehr unsicher. 
Zeugen sind Menschen. Sowohl bei der 
Wahrnehmung, als auch bei der Wieder- 
gabe ihrer Wahrnehmungen können Irr- 
tümer erfolgen. Wenn dann noch ein 
langer Zeitablauf seit der ursprüngli- 
chen Wahrnehmung dazu kommt, die 
erste polizeiliche Vernehmung nicht gut 
dokumentiert wurde und dann vor Ge- 
richt eine abweichende Erinnerung ge- 
schildert wird, kann die Aussage kaum 
mehr belastend benutzt werden. Oft ist 
es besser, ein Zeuge erinnert sich Jahre 
später gar nicht mehr, dann nämlich 
kann seine ursprüngliche Vernehmung 
bei der Polizei über die damaligen Ver- 
nehmungsbeamten eingeführt werden. 
Wenn ein Zeuge aber in der Hauptver- 
handlung eine abweichende Wahrneh- 
mung schildert, kann auf seine damalige 
Aussage nur schwer eine Verurteilung 
gestützt werden. In Verhandlungen zu 
lang zurückliegenden Geschehnissen rä- 
chen sich alle Versäumnisse der Ermitt- 
lungsbehörden, also von Staatsanwalt- 
schaft und Polizei. Jede mangelnde Do- 
kumentation einer Vernehmung, jede 
unklare Belehrung, jede unsauber oder 
nicht gestellte Frage kann dann eine 
Zeugenaussage entwerten. Denn letzt- 
lich muss es dabei bleiben, dass im Zwei- 
fel für den Angeklagten und damit für 
einen Freispruch entschieden wird. Es 
ist wichtig zu erkennen, dass dieser 
Zweifelsgrundsatz ein fortschrittlicher 
ist, der, egal wie schwer es uns fällt, ver- 
teidigt werden muss. Es kann und darf 
nicht sein, dass ein Angeklagter verur- 
teilt wird, wenn ernsthafte Zweifel an 
seiner Schuld bestehen. Es ist ein Merk- 


mal autoritärer, undemokratischer 
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Rechtssysteme, solche Zweifel beiseite 
zu schieben. Ein Urteil darf nicht die 
Fehler der Ermittlungsbehörden nach- 
träglich vertuschen. Wenn eine Ermitt- 
lung, beispielsweise eine einzelne Zeu- 
genbefragung, ein Wiedererkennen ein- 
mal durch Suggestion beeinflusst wurde, 
dann ist sie unwiederbringlich zerstört 


und damit wertlos. 


Seitens der Anklage und der Nebenklage 
ist ja Revision beantragt worden. Wür- 
dest du dies als rein symbolischen Akt 
verstehen, oder besteht tatsächlich eine 
Chance, dass neu verhandelt wird? In 
welchen Fällen würde der BGH ein Urteil 
überhaupt beanstanden? 


Bevor das schriftliche Urteil nicht vor- 
liegt, kann diese Frage nicht ernsthaft 
beantwortet werden. Der BGH hebt das 
Urteil auf, wenn es auf einem Fehler be- 
ruht. Das kann die falsche rechtliche Be- 
wertung sein oder ein Verfahrensfehler. 
Die Revision muss innerhalb einer Wo- 
che nach der mündlichen Urteilsbegrün- 
dung eingelegt werden, zu einem Zeit- 
punkt, zu dem eine tiefgehende Beurtei- 
lung von möglichen Fehlern des Ge- 
richts nur sehr schwer möglich ist, weil 
das schriftliche Urteil noch nicht vor- 
liegt. Die Revisionseinlegung bedeutet 
also noch nichts. Nach Zustellung des 
schriftlichen Urteils muss die Revision 
innerhalb eines Monats begründet wer- 
den. Hier entscheidet sich, ob tatsäch- 
lich substantielle Fehler gerügt werden, 
ob die Verfahrensbeteiligten tatsächlich 
Energie in die Überprüfung des Urteils 
stecken. 


Was würde eigentlich passieren, wenn 
nach einem rechtskräftigen Freispruch 
neue Beweise auftauchen würden, die 
den Freigesprochenen stark belasten? 


Unter sehr eingeschränkten Möglichkei- 


ten kann das Verfahren wieder aufge- 
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nommen werden. Wenn, wie vorliegend, 
ein Freispruch erfolgt ist, können aller- 
dings „neue Beweise“ nicht zu einer 
Wiederaufnahme zuungunsten des An- 
geklagten führen, sondern nur ein 
glaubhaftes Geständnis des Angeklagten 
oder beispielsweise der Nachweis, dass 
entlastende Beweismittel vorsätzlich 


falsch waren. 


Für die Opfer des Anschlags muss der 
Freispruch ja wie ein Schlag ins Gesicht 
gewirkt haben. Hat die Staatsanwalt- 
schaft im Fall Wehrhahn zu hoch gepo- 
kert? Beziehungsweise: Hätte das Ge- 
richt die Klage überhaupt annehmen 
dürfen? 


Es gibt Situationen, in denen die von der 
Staatsanwaltschaft vorgelegten Beweis- 
mittel eine Durchführung der Hauptver- 
handlung notwendig machen, obwohl 
von Anfang an klar ist, dass Zweifel an 
einer möglichen Verurteilung bestehen. 
Dann muss verhandelt werden. Für die 
Opfer des Anschlages wäre es sicher 
noch schlimmer gewesen, wenn erst gar 
nicht verhandelt worden wäre. Eine 
ähnliche Situation besteht zur Zeit beim 


Prozess gegen vermeintlich Verantwort- 
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Gedenkveranstaltung zum 18. Jahrestag am Tatort. 


Interview mit Rechtsanwalt Alexander Hoffmann 
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liche für das Unglück auf der Love-Para- 


de in Duisburg. Die Möglichkeit, dass 
dieses Verfahren endet, weil während 
der Hauptverhandlung Verjährung ein- 
tritt, ist hoch. Trotzdem wäre es wohl 
eine falsche Entscheidung gewesen, die 
Hauptverhandlung gar nicht zu versu- 
chen. 


In der öffentlichen Wahrnehmung hat 
sich die Erzählung vom korrekten, enga- 
gierten, sich sogar aufopfernden Ober- 
staatsanwalt, von einem vom Prozess 
überforderten und die Komplexität des 
Sachverhalts nicht ausreichend durch- 
dringenden Vorsitzenden Richter und 
von einer blassen Nebenklage durchge- 
setzt. Wie ist dazu deine Einschätzung? 


Hier eine Einschätzung aus der Ferne 
abgeben zu wollen, ist etwas gewagt. In 
der Kritik des Urteils wird dargestellt, 
der Vorsitzende Richter, der die Ver- 
handlung führte und die wesentlichen 
Befragungen durchführte, habe frühzei- 
tig durch seine Fragetechnik und sein 
sonstiges Verhalten zu verstehen gege- 
ben, dass er Zweifel an der Schuld des 
Angeklagten hat. Er habe Zeug innen 


verunsichert, habe sich leichtfertig von 


dem Angeklagten täuschen lassen. Aller- 
dings hat keiner der Prozessbeteiligten, 
weder die Staatsanwaltschaft, noch die 
Nebenklage, während der Hauptver- 
handlung einen Befangenheitsantrag 
gegen den Vorsitzenden oder weitere 
beteiligte Richter gestellt, wie das zu er- 
warten wäre, wenn deutlich wird, dass 
sich ein Richter bereits frühzeitig in sei- 
ner Entscheidung festgelegt hat. Die 
Vorwürfe wirken deshalb insgesamt 
schwach. Erst eine Prüfung des schriftli- 
chen Urteils wird eine abschließende 
Beurteilung möglich machen. 

Auffällig war allerdings auch, dass die 
Nebenklage sich in meiner Wahrneh- 
mung ausschließlich auf die mögliche 
Verurteilung des Angeklagten konzen- 
triert hat. Öffentlich wurden keine Be- 
weisanträge, die die Fehler der Ermitt- 
lungsbehörden, institutionellen Rassis- 
mus, mögliche Verbindungen des Ange- 
klagten in die Naziszene oder Aktivitä- 
ten des Verfassungsschutzes zum Ziel 
hatten. Damit wurde jede Chance verge- 
ben, die Gründe, die dem angeblichen 
Versagen der Ermittlungsbehörden nach 
der Tat zu Grunde lagen, zu beleuchten. 
Eine Nebenklage, die sich ausschließlich 
der Anklage der Staatsanwaltschaft an- 
schließt und keine weitergehenden Ziele 
ins Auge fasst, wird einem solchen Pro- 


zess kaum gerecht. 


Vielen Dank für das Interview. 
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Die AfD hat eine parteinahe Stiftung gefunden 


Von Rainer Roeser 


„Auf hohem Niveau“ 


EXTTREME RECHTE 


im Kampf gegen das Regime 


Die AfD hat eine parteinahe Stiftung gefunden 


Mit einer Zwei-Drittel-Mehrheit verschafften die Delegierten des Partei- 
tages Mitte 2018 der „Desiderius-Erasmus-Stiftung“ (DES) den Status 
einer parteinahen Stiftung. Vorausgegangen war eine heftige und jahre- 
lange Diskussion über Sinn und Zweck einer Stiftung im Allgemeinen 


und dieser Stiftung im Konkreten. 


Fünfeinhalb Jahre AfD sind eine Ge- 
schichte der stetigen Radikalisierung. In 
der Partei geht nichts mehr ohne ihren 
völkisch-nationalistischen Teil. Die, die 
sich „gemäßigt“ nennen, sind zum gro- 
ßen Teil so sehr nach rechts gedriftet, 
dass ein Unterschied etwa zu den Repu- 
blikanern nicht mehr auszumachen ist. 
Diese Entwicklungen gehen mit einer 
Professionalisierung der Strukturen ein- 
her. 

Dazu gehört, dass es immer mehr Partei- 
funktionäre zu bezahlten Mandaten 
zieht. Im Bundesvorstand sind nur drei 
von 14 Mitgliedern noch nicht mit Parla- 
mentssitzen versorgt. Gut möglich, dass 
die Zahl weiter sinkt, wenn die AfD Mitte 
November ihre Europa-Kandidaten nomi- 
niert. Noch wichtiger aber als die individu- 
elle Absicherung ihrer Funktionäre ist eine 
Entscheidung, die der Bundesparteitag 
Mitte des Jahres traf: Die AfD verfügt nun 
über eine parteinahe Stiftung. 


In den Monaten vor dem Parteitag sah 


LOTTA #72, HERBST 2018 


es lange wie ein Zweikampf aus: Auf der 
einen Seite buhlte die DES darum, von 
der AfD offiziell anerkannt zu werden, 
auf der anderen Seite die Gustav-Strese- 
mann-Stiftung. Wer wann warum welche 
der beiden Initiativen unterstützte, war 
zuweilen nicht leicht zu erkennen. Klar 
war nur, dass die DES eher dem wirt- 
schaftsliberalen Flügel um Alice Weidel 
zugerechnet wurde, während die Gustav- 
Stresemann-Stiftung von Alexander Gau- 
land gepusht wurde. Unüberwindbar 
wirkten die Unterschiede freilich nicht. 
Immerhin saßen im Kuratorium der fa- 
vorisierten, Weidel-nahen Stiftung Leu- 
te wie Karlheinz Weißmann oder Karl 
Albrecht Schachtschneider, die Anhän- 
gern der „Neuen Rechten“ trotz aller 


Differenzen durchaus gefallen können. 


Kampf ums Geld 
Es geht um sehr viel Geld aus der Staats- 
kasse — auch wenn die DES eine Art Be- 


scheidenheitsgelübde ablegte und für 


das zweite Halbjahr 2018 „nur“ 480.000 
Euro beantragte. Rund 70 Millionen Euro 
jährlich könnte die AfD theoretisch be- 
anspruchen. Das wäre immerhin das 
Vierfache dessen, was die AfD-Bundes- 
tagsfraktion für ihre Arbeit ausgeben 
kann. 

Zwischenzeitlich schien es, als seien die 
beiden konkurrierenden Initiativen auf 
(eine) Linie gebracht worden. Partei- 
und Stiftungsfunktionäre hatten vor ei- 
ner Sitzung des AfD-Vorstands Mitte 
April einen Kompromiss ausgetüftelt. 
Die „Erasmus-Initiative“, an deren Spit- 
ze die Ex-CDU-Politikerin Erika Stein- 
bach im Monat zuvor den AfD-Abgeord- 
neten Peter Boehringer abgelöst hatte, 
sollte als parteinah anerkannt werden. 
Den Mitgliedern der „Stresemann-Initia- 
tive“, darunter AfD-Kulturpolitiker Marc 
Jongen, wurde im Gegenzug die Mög- 
lichkeit eingeräumt, in die DES zu wech- 
seln. Und sobald dies rechtssicher durch- 
gesetzt sei, sollte die Stiftung nach Gustav 
Stresemann benannt werden. Die Frakti- 
onsvorsitzende Weidel war hernach zufrie- 
den: Als „Ideenschmiede der AfD“ werde 
die Stiftung „wichtige Impulse für die poli- 
tische Arbeit in unserem Land geben“. 


Doch das Kompromissgebilde platzte 
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erst einmal. Der Konvent der AfD ver- 
tagte etwas überraschend Anfang Mai 
eine Entscheidung. Zuvor war deutlich 
geworden, dass die Konflikte zwischen 
den Stiftungsinitiatoren keineswegs bei- 
gelegt waren. Der Spiegel berichtete, der 
Stresemann-Vorsitzende habe der DES 
vorgeworfen, mit „unrichtigen“ Behaup- 
tungen zu arbeiten, Absprachen zu bre- 
chen und „politische Erpressung“ zu be- 
treiben. Nach der Konventssitzung mel- 
dete die Frankfurter Allgemeine Zeitung, 
die Stresemann-Vertreter hätten Nach- 
forderungen gestellt und 20 Prozent der 
Einnahmen der DES für eigene Projekte 
haben wollen. 


Gründungsmythen 

Dabei war der Streit der Stiftungsfunk- 
tionäre nur eines der Probleme. Zumin- 
dest an der Parteibasis fürchteten An- 
hänger des rechten Flügels, dass ein Vo- 
tum für die Desiderius-Erasmus-Stiftung 
auch eine Vorentscheidung im Macht- 
kampf um die Linie der Partei insgesamt 
darstellen könnte, Sie monierten, dass 
Vertreter des „patriotischen“ Flügels — 
sprich: ausgewiesene Partei-Rechtsau- 
ßen — in den Gremien der DES fehlen 
würden. Quasi durch die Hintertür wolle 
das Weidel-Lager die Kontrolle über die 
AfD übernehmen. 

Vollends unübersichtlich wurde die Si- 
tuation, als sich ein weiteres Lager laut- 
stark zu Wort meldete: die, denen Stif- 
tungen im Moment per se suspekt sind. 
Der Bundestagsabgeordnete Thomas 
Seitz warnte: „Kein Delegierter sollte 
übersehen, dass angesichts der noch 
weitgehend labilen Strukturen der AfD 
eine parteinahe Stiftung das künftige in- 
formelle Machtzentrum der Partei sein 
wird.“ Über die Stiftung werde „ent- 
scheidender Einfluss auf die künftige 
Ausrichtung der Partei genommen“ — 
ohne dass man wisse, „aus welchen 
Quellen sich die Stiftung finanziert“. 
Vor dem Hintergrund, dass eine AfD- 
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Stiftung wohl erst frühestens 2021 in 
den Genuss staatlicher Gelder kommen 
könnte, befand Parteivize Albrecht Gla- 
ser: „Der Versuch, jetzt nach Euro-Mil- 
lionen zu greifen, die es nicht gibt und 
auf absehbare Zeit nicht geben wird, 
würde unsere Prinzipienlosigkeit de- 
monstrieren und uns der Lächerlichkeit 
preisgeben.“ 

Glaser und Seitz griffen eine Stimmung 
auf, die an der Basis weiter verbreitet ist 
als in den oberen Rängen. Und die bei 
Mitgliedern, die früh zur AfD stießen, 
stärker ist als bei denen, die erst spät 
ihre Sympathien für die rechte Partei 
entdeckten. Es ist in weiten Teilen eine 
sehr nostalgische Stimmung. Sie knüpft 
an einen Gründungsmythos an: dass 
man völlig anders sei als die etablierten 
Parteien, transparenter vor allem. Doch 
die derart unbefleckte AfD gibt es längst 
nicht mehr. Sie ist ein intransparenter 
Karriereautomat geworden, in dem 
munter — und mitunter hasserfüllt wie 
in keiner anderen Partei — Machtkämp- 
fe ausgetragen werden. 

Die Gründungsmythen haben für den 
AfD-Alltag keine Bedeutung mehr. „Waf- 
fengleichheit“ wurde zum Wort der 
Stunde: Wenn die anderen Parteien von 
ihren Stiftungen profitieren, muss die 
AfD mit ihnen gleichziehen. Am Ende 
wollten die Parteitagsdelegierten in 
Augsburg den gordischen Knoten durch- 
schlagen, nach der jahrelangen Diskussi- 
on endlich zu einer Entscheidung kom- 
men. Auch Höckes „Flügel“, der sich an- 
sonsten als strenger Hüter alter AfD- 
Werte geriert, stellte sich nicht in den 
Weg. Steinbach kam dem Rechtsaußen- 
Flügel verbal entgegen. Sie versicherte, 
dass ihre Stiftung alle Gruppen in der 
AfD ansprechen wolle: die „Alternative 
Mitte“ ebenso wie den „Flügel“ oder die 
„Patriotische Plattform“. 


Stiftungs-Personal 


Die völkischen Nationalisten fehlen frei- 


lich in den DES-Gremien. Eher orientiert 
sich die Stiftung am Bild, das auch die 
Bundestagsfraktion abliefert: Radikal 
rechts, aber ohne das Volksgedröhn Hö- 
ckescher Prägung. Steinbach ist die alles 
dominierende Person. Zum zehnköpfi- 
gen Vorstand zählt auch wieder der ehe- 
malige FAZ-Redakteur Konrad Adam, 
der Mitte September zum Ehrenvorsit- 
zenden gewählt wurde. Als Vertrauter 
von Alice Weidel gilt Vorstandsmitglied 
Hans Hausberger, der nach Spiegel-Infor- 
mationen in den 90er Jahren bereits die 
Republikaner bei drei Stiftungsprojekten 
unterstützt hatte. Ralf Nienaber aus 
Dinslaken (Kreis Wesel/NRW) stellt in 
der DES-Führung das Bindeglied zu den 
AfD-nahen Stiftungen auf Länderebene 
dar. In NRW leitet er den Immanuel-Kant- 
Verein. Ähnliche regionale Stiftungen 
existieren auch in anderen Ländern, in 
Brandenburg, Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein als Erasmus-Stiftun- 
gen, in Sachsen-Anhalt als Friedrich-Frie- 
sen-Stiftung, in Baden-Württemberg als 
Gustav-von-Struve-Stiftung. Einen begehr- 
lichen Blick haben sie allesamt auf die 
Landesetats gerichtet. Eine Stiftung in 
NRW könne mit sechs- und bei entspre- 
chend großem Bildungswerk sogar mit 
bis zu siebenstelligen Summen pro Jahr 
kalkulieren, rechnet Nienaber vor. 

Dem Erasmus-Vorstand auf Bundesebene 
steht ein 29-köpfiges Kuratorium zur 
Seite. Die Stiftung will mit diesem Gre- 
mium einen „hochkarätigen Beraterpool 
quer durch alle Fachdisziplinen“ aufbau- 
en. Mitglieder, die für Seriosität stehen 
sollen, zählen dazu, wie zum Beispiel der 
Vorsitzende des Gremiums, CDU-Mit- 
glied Max Otte, oder Wolfgang Ocken- 
fels, der der Ordensgemeinschaft der Domi- 
nikaner angehört. Die Bundestagsfrakti- 
on ist mit zwei Abgeordneten vertreten: 
Roland Hartwig und Marc Jongen, der 
nach der Parteitagsentscheidung zur 
DES stieß. Den antifeministischen Part 


der Kämpfer wider den „Genderismus“ 
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deckt einer wie Ulrich Kutschera ab, 
Professor für Biologie an der Universität 
Kassel. Das Adoptionsrecht für Homose- 
xuelle bezeichnete er einst als „staatlich 
geförderte Pädophilie“ und verglich die 
Gender-Forschung mit einem Krebsge- 
schwür. Und dann sind da jene, deren 
Biographien tief ins Lager der „Neuen 
Rechten“ verweisen. Der stellvertreten- 
de Vorsitzende Weißmann, Mitgründer 
des Instituts für Staatspolitik, zählt dazu. 
Oder Schachtschneider mit seinen viel- 
fachen Verbindungen zur Jungen Freiheit 
und zu Compact, zu extrem rechten Bur- 
schenschaften und zur Patriotischen Platt- 
form, zur Initiative Ein Prozent und zum 


Kopp Verlag. 


AfD-Narrative — 
wissenschaftlich verbrämt 
Weißmann und Schachtschneider waren 
es auch, die in zwei Veranstaltungen 
noch vor der offiziellen Anerkennung 
der Stiftung andeuteten, wohin die Reise 
gehen soll. Weißmann sprach Ende Mai 
in Dresden über den „Kulturbruch ’68“, 
die „linke Revolte“ und ihre Folgen, die 
die AfD ansonsten ihrer weniger bil- 
dungsbürgerlich beflissenen Anhänger- 
schaft als „links-rot-grüne Versiffung“ 
verkauft. Staatsrechtler Schachtschnei- 
der, der der Justiz vorwirft, die „inzwi- 
schen herrschende Meinung der wenig 
kritischen Rechtslehre“ habe „das Tor 
Deutschlands für die Islamisierung weit 
geöffnet, ja Deutschland gegen die isla- 
mische Invasion schutzlos gemacht“, re- 
ferierte bei einer Veranstaltung Anfang 
März in Berlin. Mitte Juni, wiederum in 
Berlin und gesponsert von der Stiftung, 
ging es um „Grenzöffnung, Rechtsstaat 
und die Rolle des Bundestages“ und da- 
bei „auf hohem wissenschaftlichen Ni- 
veau“ um die Möglichkeit, „gegen die 
fortwährende Grenzöffnung und die da- 
mit verbundenen Rechtsverstöße vor 
dem Verfassungsgericht vorzugehen“, 
Eine entsprechende Klage der AfD-Bun- 
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destagsfraktion, so informierte die DES 
in ihrem Newsletter auf womöglich 
nicht ganz so wissenschaftlichem Ni- 
veau, sei „gegen das Regime Merkel“ ge- 
richtet. Da fügt es sich ins Bild, dass der 
Kuratoriumsvorsitzende Otte nach 
Chemnitz auf Twitter die rhetorische 
Frage stellte, ob „die medial völlig ver- 
zerrt dargestellten Vorfälle von Chem- 
nitz zum neuen Reichstagsbrand, zum 
Auftakt der offiziellen Verfolgung An- 
dersdenkender“ würden — was ihm den 
Vorwurf einbrachte, NS-Verbrechen zu 
relativieren. 

Die Klagen über die „islamische Invasi- 
on“, „Gender-Wahn“, das verhängnis- 
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volle ’68 und Merkels „Regime“, dazu die 
Umdeutung von Geschichte: Man kennt 
all das von PEGIDA-Aufläufen und AfD- 
Parteitagen — nun kommen die Stan- 
dardnarrative der Partei auch in länge- 
ren Sätzen und wissenschaftlich ver- 
brämt daher. Und nach Möglichkeit 
staatlich gefördert. 
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Von Sebastian Hell 















































Martin Hohmann (3. von links) auf einer AfD-Kund 
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gebung am 10. April 2018 in Fulda. 


Ärger in der Hochburg 


Die AfD in Fulda 


Das erzkatholische Fulda ist eine Hochburg der AfD. Kontakte zur extre- 
men Rechten erschüttern das Bild der Partei dort ebenso wenig wie auf 
Bundesebene. Weder interne Querelen und Austritte noch gerichtliche 


Auseinandersetzungen und das offensive Einschüchtern von Linken dürf- 


ten der AfD in der Region Stimmen kosten. 


2016 erzielte die AfD in Fulda bei der 
Kommunalwahl knapp 15 Prozent und 
lag damit über dem durchschnittlichen 
Ergebnis in Hessen. Bei der Bundestags- 
wahl 2017 erzielte sie im Wahlkreis Ful- 
da sogar ihr hessenweit bestes Ergebnis. 
Wieder machten 15 Prozent der Wahlbe- 
rechtigen ihr Kreuz bei den Rechten. Ein 
Grund für das gute Abschneiden dürfte 
der prominenteste Vertreter der hessi- 
schen AfD sein, der ehemalige CDUler 
Martin Hohmann. Bei der Kommunal- 
wahl 2016 zog Hohmann als parteiloser 
Kandidat auf der AfD-Liste in den Kreis- 
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tag von Fulda ein, er bekam damals die 
meisten Stimmen aller BewerberInnen, 
kurz darauf trat er dann in die AfD ein. 
Auch bei der Bundestagswahl 2017 er- 
zielte er mit über 17 Prozent der Erst- 
stimmen das beste Ergebnis aller hessi- 
schen AfD-KandidatInnen. Dies reichte 
zwar nicht für ein Direktmandat, aber 
als Sechstplatzierter auf der Landesliste 
zog er trotzdem in den Bundestag ein. 
Zu seiner CDU-Zeit amtierte Hohmann 
zwischen 1984 und 1998 als Bürgermeis- 
ter in Neuhof bei Fulda. Im Anschluss 
war er bis 2005 Bundestagsabgeordne- 


ter. Hier erlangte er erstmals größere 
Aufmerksamkeit, als er im Mai 1999 mit 
weiteren Bundestagsabgeordneten ei- 
nen Antrag einreichte, mit dem die Er- 
richtung des Berliner Holocaust-Denk- 
mals verhindert werden sollte. 2003 
wurde er aus der CDU ausgeschlossen, 
nachdem er zum Tag der Deutschen Ein- 
heit eine antisemitische Rede gehalten 
hatte, in der er in den Raum stellte, dass 
„man Juden mit einiger Berechtigung als 
‚Tätervolk‘ bezeichnen“ könnte (vgl. 
LOTTA #15, S. 11-13). 


Streitigkeiten, Anklagen, 
Austritte 

Trotz aller Erfolge verstrickt sich die AfD 
in Fulda immer wieder in Querelen und 
Streitigkeiten. Einzelne müssen deshalb 


sogar rechtliche Konsequenzen befürch- 
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Die AfD in Fulda 


ten. So wird momentan gegen den Kreis- 
sprecher Dietmar Vey wegen Beleidi- 
gung, übler Nachrede, Verleumdung und 
versuchter Nötigung ermittelt. Bei einer 
Mitgliederversammlung im Mai soll es 
zum Streit über den anhaltenden 
Rechtsruck des Kreisverbandes gekom- 
men sein. Vey, der den Kurs verteidigte, 
soll dabei mehrere Mitglieder beleidigt 
und ihnen unterstellt haben, beim Lan- 
desparteitag in Stimmkabinen einge- 
drungen zu sein. Außerdem soll er ei- 
genmächtig Abmahnungen gegen diese 
Mitglieder ausgesprochen haben. Im 
Nachgang der Mitgliederversammlung 
haben laut Polizei vier Personen Anzeige 
erstattet. 

Bei der Auseinandersetzung soll es auch 
um die Kontakte zur Identitären Bewe- 
gung (IB) gegangen sein. Hierbei stieß ei- 
nigen Mitgliedern offensichtlich die 
Wahl von Jens Mierdel als Direktkandi- 
dat für den Wahlkreis Fulda I übel auf. 
Mierdel war bis 2015 bei der IB in Fulda 
aktiv. Erst 2016 hatte er gegenüber der 
Frankfurter Rundschau erklärt, sich dort 
nicht mehr zu betätigen. Dass dies je- 
doch keine Distanzierung nach sich zie- 
hen muss, unterstrich wiederum Hoh- 
mann bei einer Veranstaltung im Juli, als 
er angab, keine Probleme mit der IB zu 
haben: „Im Gegenteil“, was sich „viele 
Jüngere immer wieder wünschen, dass 
unser politisches Leben bunt, phantasie- 
voll und vielfältig ist“, das würde die IB 
bieten. Hohmann wünschte dieser „wei- 
tere Erfolge“. 

Auf die parteiinternen Streitigkeiten 
folgten mehrere Rücktritte, auch wenn 
dies bisher öffentlich bestritten und sei- 
tens der betreffenden AfDlerInnen per- 
sönliche Gründe vorgeschoben werden. 
Aus der Partei ausgetreten ist hingegen 
der ehemalige Kreissprecher der AfD- 
Fulda, Heiko Leimbach. Er begründete 
seinen Austritt öffentlich mit dem 
Rechtsruck innerhalb der AfD und der 


Nähe zu extrem rechten Gruppen und 
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Personen. Er selbst sei laut Frankfurter 
Rundschau auch beleidigt worden und 
habe Drohmails bekommen, in denen 
ihm mit dem „Fegefeuer“ gedroht wor- 
den sei. Mit ihm ist auch der Schatz- 
meister des Kreisverbandes, Matthias 
Müller, zurückgetreten — und wenig 
später auch der Beisitzer Hermann 
Krauss. Zuletzt hat mit Marion Ascher 
ein weiteres Vorstandsmitglied ihren 
Posten verlassen. 

Zuletzt wurde dann noch bekannt, dass 
gegen ein ehemaliges Vorstandsmitglied 
der Jungen Alternative Hessen aus Fulda 
Anklage erhoben wurde. Toni Reinhard 
wird vorgeworfen, beim Notruf angeru- 
fen und sich für den Sprecher des Fulda- 
rer Bündnisses Fulda stellt sich quer aus- 
gegeben zu haben. Unter dessen Namen 
soll er behauptet haben, seine Frau er- 
mordet zu haben. Dies zog einen Groß- 
einsatz der Polizei nach sich, der wohl 
nun für Reinhard vor Gericht enden 


wird. 


Weitere Kontakte nach 
rechtsaußen 

Mittlerweile sind Kontakte und Über- 
schneidungen mit Akteuren der extre- 
men Rechten für die AfD fast zur Nor- 
malität geworden. Dies lässt sich in vie- 
len Regionen beobachten — auch in Ful- 
da. So wird der AfD-Direktkandidat für 
den Wahlkreis Fulda II, Pierre Lamely, 
auf der Homepage des Bodybuilder- 
Blogs „Body-Extrem“ als Redaktionsmit- 
glied aufgeführt. Neben ihm werden 
dort drei weitere Redaktionsmitglieder 
genannt, wovon einer in der Vergangen- 
heit als Mitglied der Hammerskins auffiel 
und auch an deren Veranstaltungen teil- 
nahm. 

Auch bei einer AfD-Kundgebung unter 
dem Motto „Die Polizei bleibt unser 
Freund“ am 30. April in Fulda wurden 
die Kontakte nach rechtsaußen deutlich. 
Hintergrund waren tödliche Schüsse ei- 


nes Polizisten auf einen Geflüchteten 
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und die nachfolgende Kritik an der Un- 
verhältnismäßigkeit des Schusswaffen- 
einsatzes. Zur AfD-Kundgebung kamen 
etwa 150 Personen, darunter auch eine 
etwa fünfköpfige Gruppe der hessischen 
NPD. Als Ordner fungierte eine Person, 
die erst wenige Wochen zuvor zum NPD- 
Konzert nach Wetzlar angereist war (vgl. 
LOTTA #71, S.31-33) und ähnliche Veran- 
staltungen auch im vergangenen Jahr in 
Themar besucht hatte. 

Auch im Mitarbeiterstab von Hohmann 
lassen sich Schnittstellen zur extrem 
rechten Szene ausmachen. So beschäf- 
tigt er nach Erkenntnissen der tageszei- 
tung unter anderem Katrin Nolte. Diese 
erlangte bisher hauptsächlich als Mode- 
ratorin von „Die Woche Compact“ Be- 
kanntheit, eine Art Nachrichtensendung 
des Magazins von Jürgen Elsässer. Be- 
merkenswert ist auch, dass sie die Frau 
von Hohmanns AfD-Fraktionskollegen 
Jan Nolte ist, was einen Beigeschmack 
erzeugt, es könnte sich hierbei um das 
Zuschanzen von Posten handeln. Eine 
solche Praxis wirft die AfD eigentlich 
gerne den anderen Parteien vor. 


Ohne Effekt 

Letztendlich ergeht es der AfD Fulda wie 
der Bundespartei. Es gibt Skandalträch- 
tiges, Kontakte zur extremen Rechten 
und rechtliche Auseinandersetzungen, 
die im Grunde genommen der Partei ele- 
mentar schaden müssten. Aber ebenso 
wenig wie sachliche Argumente hält das 
vermutlich viele potenzielle Wähler_in- 
nen nicht davon ab, für die Partei zu 
stimmen. Allerdings wird im Oktober 
keine Person aus der Region Fulda in 
den hessischen Landtag einziehen, es sei 
denn, es wird eines der Direktmandate 
gewonnen. Dennoch ist die AfD Fulda 
ein anschauliches Beispiel für die Ent- 
wicklung der AfD in Hessen. 
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Von Hannah Tietze und Kim Langemann 


Rechter Frei-Raum Dorstfeld? 


Auswirkungen rechter Raumaneignung und Gegenstrategien 


Mit einer Demonstration durch die Stadtteile Dorstfeld und Marten, auf 
der massiv antisemitische Parolen gerufen werden, steht Dortmund wie- 
der einmal im Blickpunkt der Öffentlichkeit. Die Dortmunder Zivilgesell- 
schaft weiß von der Versammlungsanmeldung, lässt es geschehen. Anti- 
faschistische Interventionen bleiben aus. Doch ist Dorstfeld wirklich der 
„Nazikiez“,'den die Nazis selbst propagieren? Eine jüngst vorgestellte 
Sozialraumanalyse der „Quartiersdemokraten“ beschäftigt sich mit 
„zZivilgesellschaftlichen Problem- und Handlungsfeldern“ in Dorstfeld. 


21. September 2018, ein Freitagabend in 
einer deutschen Großstadt. Menschen 
ziehen unbehelligt mit schwarz-weiß- 
roten Flaggen umher und brüllen: „Wer 
Deutschland liebt, ist Antisemit“, und es 
ist nicht Chemnitz, sondern Dortmund. 
100 Nazis erhalten mit ihrer Pyroshow 


maximale Aufmerksamkeit. Eine direkte 


Konsequenz des ausbleibenden Protests: 
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Die Polizei minimiert ihre Gefahren- 
prognose, die Nazis laufen fast ohne Be- 
gleitung, sie erzeugen eine Drohkulisse. 
Wie sich neonazistische Raumnahme 
auswirkt und was passiert, wenn Neona- 
zis der Raum — wenn auch nur tempo- 
rär — überlassen wird, zeigte sich in die- 
sen Tagen wiederholt im Stadtteil Dorst- 


feld. Dortmund hat eine verfestigte, pro- 








fessionalisierte und gewaltbereite Nazi- 
szene mit bundesweiter Anziehungs- 
kraft (vgl. Lotta #71, S. 17). Doch ist 
Dortmund ein Frei-Raum für die extre- 
me Rechte, also ein Ort „der politischen 
Sozialisation des Nachwuchses und der 
identitären Selbstvergewisserung“ mit 
„szeneeigenen Immobilien, Vertrieben 
und Verlagen“? Oder ein Dominanz- 
raum, also ein Ort, wo „die öffentliche 
Repräsentanz und Verankerung der ex- 
tremen Rechten dafür sorgt, dass ihre 
soziale Praxis als Normalität legitimiert 
oder hingenommen wird“? (Siehe Lotta 
#53, S. 17) Auf Dorstfeld treffen beide 
Aspekte begrenzt zu. 
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Auswirkungen rechter Raumaneignung und Gegenstrategien 


Auswirkungen rechter 
Raumaneignung 

Die Wahrnehmung des Stadtteils Dorst- 
feld ist eine Frage der Perspektive und 
von subjektiven Erfahrungen abhängig. 
In den Straßen rund um den Wilhelm- 
platz finden sich zahlreiche Raummar- 
kierungen. Mit Graffitis, Aufklebern, Be- 
flaggung und Präsenz im öffentlichen 
Nahraum suggerieren die Nazis, Dorst- 
feld sei ihr Viertel. Sie haben Teile 
Dorstfelds als Lebens- und Aktionsmit- 
telpunkt gewählt, es gibt dort seit mitt- 
lerweile zehn Jahren Nazi-WGs. Die von 
Neonazis angemieteten Räumlichkeiten 
in der Thusneldastraße, in denen die 
Partei Die Rechte Veranstaltungen durch- 
führt, wurden jüngst umgestaltet und 
mit einem Schild „Alt Dorstfeld“ und 
rot-weißer Blumendekoration versehen. 
Neonazis beanspruchen den Raum auf 
dem und um den Wilhelmplatz, unter 
anderem für Informationsstände der Die 
Rechte. Bei gutem Wetter ist eine Alki- 
Nazi-Clique um Siggi Borchardt ab vor- 
mittags beim täglichen Bierkonsum zu 
beobachten. Obwohl der Stadtteil unbe- 
streitbar eine gewisse Anziehungskraft 
für die extreme Rechte bundesweit hat, 
ist die Beschreibung Dorstfelds als 
„Hochburg der Neonaziszene“ — wie es 
mitunter in der Presse geschieht — nicht 
ganz zutreffend. In Dorstfeld leben sehr 
viele verschiedene Menschen aus unter- 
schiedlichen Milieus — Alteingesessene, 
Studierende, Arbeiter*innen, Migran- 
t*innen. Und abseits der von ihnen be- 
wohnten Straßen können die Nazis ihre 
inszenierte Hegemonialstellung im All- 


tag nicht aufrechterhalten. 


Sozialraumanalyse der 
„Quartiersdemokraten“ 

Räume sind Ergebnisse sozialer, kultu- 
reller und politischer Praxen. Die Dorst- 
felder*innen sind frustriert von der 
Wahrnehmung ihres Stadtteils als „Nazi- 
kiez“. 2017 ist ein neues Modellprojekt 
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namens „Quartiersdemokraten“ ins Le- 
ben gerufen worden, dessen Träger der 
Verein zur Förderung von Respekt, Toleranz 
und Verständigung in Dortmund-Dorstfeld 
e.V. ist. Im Rahmen des Programms 
„NRWeltoffen“ wird es gefördert vom 
nordrhein-westfälischen Ministerium 
für Kultur und Wissenschaft. Die „Quar- 
tiersdemokraten“ haben eine Sozial- 
raumanalyse durchgeführt, um Einblicke 
in die subjektive Lebenswelt der Bewoh- 
ner*innen im Stadtteil zu gewinnen. Da- 
bei geht es nicht um einen geographisch 
oder stadtpolitisch abgesteckten, son- 
dern um einen von den handelnden Ak- 
teur*innen konstituierten Raum, der die 
soziale Alltagspraxis und Perspektive 
der dort lebenden Menschen explizit in 
den Fokus nimmt. Die Sozialraumanaly- 
se zeigt, wie Kämpfe um reale Orte und 
die Möglichkeit ihrer Nutzung durch be- 
stimmte Milieus ausgehandelt werden, 
sowie die diskursive Deutung dieses 
Raumes. Wichtig im Untersuchungsan- 
satz war, dass verschiedene Milieus be- 
fragt werden, da sie ganz unterschiedli- 
che Erfahrungen in der Auseinanderset- 
zung mit Rechts haben. 


„Seit vielen Jahren 

guckt Dortmund hin“ 
Die Sozialraumanalyse wurde Anfang 
September in den Räumlichkeiten des 
CVJM unweit des zentral gelegenen Wil- 
helmplatzes vorgestellt. Mit etwa 60 
Gästen war die Veranstaltung gut be- 
sucht. Auf dem Podium saßen Vertre- 
ter*innen der Mobilen Beratung gegen 
Rechtsextremismus im Regierungsbezirk 
Arnsberg und des Runden Tisches Dorstfeld, 
die SPD-Politikerin Nadja Lüders und die 
Sozialpsychologin Beate Küpper. Küpper 
war voll des Lobes für die Stadt Dort- 
mund. Dortmund sei ein Positivbeispiel, 
der „Saal ist voll“ und „seit vielen Jah- 
ren guckt Dortmund hin“. Viele Kom- 
munen seien neidisch. 


Die Ergebnisse der Analyse zeigen, dass 
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der extrem rechte Raumkampf immer 
noch stark präsent ist und als eine He- 
rausforderung für die Zivilgesellschaft 
gilt. Viele Menschen im Stadtteil fühlten 
sich vom Dominanzverhalten der Neo- 
nazis belästigt und sind verängstigt. Ge- 
rade der Wilhelmplatz sei für viele Be- 
wohner*innen des Stadtteils ein „Angst- 
raum“, also ein Raum, den Menschen 
meiden, die sich als potenzielle Betroffe- 
ne von rechter Gewalt wahrnehmen. 
Angst und die reale Gefahr von rechten 
Angriffen sei ein Hemmnis im zivilge- 
sellschaftlichen Engagement gegen 
Rechts, so die Studie. Darin liege die ge- 
ringe Beteiligung an Aktivitäten gegen 
Rechts begründet. Die Befragten gehen 
aber davon aus, dass es teilweise auch 
ein geringes Interesse gibt, sich mit dem 
Naziproblem in Dorstfeld auseinander- 
zusetzen. Die „Quartiersdemokraten“ 
benennen Handlungsfelder, die ein de- 
mokratisches Dorstfeld gegen Rechtsex- 
tremismus stärken sollen: Öffentliche 
Kampagnen, Imagewechsel des Stadt- 
teils, mehr Angebote der politischen Bil- 
dung in Schulen und Jugendeinrichtun- 
gen, Einbindung anderer Akteur*innen 
sowie mehr Informations- und Sensibili- 


sierungsarbeit. 


Diskussion der Ergebnisse 
Entscheidend ist, welche Handlungen 
aus den Empfehlungen abgeleitet wer- 
den, insbesondere was die Sichtbarkeit 
der Zivilgesellschaft betrifft. Ein zentra- 
ler Kritikpunkt der Sozialraumanalyse 
ist der Runde Tisch Dorstfeld. Dieser spre- 
che in erster Linie „ein eher bürgerli- 
ches Milieu“ an oder sei gänzlich unbe- 
kannt. Es ist hingegen durchaus wahr- 
nehmbar, dass die Stadt nicht länger 
versucht, die Präsenz von Nazis zu ver- 
schweigen, sondern dass in Dorstfeld et- 
was passiert. An städtischen Einrichtun- 
gen, beispielsweise Schulen, wurden 
Transparente für „Vielfalt, Toleranz und 


Demokratie“ angebracht, und auf dem 
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Wilhelmplatz finden hin und wieder 
Veranstaltungen der Dorstfelder Verei- 
ne statt. Ein Bürgerzentrum ist in Pla- 
nung. Auf die Frage, wie man die Leute, 
die Angst haben, unterstützen könne, 
antwortete Lüders bei der Vorstellung 
der Sozialraumanalyse sinngemäß, auch 
die demokratischen Parteien im Landtag 
seien gerade hilflos und hätten nach ei- 
nem Jahr AfD noch keine Antworten auf 
rechte Hetze gefunden. Dieser Zustand 
ist symptomatisch. 


Problematisierung einer 
„Zivilgesellschaft von oben“ 
Unter dem Motto „44149 — Platz für 
Vielfalt“ fand am 15. September 2018 auf 
dem Wilhelmplatz ein „Demokratiefest“ 
der Dorstfelder Vereine statt, das auch 
vom Dortmunder Oberbürgermeister 
Ullrich Sierau besucht wurde. Dabei kam 
es infolge von Provokationen und Belei- 
digungen zu Ingewahrsamnahmen am 
Rande des Festes. Die Demonstration der 
Nazis wenige Tage später war eine direk- 
te Reaktion darauf. Auf der Straße wur- 
de den Nazis — wieder einmal — nichts 
entgegen gesetzt. Die Antifaschistische 
Union Dortmund fasst die Ereignisse in ei- 


nem Statement treffend zusammen: 
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Nazis marschierten ungestört am 21. September 2018 durch Dortmund-Dorstfeld und -Marten. 


Auswirkungen rechter Raumaneignung und Gegenstrategien 





„Während sich [auf dem] Demokratie- 
fest noch die Prominenz aus Stadtver- 
waltung und Lokalpolitik die Klinke in 
die Hand gab und nicht müde wurde zu 
betonen, wie engagiert man in Dort- 
mund sei und zugleich die Dorstfelder 
Vereine und EinwohnerInnen mit dem 
Fest ein vermeintlich vielfältiges Dorst- 
feld präsentieren wollten, passiert wenn 
es wirklich darauf ankommt: nichts. Zi- 
vilgesellschaftliches Engagement in 
Dortmund bleibt daher weiterhin in 
Symbolpolitik behaftet.“ 

Die Angst der verantwortlichen Lokalpo- 
litiker*innen, die Deutungshoheit zu 
verlieren, stellt ein weiteres Hemmnis 
für aktives Engagement dar. Ob eine Zu- 
sammenarbeit mit Antifaschist*innen 
gewünscht ist, ist auch fraglich. Fatal ist, 
dass eine inhaltliche Positionierung vie- 
lerorts ausbleibt. Warum gab es nach 
dem Aufmarsch von Nazis, der bundes- 
weite Aufmerksamkeit erregt hat, keine 
Stellungnahme des Runden Tisches oder 
der Dorstfelder Vereine? Der einem Zitat 
entlehnte Titel der Sozialraumanalyse 
ist jedenfalls treffend: „Da müsste viel 
mehr ein Zeichen gesetzt werden, dass 


man so etwas nicht haben will“. 


Ausbleiben linker 
Positionierung 

Die rechte Hegemonie in den Köpfen 
und auf der Straße ist weder zufällig 
noch neu. Rassistische Hetzer*innen ar- 
beiten seit Jahren an der Verschiebung 
der Grenzen des Sagbaren, Ressenti- 
ments sind mit der AfD salonfähig ge- 
worden. Das schafft den Boden für Ereig- 
nisse wie in Chemnitz oder Köthen, auf 
die Neonazis in Dortmund und vielen 
anderen Regionen sich positiv beziehen. 
Auch in der Linken wird Dorstfeld sehr 
häufig als „Angstraum“ beschrieben, in 
den Leute sich nicht mehr hin trauen, 
aus Angst vor Übergriffen und Bedro- 
hungen. Es ist ein schmaler Grad zwi- 
schen der Anerkennung der realen Ge- 
fahr und der Reproduktion des Mythos 
eines „Nazikiezes“ — ein Ort, der ohne- 
hin schon verloren ist und wo niemand 
mehr hingeht. Die radikale Linke, die 
derzeit wenig Diskurs mitbestimmend 
ist, und die an vielen Stellen schwach 
und unsichtbar erscheint, muss sich hier 
deutlicher positionieren. Erforderlich ist 
eine systematische Aufklärung über die 
völkischen und antisemitischen Implika- 
tionen der Provokation der Partei Die 
Rechte und die Gründe für deren Wir- 
kungsmächtigkeit. Letztlich fußt die Do- 
minanz der Nazis an dieser Stelle auf der 
Bereitschaft und Fähigkeit, Gewalt aus- 
zuüben. Es braucht also neue Strategien 
gegenüber einer Naziszene, die Mörder 
in ihren Reihen hat und aktiv die Selbst- 
bezeichnung „Nazis“ wählt. In Dort- 
mund müssen Antworten auf die Dauer- 
präsenz der extremen Rechten gefunden 
werden. Es ist offenkundig, dass Antifa- 
Arbeit in Dortmund weiterhin notwen- 
dig ist. Spontane Proteste in der Nord- 
stadt und im Kreuzviertel zeigen hierfür 


Handlungsmöglichkeiten auf. 
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Von Sebastian Hell und Sonja Brasch 
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Lars Schulz und Danny Wolff mit Stefan Jagsch (NPD Hessen) und 
Melanie Dittmer beim NPD-Aufmarsch am 23. April 2017 in Wetzlar. 


Neuer ‚Wanderclub“ für 
Rechtsrock in Hessen 


Hinter „Club H5“ stehen altbekannte Organisatoren 


In Hessen soll es eine Neuerung in Sachen Nazi-Events geben: Ein in der 
Szene kursierender Flyer bewirbt ein Konzert am 30. November 2018, 
für das ein „Club H5“ verantwortlich zeichnet. Unter dem Motto „Rock 
against Communism“ wird ein „Balladenabend“ mit „Kategorie C“, 
„Nahkampf“, „Randgruppe Deutsch“ und einem „Überraschungs Lieder- 
macher“ angekündigt. Ein genauerer Blick zeigt jedoch: das Konzept ist 
neu, Location und Organisatoren aber altbekannt. 


Was es mit dem „Club“ auf sich hat, ver- 
raten die Betreiber in der aktuellen Aus- 
gabe der Zeitschrift N.S. Heute: Der Club 
H5 sei ein „Wanderclub“. Zwar sollen die 
Konzerte maßgeblich in der NPD-Immo- 
bilie in Leun-Stockhausen (Lahn-Dill- 
Kreis) stattfinden, zur Absicherung ge- 
gen mögliche Repressionen und um den 
Veranstaltern Flexibilität zu bieten, sol- 


len aber auch an anderen Orten unter 
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dem gleichen Label Veranstaltungen 
durchgeführt werden. Einend dabei ist 
das Corporate Design. Bereits für Anfang 
Dezember wird ein „H5-Konzert“ in Süd- 
deutschland angekündigt. 

Der Szenetreffpunkt in Leun-Stockhau- 
sen war in der Vergangenheit unter dem 
Namen „Bistro Hollywood“ bzw „teuto- 
nicus“ der zentrale Ort für Events der 


hessischen Naziszene. Zuletzt diente die 


Immobilie als Ausweichort für das in der 
Stadthalle Wetzlar untersagte Konzert 
mit Oidoxie und Kategorie C, das als Wahl- 
kampfveranstaltung der hessischen NPD 
geplant war (vgl. Lotta #71. S. 31-33). 


Die Immobilie in Leun- 
Stockhausen 

Das Haus gehört dem langjährigen NPD- 
Mitglied Thomas Gorr. Er sitzt zurzeit 
für die Partei im Ortsbeirat von Stock- 
hausen sowie in der Stadtverordneten- 
versammlung Leun. Im „Bistro Holly- 
wood“ fanden ab 2012 regelmäßig Kon- 
zerte, Partys und Veranstaltungen der 
NPD statt. Im Mai 2015 kam es allerdings 
zu einem kleinen Eklat, als bei einer dort 


stattfindenden Party das Lied „Ran an 
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den Feind“ der Band Landser durch den 
Ort schallte und die Veranstaltung 
schließlich polizeilich aufgelöst wurde. 
In den folgenden zwei Jahren wurde es 
ruhiger um die Location. Anfang 2018 
stand das „Bistro Hollywood“ dann so- 
gar kurz vor dem Aus. Der Termin für 
eine Zwangsversteigerung war bereits 
angesetzt, erst im letzten Moment 
sprang eine Person aus dem Umfeld der 
NPD ein und übernahm die finanziellen 
Verbindlichkeiten. Scheinbar ist das 
Haus für die hessische Szene doch zu 
wichtig. Schließlich ist es derzeit die 
einzige Immobilie, über welche die NPD 
in Hessen frei verfügen kann. Dennoch 
eignet es sich nur bedingt als Veranstal- 
tungsort, da das Fassungsvermögen be- 
grenzt und das „Ambiente“ eher anti- 
quiert ist. Mit dem neuen Konzept wird 
nun versucht, die Attraktivität zu erhö- 
hen und das „Hollywood“ nach der gera- 
de noch abgewendeten Insolvenz auch 
finanziell wieder tragfähig zu machen. 
Die Immobilie soll nun einer „General- 
überholung“ unterzogen werden, um 
„Sich einem weitläufigeren Publikum 
[zu] öffnen“. Parallel sollen unter dem 
Namen Club H5 als privat deklarierte 
Konzerte „für ausgewähltes Publikum“ 
angeboten werden, so die Organisatoren 
im Interview mit der N.S. Heute. Der Club 
H5 ist allerdings nur zu Gast, die Ober- 
hand über die Immobilie behält die NPD. 


Die Organisatoren hinter 

dem „Club H5“ 

Hinter dem Club H5 stehen zwei Neona- 
zis, die in den vergangen Jahren immer 
wieder im Lahn-Dill-Kreis auffällig wur- 
den. Der eine ist Lars Schulz, der ver- 
sucht, sich unter dem Pseudonym „Juli- 
us S Tahl“ zu präsentieren. Der andere 
hält seinen Namen in dem Interview zu- 
rück, es deutet aber alles daraufhin, dass 
es sich um den Wetzlarer Neonazi Danny 
Wolff handelt. 

Lars Schulz tritt seit drei Jahren expo- 
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Hinter „Club H5“ stehen altbekannte Organisatoren 


niert auf. Er kommt aus Dillenburg und 
organisierte erstmals 2015 mit dem Zu- 
sammenschluss „Haiger steht auf“ ras- 
sistische Aufmärsche und Kundgebun- 
gen in der Region. Im Dezember 2016 
meldete er einen Fackelmarsch für die 
NPD in Dillenburg an, zu dem allerdings 
nur etwa 35 Personen kamen. Im Folgen- 
den suchte er vermehrt die Nähe zu 
überregionalen Neonazis, vor allem zu 
Melanie Dittmer aus dem Rhein-Sieg- 
Kreis (NRW), die in den Jahren 2014 bis 
2017 mehrere Aufmärsche in Wetzlar 
anmeldete. Bei einem Aufmarsch am 22. 
April 2017 war Schulz auch Teil des 
Orga-Teams, mittlerweile war er mit 
Dittmer und weiteren Personen der Iden- 
titären Aktion im Freundeskreis Rhein-Sieg 
organisiert. Parallel schloss sich Schulz 
mit mehreren Skinheads aus dem Lahn- 
Dill-Kreis zur „Ortsgruppe Lahn-Dill“ 
der Berseker zusammen und wurde deren 
„Leader“. Die Gruppe wurde im Januar 
2018 Ziel von polizeilichen Ermittlungen 
und Hausdurchsuchungen. Daraufhin 
löste Schulz die Gruppe auf, fand aber 
bald ein neues Betätigungsfeld: das 
Rechtsrock-Geschäft. 2018 suchte er im- 
mer wieder die Nähe zur Dortmunder 
C18-Band Oidoxie. Bei dem geplanten 
NPD-Konzert im März 2018 in Wetzlar 
zählte er zum Orgateam. Mit dem Club 
H5 baut Schulz sein neues Betätigungs- 
feld weiter aus. 

Bei Danny Wolff handelt es sich um ei- 
nen langjährigen Aktivisten der mittel- 
hessischen Naziszene. Er gilt als Selbst- 
darsteller, der sich aber immer wieder 
an Projekten beteiligt. Er war seit deren 
Gründung im Jahr 2008 exponiertes Mit- 
glied der Autonomen Nationalisten Wetzlar 
(ANWZ). Die Gruppe war höchst gewalt- 
tätig. Im März 2010 verübten Neonazis 
aus dem Umfeld der ANWZ in Wetzlar 
ein Brandanschlag auf das Haus eines 
Kirchensozialarbeiters (vgl. Lotta #43, S. 
26-27). Wolff zog es kurz darauf nach 


NRW, nach einem kurzen Gastspiel in 


Dortmund kehrte er allerdings nach 
Wetzlar zurück. Er suchte die Nähe zu 
unterschiedlichen Strukturen in Hessen: 
lokalen NPDlern, der Kameradschaften- 
Szene im Lumdatal oder Marburger Bur- 
schenschaften (vgl. Lotta # 56, S. 31-32) 
Seine Kompetenzen liegen vor allem im 
Bereich Design und Vermarktung. Aktu- 
ell tritt er unter dem Label Media Pro Pa- 
tria auf. Eben dieses Label steht auch auf 
dem Flyer für den angekündigten Club 
H5-Liederabend. 


Alte Location im neuen 
Gewand 

Der Club H5 kann als eine logische Kon- 
sequenz aus der Organisationsschwäche 
der hessischen Naziszene (vgl. Lotta #71) 
gewertet werden. Mit dem neuen Kon- 
zept sollen Synergieeffekte erzeugt wer- 
den, um auch mit wenig Kräften einen 
möglichst großen Output zu produzie- 
ren. Die beiden Organisatoren verfügen 
über das Potenzial, die Location in Leun- 
Stockhausen zumindest semiprofessio- 
nell zu bespielen. Mit der Idee des 
„Wanderclubs“ halten sie sich aber zu- 
gleich die Option offen, auf andere Orte 
auszuweichen und den Happeningcha- 
rakter klandestin organisierter Konzerte 
beizubehalten. 

Nüchtern betrachtet, wird eine lang ge- 
nutzte Immobilie von altbekannten Ka- 
dern reaktiviert. Mit Blick auf den Wer- 
degang der in das Projekt involvierten 
Personen erscheinen Streit und Schei- 
tern mehr als wahrscheinlich. Allerdings 
darf der Club H5 nicht unterschätzt wer- 
den. Konzerte sind einer der wichtigsten 
Vernetzungs- und Sozialisationsorte der 
extremen Rechten, durch die „alte Ha- 
sen“ ihre Anbindung an die Szene auf- 
recht erhalten und neue Menschen auf 
einfachem Wege an die Szene herange- 
führt werden. Insbesondere in der lose 
organisierten hessischen Szene waren 
und sind Partys und Konzerte ein wich- 


tiger Bestandteil der politischen Arbeit. 
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Yannick No& (links) beim „Konservatismus“-Kongress der „Jungen Alternative Bayern“ am 14. 


Von Köln gegen Rechts — Antifaschistisches Aktionsbündnis 


„Kontrakultur“ aus NRW 


Das „Arcadi Magazin“ 


Als „das neue Kultur- und Lifestyle-Magazin“ vermarkten die Heraus- 
geber das „Arcadi Magazin“. Das Medienprojekt richtet sich vor allem 
an junge Menschen und weist eine große inhaltliche und personelle 
Nähe zur AfD und zur „Identitären Bewegung“ auf. Es ist als eine Art 
Brücke zwischen beiden Organisationen zu werten. 


Berichte über Videospiele, Comics und 
Star Wars neben Lifestyle-Ratschlägen a 
la „Hosenträger? Ja! Aber wie?“ und 
„Warum ich Scheitel trage“, ein bisschen 
Sex („Wer jeden oder jeden zweiten Tag 
masturbiert, wird also nie männlich 
sein“). Dazwischen wohlwollende Arti- 
kel über Projekte aus dem Umfeld der 
Identitären Bewegung (IB), Interviews mit 
rechten „Stars“ wie der „Alt Right“- 
Bloggerin Brittany Pettibone und Be- 
richte über Initiativen der AfD. Das Arca- 
di Magazin bietet eine eigentümliche Mi- 
schung, die aber so gewollt ist. 

Denn die Herausgeber beanspruchen, 
politisch nicht festgelegte Jugendliche 
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und junge Erwachsene zu erreichen und 
unterfüttern zugleich die verschiedenen 
(frivolen) Artikel, Erfahrungsberichte 
und Kulturrezensionen mit antifeminis- 
tischen, rassistischen oder anderen ex- 
trem rechten Inhalten. Dies zeigt sich 
beispielsweise an einem Bericht über 
den neuesten Teil der beliebten Ego- 
Shooter-Serie Battlefield, in dem die „Fo- 
kussierung auf weibliche und schwarze 
Charaktere“ im Videospiel als Ausdruck 
von „Diversity“ und „Equality“ abge- 
lehnt wird. 

Von der Einlösung des eigenen An- 
spruchs, mit Arcadi eine „Alternative“ zu 


Magazinen wie Neon oder Vice bieten zu 








können, sind die Macher noch weit ent- 
fernt. Denn bislang ist die Verbreitung 
von Arcadi begrenzt. Seit 2016 ist Arcadi 
als Webzine abrufbar. Seit vergangenem 
Jahr existiert auch eine Printausgabe 
mit einer Startauflage von 1.000 Exem- 
plaren. Drei Hefte liegen bereits vor, ein 
viertes soll in Kürze erscheinen. Auf 
dem AfD-Bundesparteitag in Köln wurde 
Arcadi kostenlos verteilt, ansonsten 
müssen für eine Ausgabe 6 Euro bezahlt 
werden. Auch die Reichweite der Arcadi- 
Podcasts ist mit durchschnittlich eini- 
gen hundert Klicks pro Beitrag gering. 
Bei Facebook folgen dem Magazin nicht 
einmal 2.000 Personen. 

Dennoch sehen rechte Strateg_innen in 
dem Projekt offenbar Potenzial. Die Ini- 
tiative Ein Prozent e.V. unterstützt Arcadi 
finanziell. In den Heften finden sich zu- 
dem zahlreiche Anzeigen von Gewerbe- 


treibenden aus dem Umfeld der IB (zum 
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Burschenschaftler im „Arcadi“-Netzwerk 


— Rhenania Salinga Düsseldorf 


(Zacharias Schalley; Maximillian Schmitz; Yannick No) 


— Freiburger Saxo-Silesia 


(Raimond Hoffmann; Moritz Busam, Arcadi-Autor; Dubravko Mandic) 
— Burschenschaft Normannia zu Heidelberg 

(Michael Karl Paulwitz, Vorsitzender des Denkmalerhaltungsvereins Eisenach e.V.) 
— Leobener Germania Halle (Jan Scharf, Arcadi-Autor) 
— Hannoverania Göttingen (Lars Steinke, Arcadi-Autor) 


— Pennälerverbindung Borussia Berlin (The-Hao Ha, Arcadi-Autor) 
— Berliner Burschenschaft Gothia (Werbekundin) 


— Wiener akademische Burschenschaft Olympia 

(Alexander Markovics, Arcadi-Autor; Martin Sellner) 
— Burschenschaft Germania Marburg (Patrick Uli „Komplott“ Bass) 
— Frauenbund Atrytone Assindia (Melanie Schmitz) 


Beispiel Jungeuropa Verlag, Phalanx 
Europa) und der Neonazi-Szene (zum 
Beispiel Greifvogel Wear, Sonnenkreuz Ver- 
sand). Auch der extrem rechte AfD-Bun- 
destagsabgeordnete Dubravko Mandic 
wirbt regelmäßig für seine Anwaltskanz- 
lei (siehe Infoboxen). So können zwei Ar- 
cadi-Redakteure für ihre Arbeit entlohnt 


werden. 


Die Herausgeber 

Hinter Arcadi steht als Herausgeber der 
Verein Publicatio e.V., der im August 2016 
in Leverkusen gegründet wurde. Der 
Verein verpflichtet sich laut Satzung, die 
„Kultur und Bildung des deutschen Vol- 
kes zu wahren und zu fördern“. Neben 
der Herausgabe des Magazins soll dieser 
Zweck auch mit der Durchführung von 
Veranstaltungen erreicht werden. Ver- 
einsvorsitzender ist der Arcadi-Chefre- 
dakteur Yannick Nog, der zugleich Vor- 
sitzender des AfD-Kreisverbands Lever- 
kusen ist. Als sein Stellvertreter im Ver- 
einsvorstand fungiert Maximilian 
Schmitz. Mitbegründet wurde der Ver- 
ein von Andre Ufer (Bundesvorstand 
Junge Alternative aus Dresden, vorher 
Düsseldorf), Raimond Hoffmann (stell- 
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vertretender Vorsitzender der Jungen Al- 
ternative Baden-Württemberg), Dominik 
Amann (stellvertretender Sprecher der 
AfD Leverkusen), Holger No& (Unterneh- 
mer aus Leverkusen) und Daniela Bou- 
mann-Quast (AfD Düren). Die Grün- 
dungsversammlung des Publicatio e.V. lei- 
tete Zacharias Kornelius Martin Schal- 
ley, der Beisitzer im Vorstand der Jungen 
Alternative NRW ist und für den AfD- 
Landtagsabgeordneten Christian Blex 
arbeitet. 

Yannick No&, Schmitz und Schalley wa- 
ren bereits gemeinsam für die Campus 
Alternative Düsseldorf, einer zwischenzeit- 
lich inaktiven AfD-nahen Hochschul- 
gruppe an der Heinrich-Heine-Universität, 
politisch tätig und gehören alle drei der 
Alten Halleschen Burschenschaft Rhenania- 
Salingia zu Düsseldorf an, die im extrem 
rechten Dachverband Deutsche Burschen- 
schaft (DB) organisiert ist. So erklärt sich 
auch, warum im Falle der Vereinsauflö- 
sung das Vermögen des Publicatio e.V. an 
den Denkmalerhaltungsverein Eisenach e.V. 
gehen soll, der für die Deutsche Burschen- 
schaft das Burschenschaftsdenkmal in Ei- 
senach betreut. Aufgrund ihrer Parteiar- 
beit verfügen Schalley und Noe über 


Das „Arcadi Magazin“ 


zahlreiche Kontakte zu Führungskadern 
der AfD. 


Enge Verbindungen zu den 
„Identitären“ 

Offiziell besteht seitens der AfD ein Un- 
vereinbarkeitsbeschluss mit der Identitä- 
ren Bewegung, der aber immer wieder 
unterlaufen wird. Arcadi ist dafür ein 
weiteres Beispiel. Zwar gehören Maga- 
zin und herausgebender Verein nicht of- 
fiziell zur AfD, sie werden aber von AfD- 
Mitgliedern getragen. Noe und Schalley 
sind als Funktionäre in führenden Posi- 
tionen der AfD beziehungsweise ihrer 
Jugendorganisation tätig. Neben der 
deutlichen inhaltlichen Bezugnahme des 
Arcadi-Magazins auf die IB gibt es aber 
auch persönliche Verknüpfungen: Yan- 
nick Noe machte seine Funktion als An- 
führer der Identitären Bewegung Leverku- 
sen in seinem Facebook-Profil öffentlich. 
Zumindest bis 2016 war er auch in einer 
geheimen Facebook-Gruppe der Identitä- 
ren Bewegung aktiv. Mit John David Haa- 
se, einem Gründungsvorstand der Identi- 
tären Bewegung Deutschland e.V., war er 
gemeinsam in der AfD-Hochschulgruppe 
beziehungsweise Campus Alternative Düs- 
seldorf tätig. Auch unter den Arcadi-Au- 
tor_innen finden sich mit Jan Scharf 
(Kontrakultur Halle) und Justin Cedric Sal- 
ka (stellvertretender Vorsitzender des 
AfD-KV Westerwald) Personen, die sich 
mehrfach an Aktivitäten der Identitären 
Bewegung beteiligt haben. 


„Arcadi-Fest“ 

Die engen Verbindungen zur Identitäten 
Bewegung zeigen sich auch bei den zwei 
bislang stattgefundenen „Arcadi-Festen“. 
Bei der Erstauflage der Veranstaltung im 
Juli 2017 sprachen die IB-Aktivisten 
Martin Sellner (Sprecher der IB Öster- 
reich) und Mario Alexander Müller (Kon- 
trakultur Halle). Auf der Bühne stand der 
Rapper Christoph „Chris Ares“ Zloch 
(Bündnis deutscher Patrioten). Ursprüng- 
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Das „Arcadi Magazin“ 


lich sollte die Veranstaltung auf Schloss 
Morsbroich stattfinden, einem Gebäude 
der Stadt Leverkusen. Eine Antifa-Veröf- 
fentlichung machte die Anmietung zu- 
nichte, daher mussten die Veranstalten- 
den auf andere Räumlichkeiten auswei- 
chen. 

Beim zweiten „Arcadi Fest“ am 25. Januar 
2018 gingen die Veranstaltenden vorsich- 
tiger vor. Beworben wurde es nur konspi- 
rativ über bundesweit verstreut wohnen- 
de Vertrauenspersonen. Nicht zuletzt hier 
offenbarten sich die engen Verbindungen 
zur IB. Für den Ausschank sorgte Daniel 
Fiß (IB Rostock) mit seiner Biermarke 
„Pils Identitär“, Es gab einen Bücherstand 
vom Jungeuropa Verlag, dessen Inhaber 
Philip Stein auch im Vorstand von Ein Pro- 
zent e.V. sitzt. Ebenfalls vertreten waren 
Verkaufsstände der „identitären“ Mode- 
Labels Phalanx Europa von Patrick Lehnert 
(IB Österreich) sowie Cuneus-Culture von 
Jannik Brämer (Junge Alternative Berlin) 
und Karsten Vielhaber (IB Berlin). Live- 
Auftritte hatten die extrem rechten Rap- 
per „Chris Ares“ und Patrick Uli „Kom- 
plott“ Bass (Burschenschaft Germania Mar- 
burg, IB Ulm) sowie Die Nackte Wahrheit, 
ein Musikprojekt der aus Essen-Borbeck 
stammenden IB-Aktivistin Melanie 
Schmitz (Kontrakultur Halle). Deutlich 
wird: Die Initiator_innen versuchen, ganz 
im Sinne der IB-Strategie der „Kontrakul- 
tur“, mit dem Arcadi-Fest und dem Maga- 
zin eine Ideologieschmiede und identitäre 


Erlebniswelt zu entwickeln. 
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Weitere mit dem „Arcadi Magazin“ eng 
zusammenarbeitende AfD-Funktionär_innen 


— Maximilian Keller: Mitarbeiter der AfD-Fraktion im Landtag NRW, 


Sprecher JA Bielefeld, Arcadi-Autor 


— Robin Classen: Landesschriftführer AfD Rheinland Pfalz, Arcadi-Autor 
— The-Hao Ha: Beisitzer im Landesvorstand der JA Berlin, Arcadi-Autor 


— Moritz Schellenberg: ehemaliges Mitglied im Landesvorstand 


der JA Berlin, Arcadi-Autor 


— Lars Steinke: bis August 2018 Vorsitzender der JA Niedersachsen, Arcadi-Autor 
— Daniela Boumann-Quast: Mitglied des AfD-NRW-Ausschusses Familie und 


Demografie, Publicatio-Gründungsmitglied, Arcadi-Autorin 
— Justin Cedric Salka: stellvertretender Landesvorsitzender der JA Rheinland- 
Pfalz, stellvertretender Vorsitzender des AfD-KV Westerwald, Arcadi-Autor 


Der Ansatz der „Kontrakultur“ 
Am Rande des zweiten Arcadi-Festes in- 
terviewte Arcadi-Autor Johannes Thie- 
sen (Libertärer Stammtisch, Youtuber 
„Philosophy Workout“) Bass und 
Schmitz zum Konzept der „Kontrakul- 
tur“, worunter Schmitz die Möglichkeit 
versteht, „aus dieser Gesellschaft und 
ihrem Konsens auszusteigen und in eine 
Gegenkultur einzutauchen“. Sie bezeich- 
net „Kontrakultur‘“ zum einen als ideo- 
logisches Angebot, zum anderen auch 
als Aufgebot von „eigenen Künstlern, ei- 
gener Musik, eigener Wohnräume“. Es 
solle die Möglichkeit geben, „komplett 
auf die normale Gesellschaft zu verzich- 
ten“ und die „Gegenkultur“ anzuneh- 
men. In einer Diskussion zwischen ver- 


schiedenen Vertretern der IB und deren 


Werbekund_innen im „Arcadi Magazin“, Ausgaben 1 bis 3 


Arktos Verlag, Antaios Verlag, Anwaltskanzlei des AfD-Bundestagsabgeordneten 


Dubrovko Mandic, Berliner Burschenschaft Gothia, Cuneus-Culture (Kleidungsla- 


bel), Greifvogel Wear, Junge Alternative Bayern, Jungeuropa Verlag, Kontrakultur 
Halle, Kronos-TV.de, Laut gedacht (Youtube-Channel), Patriotische Shirts, Pivert 


Clothing aus Italien, Phalanx Europa (Kleidungslabel), Renovamen Verlag, Recon- 


quista Germanica, Zeitschrift Sezession, Sonnenkreuz-Versand, Young German (We- 


blog), Zuerst! — Deutsches Nachrichtenmagazin 
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Dunstkreis, darunter der ehemalige 
Blood & Honour-Aktivist Sven Liebich und 
der deutsch-italienische IB-Aktivist Eric 
Graziani Grönwald alias „Sebastiano 
Graziani“ aus Berlin, wird das Arcadi- 
Fest als eine Veranstaltung beschrieben, 
die dem Konzept der „Kontrakultur“ 
entspreche. 

Offenkundig versuchen die „identitä- 
ren“ Vertreter_innen Bezug auf Konzep- 
te einer in linken Szenen geprägten Al- 
ternativ- und Subkultur zu nehmen, wo 
eigene ästhetische Ausdrucksformen 
und Praxen in Opposition zu der als do- 
minant oder hegemonial verstandenen 
Kultur — dem sogenannten Mainstream 
— entwickelt wurden. Freilich finden 
sich aber erst Ansätze dieser propagier- 
ten „Kontrakultur“ von rechts. Vergli- 
chen mit den Angeboten aus dem Um- 
feld der italienischen Casa Pound-Bewe- 
gung ist deren Bedeutung begrenzt. Die 
neofaschistische Bewegung aus Italien 
übt eine große Ausstrahlungskraft nicht 
nur auf die „Identitären“ aus Halle aus, 
sondern ebenso auf die Macher von Ar- 
cadi. Dies zeigt der Artikel „Wieso ich 
Casa Pound so geil finde!“ von Antonio 
Giovanni Copolla, der 2016 auf dem 
Weblog erschien. 
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Von Johannes Hartwig 


Der Verein „Alternativer Kulturkongress“ aus Paderborn 


Geschichtspolitik für die AfD 


Der Verein „Alternativer Kulturkongress“ aus Paderborn 


„9.n Chr. — Schlacht im Teutoburger Wald“, „955.n Chr. — Schlacht auf 
dem Lechfeld“, „1830 — Völkerschlacht bei Leipzig“, „1871 — Deutsche 
Reichsgründung“ und „1989 — Fall der Berliner Mauer“. Mit pathetischer 
Musik unterlegt werden diese historischen Daten im Werbevideo des „Al- 
ternativen Kulturkongresses“ eingeblendet. „Nur wer weiß, woher er 
kommt, bestimmt wohin er geht“ lautet das Motto des AfD-nahen Ver- 
eins aus dem ostwestfälischen Paderborn (NRW). 


Der Alternative Kulturkongress Deutschland 
e.V. wurde am 14. Februar 2016 im Rats- 
keller in Paderborn gegründet und beim 
Amtsgericht Paderborn eingetragen. 
Eingeladen hatte Gründungsmitglied 
Matthias Tegethoff bereits im Dezember 
2015. Tegethoff ist nicht nur Beisitzer im 
Vorstand des AfD-Kreisverbands, son- 
dern auch Sprecher der seit Januar 2014 
bestehenden Jugendorganisation der 
AfD, der Jungen Alternative (JA) im Kreis 
Paderborn. Der Verantwortliche für die 
Homepage des Vereins, Julian Hermneu- 
wöhner aus Bad Lippspringe, ist laut Im- 
pressum der Facebook-Seite der JA Pa- 
derborn Teil des Vorstandes des JA-Be- 
zirksverbands Detmold und Beisitzer im 
Vorstand des Kreisverbands Paderborn 
der AfD. Mittlerweile ist die Anbindung 
des Alternativen Kulturkongresses e.V. an 
die AfD Paderborn noch enger gewor- 
den. Seit Ende März 2017 sind mit An- 
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dreas Kemper und Karl-Heinz Tegethoff 
der Vorsitzende der AfD-Fraktion im Pa- 
derborner Kreistag und der Sprecher des 
AfD-Kreisverbands Paderborn im Vor- 
stand des Vereins aktiv. Die AfD Pader- 
born hat sich von Anfang an am völki- 
schen Kurs des AfD-Flügels um Björn 
Höcke orientiert. 


Nähe zu „Identitären Bewegung“ 
Öffentlich in Erscheinung trat der Alter- 
native Kulturkongress erstmals beim AfD- 
Bundesparteitag am 30. April 2016 in 
Stuttgart. Mit Flugblättern wurde für 
den 11. Juni 2016 eine Veranstaltung in 
der Nähe von Bielefeld beworben, auf 
der Höcke, der AfD-Kommunalpolitiker 
Rainer Peitz aus Wetter (Ennepe-Ruhr- 
Kreis), der Compact-Autor Peter Feist so- 
wie Martin Sellner, Kopf der Identitären 
Bewegung (IB) in Österreich, referieren 


sollten. Auch bei einer Kundgebung der 


AfD am 13. Mai 2016 in Paderborn, auf 
der Höcke sprach und zahlreiche Akti- 
visten der ostwestfälischen Naziszene 
anwesend waren, wurden diese Flugblät- 
ter von IB-Aktivisten verteilt. Zwischen 
dem Alternativen Kulturkongress und der 
IB bestehen personelle Überschneidun- 
gen. Die Vereinsmitglieder Davy Müh- 
lenbein und Savin Legard waren auch an 
der Gründung des ebenfalls in Pader- 
born eingetragenen Vereins Identitäre 
Bewegung Deutschland e.V. (vgl. Lotta #64 
S.12 ff) beteiligt. 

Die erste Veranstaltung des Alternativen 
Kulturkongress wurde jedoch kurzfristig 
abgesagt, nachdem zunächst noch die 
AfD-Politiker Andre Poggenburg und 
Alexander Gauland statt Sellner als Re- 
ferenten angekündigt worden waren. 
Anstelle eines großen „Kongresses“ mit 
mehreren Referenten fand schließlich 
am 16. Juli 2016 in einer Dorfkneipe in 
der Nähe von Paderborn ein Vortrag mit 
Martin Sellner statt. Insgesamt organi- 
sierte der Alternative Kulturkongress seit- 
dem mindestens zehn Vortragsveran- 
staltungen und themenbezogene Exkur- 


sionen im Raum Ostwestfalen-Lippe. 
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„Ich will keine deutsche 
Leitkultur“ 

In seinem Referat unter dem Titel 
„Wozu eine deutsche Leitkultur?“ am 24. 
Juli 2017 zog der damalige Landesvorsit- 
zende der AfD Niedersachsen, Armin- 
Paul Hampel, die ganz großen histori- 
schen Linien, beginnend mit der Varus- 
schlacht als Geburtsstunde einer „deut- 
schen Kultur“. Da mit dem Sieg Armini- 
us’ über die Römer im Jahr 9. n Chr. „die 
Romanisierung Europas [...] ein Ende 
[hatte], sprechen wir heute alle deutsch, 
eine germanische Sprache und keine ro- 
manische“. Die deutsche Kultur habe 
sich aus der Abgrenzung der Germanen 
gegenüber den Römern entwickelt. Von 
der gotischen Architektur, über das 
Handwerk, die Kunst, Musik, Literatur 
und Wissenschaft entwickelt Hampel 
das Bild einer „deutschen Kultur“, in der 
er die „Wesensart“ der Deutschen 
(Wahrhaftigkeit, Streben nach Erkennt- 
nis, Wertarbeit und Qualität) erkennen 
will. Modernisierung und Globalisierung 
würden diese gefährden. Sein monoli- 
thisches Kulturverständnis bringt Ham- 
pel in der Einleitung seines Vortrags auf 
den Punkt: Er wolle „keine deutsche 
Leitkultur [...]; Wir leben in Deutschland, 
wir sind Deutsche und deshalb gibt es 
eine deutsche Kultur.“ Für Hampel sind 
weniger gesamtgesellschaftliche Ent- 
wicklungen zentral für Geschichte und 
Kultur, sondern „einzelne Personen, die 
[...] in diesem Land gewirkt haben und 
die maßgeblich zu dem beigetragen ha- 


ben, was wir heute sind.“ 


Geschichte 

„großer deutscher Männer“ 
Der Header der Facebook-Seite des Ver- 
eins bildet die Konterfeis von Kaiser 
Otto dem Großen, Konrad Adenauer, Os- 
wald Spengler, Otto von Bismarck und 
Richard Wagner ab. Diese am Wirken 
„großer“ Männer orientierte Perspekti- 


ve entstammt der sich im 19. Jahrhun- 
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dert formierenden modernen Ge- 
schichtswissenschaft und verweist auf 
die Fokussierung von Geschichte als 
Herrschafts- und Nationalgeschichte. 
Geschichtlich wird dabei der Bogen von 
der Gründung des „Heiligen Römischen 
Reichs deutscher Nation“ bis zur deut- 
schen Nachkriegszeit und ideologisch 
vom katholischen Konservatismus bis 
zum nationalistisch-antidemokratischen 
Theoretiker Oswald Spengler gespannt. 
Spenglers erstmals 1918 erschienenes 
Werk „Der Untergang des Abendlandes“ 
stellt bis heute einen zentralen Bezugs- 
punkt der „Neuen Rechten“ dar. Speng- 
ler galt Geschichte als Aufstieg und Nie- 
dergang von Kulturen und Zivilisatio- 
nen. Für den „Untergang des Abendlan- 
des“ waren für Spengler der westliche 
Kapitalismus, die mit Urbanisierung ein- 
hergehende Dekadenz, die Ideale der 
Französischen Revolution und die De- 
mokratie verantwortlich. Auch zur wei- 
teren Verbreitung antisemitischer Ideen 
trug Spengler bei, indem er das Juden- 
tum als „zersetzendes Element“ bezeich- 
nete, welches unfähig sei, sich der 
abendländischen Kultur anzupassen und 
einen Fremdkörper in Europa darstelle. 


Für die Macher des Alternativen Kultur- 
kongresses gelten neben diesen „großen 
Männern“ besonders Orte wie das als 
„Elbflorenz“ verehrte Dresden, die 
Paulskirche in Frankfurt am Main oder 
der Berliner Reichstag als Symbole der 
„Deutschen Kultur“. Eine besondere Be- 
deutung nimmt auch das Hermanns- 
denkmal und die als „sagenhaftes Her- 
mannsland“ mystifizierte Region Ost- 


westfalen-Lippe ein. 


Heimat erleben — 
Mythenregion OWL 

Mit einer Wanderung unter dem Motto 
„Auf den Spuren von Vidukind und Karl 
der Große“ [sic!], die der Alternative Kul- 


turkongress in Kooperation mit der AfD- 
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Gruppe im Landschaftsverband Westfa- 
len-Lippe (LWL) am 28. November 2017 
durchführte, wird ein zentraler Mythos 
der deutschen Nationalerzählung the- 
matisiert, der besonders für die Region 
von Bedeutung ist. Widukind, der in der 
kleinen Stadt Enger im Kreis Herford be- 
graben worden sein soll, verkörpert die 
Position des widerständigen heidni- 
schen Sachsen, der sich gegen die als 
fremd gedeutete Christianisierung 
wehrte, während Karl der Große als Be- 
gründer des christlichen Europas gilt. 
Im Rahmen des sogenannten „Kultur- 
stammtischs“ des Vereins ging es am 13. 
Oktober 2017 in einem Vortrag um sa- 
genumwobene Orte in Ostwestfalen-Lip- 
pe. Unter der Überschrift „Sagenhaftes 
Hermannsland“ werden auf der Home- 
page des Vereins Geschichten, Märchen 
und Sagen sowie die damit verbundenen 
mythisch aufgeladenen Orte in der Regi- 
on thematisiert. Schon Ende des 19. 
Jahrhunderts galt Ostwestfalen-Lippe in 
Teilen der völkischen und nationalisti- 
schen Bewegung als „germanisches 
Kernland“. Den völkischen Mythos des 
Arminius als Einiger und Befreier der 
germanischen Stämme von der „Fremd- 
herrschaft“ der Römer, für den in ver- 
klärender Absicht der Name „Hermann 
der Cherusker“ erfunden wurde, griff 
die NSDAP im Landtagswahlkampf 1933 
in Lippe auf und prägte mit dem Wahl- 
kampfmotto „Macht frei das Hermanns- 
land!“ diese Bezeichnung für die Region. 
Die mystische Aufladung der Figur des 


„Hermann“ wirkt bis heute nach. 


Der deutsche „Schuldkult“ 

Der Alternative Kulturkongress sieht das 
Narrativ einer 2.000-jährigen Geschichte 
der Deutschen durch die geschichtspoli- 
tische und erinnerungskulturelle The- 
matisierung der Shoah und weiterer NS- 
Verbrechen verdrängt. So schreiben sie 
zum Thema Erinnerungskultur auf ihrer 


Homepage von einem „historischen 
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Tunnelblick“ und beklagen ein „Verblas- 
sen großer deutscher Zivilisations- und 
Kulturleistungen“, da „unsere Geschich- 
te, was die Zeitabläufe und Ereignisse 
aus der Zeit vor dem ‚Dritten Reich‘ an- 
geht, heute größtenteils unbekannt 
sind“. Doch ohne diese „historischen 
Vorbilder“ wäre es nicht möglich, „Stolz 
für das eigene Volk zu empfinden“. Vor 
allem die „Alleinschuldthese der Deut- 
schen am Ausbruch des Zweiten Welt- 
krieges“ sei es, die für diese Negativ- 
wahrnehmung verantwortlich sei. Im 
Folgenden werden die Minderheiten-Po- 
litik in Polen und der Tschechoslowakei 
und deren Beziehungen zu Nachbarstaa- 
ten in der Zwischenkriegszeit sowie die 
Verträge von Versailles als Ursachen des 
Zweiten Weltkriegs aufgeführt. Die in 
dem Text formulierte Argumentation 
gleicht den Thesen des geschichtsrevi- 
sionistischen Autors und Generals a.D. 
der Bundeswehr Gerd Schultze-Rhonhof. 
Dieser referierte am 18. Mai 2017 zum 
Thema „Selbstwahrnehmung und Staat- 
lichkeit: Deutschlands falsches Ge- 
schichtsbild, ein Grund für die nationale 
Selbstverachtung“ beim Alternativen Kul- 
turkongress. Schultze-Rhonhof ist mit 
seinem 2003 im Münchener Olzog-Verlag 
erschienenen Buch „Der Krieg, der viele 
Väter hatte“ einer der bekanntesten Ge- 
schichtsrevisionisten der Bundesrepu- 
blik. Er befasst sich mit der „Vorkriegs- 
geschichte“ des Zweiten Weltkrieges 
und versucht, Deutschlands Nachbar- 
staaten Kriegspläne gegen Deutschland 
nachzuweisen, um so das nationalsozia- 
listische Deutschland von der Verant- 
wortung für den Krieg freizusprechen. 
In der extremen Rechten wurde Schult- 
ze-Rhonhofs Buch begeistert aufgegrif- 
fen. Dort tritt er auch immer wieder als 


Referent auf. 


„Kulturkampf“ für die AfD 
Das Geschichtsbild des Alternativen Kul- 


turkongresses legitimiert zentrale Begrif- 


fe wie „Volk“, „Nation“ und „Kultur“ 
scheinbar historisch. Geschichte dient 
somit einem „Kulturkampf“, indem ein 
exklusiv gedachtes, homogenes Gemein- 
schaftskonzept gegen ein plurales, in- 
klusives Gesellschaftsverständnis in 
Stellung gebracht wird. Als AfD-naher 
Verein stellt der Alternative Kulturkon- 
gress eine Besonderheit dar. Geschichts- 
politische Aussagen finden sich ansons- 
ten zumeist in Reden einzelner AfD-Poli- 
tiker wie Björn Höcke oder Alexander 
Gauland. Die zentralen Figuren des Alter- 
nativen Kulturkongresses sind insbesonde- 
re mit dem AfD-internen völkischen Zu- 
sammenschluss Der Flügel eng verbun- 
den. Dies zeigt auch der für den 24. No- 
vember 2018 angekündigte Kongress des 
Flügels, der als „Hermannstreffen 2018“ 
im Raum Ostwestfalen angekündigt ist. 
Neben den AfD-Politikern Björn Höcke, 
Thomas Rökemann (MdB aus dem Kreis 
Minden-Lübbecke) und Christian Blex 
(MdL aus dem Kreis Warendorf), wird 
auch Gianluca Savoini von der extrem 
rechten italienischen Regierungspartei 
Lega als Referent angekündigt. Die An- 
meldungen für die Veranstaltung laufen 
über die Homepage des Alternativen Kul- 


turkongresses. 
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Demonstration von „Patrioten NRW" und „Mütter gegen Gewalt“ am 16. September 2018 in Gelsenkirchen. 


Demonstrative Rechtsaußen-Aktionen im 3. Quartal 2018 


NPD und Umfeld 
Am 20. Juli 2018 fand in Wetzlar- 
Naunheim (Lahn-Dill-Kreis/Hessen) 
ein Aufmarsch der hessischen NPD 
statt. 28 Personen zogen vor das Haus 
des Wetzlarer Bürgermeisters und the- 
matisierten den Unmut der Partei über 
die geplatzte NPD-Veranstaltung am 24. 
März 2018 in Wetzlar (siehe Lotta #71). 
Unter dem Motto „Es reicht — Abschie- 
ben satt integrieren — Merkel muss 
weg“ mobilisierte der ehemalige NPD- 
Funktionär Sascha Wagner am 29. Au- 
gust 2018 rund 30 Rechte nach Kaisers- 
lautern (RLP). Eine Demonstration war 
jedoch aufgrund von Gegenprotesten 


nicht realisierbar. 
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„Die Rechte“ und 

„Der III. Weg“ 
Am 20. Juli 2018 zogen etwa 90 An- 
hängerInnen der Die Rechte durch 
Dortmund-Eving (NRW), um gegen 
zwei geplante Moscheebauprojekte zu 
demonstrieren. 
Für den 4. August 2018 hatte Die Rech- 
te Rheinland-Pfalz nach Alzey (Land- 
kreis Alzey-Worms/RLP) gerufen. 30 
Neonazis demonstrierten dort unter 
dem Motto „Deutsche Zukunft schaf- 
fen — Gegen Überfremdung und Sozi- 
alabbau“. 
Zum sechsten Jahrestag des Verbots 
des Nationalen Widerstands Dortmund 
(NWDO) versammelte sich die Dort- 
munder Die Rechte am 23. August 2018 


mit etwa 40 Personen zu einer Kund- 
gebung an der Katharinentreppe ge- 
genüber dem Hauptbahnhof in Dort- 
mund (NRW). 

Am 8. September 2018 demonstrierte 
Die Rechte Rheinland-Pfalz mit 20 Teil- 
nehmenden in Alzey (Landkreis Al- 
zey-Worms/RLP) „für Meinungsfrei- 
heit“ und „gegen Repression und Poli- 
zeiwillkür“. 

Als Reaktion auf die Ingewahrsam- 
nahme von Neonazis bei einem „De- 
mokratie-Fest“ am 15. September 
2018 demonstrierten in Dortmund 
(NRW) nach einem Aufruf der Die 
Rechte am 21. September 2018 etwa 
100 Neonazis gegen eine angebliche 
„Polizei-Willkür“ durch Dortmund- 
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Dorstfeld und -Marten und riefen da- 
bei antisemitische Parolen, ohne dass 
von Seiten der nur mit wenigen Kräf- 
ten präsenten Polizei eingegriffen 
wurde. Siehe hierzu auch den Artikel 
auf Seite 26 in dieser Ausgabe. 
Aufgrund des breiten Medienechos 
legte Die Rechte am 27. September 
2018 noch eine Kundgebung mit etwa 
30 Neonazis zum Thema „Lügenpres- 
se“ vor dem Gebäude der Ruhrnach- 
richten in Dortmund (NRW) nach. 

Zu einer „Kundgebung gegen Homo- 
Propaganda“ hatte die neonazistische 
Kleinstpartei Der II. Weg für den 28. 
Juli 2018 in Siegen (Kreis Siegen-Witt- 
genstein/NRW) aufgerufen. Es sollen 
Medienberichten zufolge „nicht ein- 
mal 20 Personen“ teilgenommen ha- 


ben, 


Zu einer Kundgebung unter dem The- 


ma „Festung Europa statt EU-Über- 


fremdungspolitik“ versammelten sich 


am 11. August 2018 etwa zehn Mitglie- 


der des Der III. Weg in Siegen (Kreis 
Siegen-Wittgenstein/NRW). Bei die- 
sem „Aktionstag zur Europawahl im 
Sauer- und Siegerland“ sollten Unter- 
schriften für einen Antritt bei den Eu- 
ropawahlen 2019 gesammelt werden. 
Eine „kleine Kundgebung inmitten 
der Innenstadt “ will die Partei Der II. 
Weg am 15. September 2018 in Olpe 
(Kreis Olpe/NRW) durchgeführt ha- 
ben, um auf ihren als Volksfest konzi- 
pierten „Tag der Heimattreue“ am 22. 
September 2018 in Olpe (Kreis 
Olpe/NRW) hinzuweisen. Dieser „Tag 
der Heimattreue“ wurde nach Polizei- 
angaben von nur 40 Personen be- 
sucht. Siehe hierzu auch den Bericht 
auf Seite 41 in dieser Ausgabe. 


AfD und „Die Republikaner“ 
In Friedberg (Wetteraukreis/Hessen) 
folgten am 18. August 2018 etwa 100 
Personen einem Aufruf der AfD zu ei- 


ner Kundgebung unter dem Motto 
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„Der Diesel gehört zu Deutschland“. 
Zu einer Kundgebung mit Alice Wei- 
del, AfD-Fraktionsvorsitzende im Bun- 
destag, hatte die Kölner AfD für den 
25. August 2018 in Köln (NRW) aufge- 
rufen, um Front gegen die Kölner 
Oberbürgermeisterin Henriette Reker 
zu machen. Nach bereits 15 Minuten 
war der rechte Spuk vor dem Dom, an 
dem 35 Personen teilnahmen, aber 
schon wieder beendet. 

Unter dem Motto „Wenn es Ihnen 
auch langsam zu bunt wird“ führten 
die Düsseldorfer Die Republikaner am 
15. September 2018 eine etwa 80-köp- 
fige Kundgebung in Düsseldorf-Garath 
(NRW) durch. An der Versammlung 
nahmen diverse militante Neonazis 
aus dem Kreis der Bruderschaft 
Deutschland beziehungsweise Bruder- 
schaft Garath teil. Zeitgleich fand weni- 
ge 100 Meter entfernt ein Open-Air- 
Konzert der antirassistischen Initiati- 
ve Düsseldorf stellt sich quer unter dem 
Motto „Rap gegen Rassismus“ statt, 
gegen das sich die REP-Aktion letzt- 
endlich richtete. 


„Wutbürger“, PEGIDA- und 
HoGeSa-Spektrum 


Am 1. Juli, 21. Juli und 22. September 
2018 fanden in Mainz (RLP) erneut 
Kundgebungen von BewegWas Deutsch- 
land um Thomas Gauer statt. Es nah- 
men zwischen 30 und 50 Personen 
teil, die unter anderem einem angeb- 
lichen „Bevölkerungsaustausch“ ent- 
gegen wirken wollen. 

Wie vom Versammlungsleiter Marco 
Kurz (Frauenbündnis Kandel) angekün- 
digt, fanden in Kandel (Landkreis Ger- 
mersheim/RLP) an jedem ersten 
Samstag im dritten Quartal 2018 (7. 
Juli, 4. August und 1. September 2018) 
weitere Demonstrationen statt. The- 
matisch blieb es bei der rassistischen 
Instrumentalisierung von Straftaten. 


Im Juli und September nahmen deut- 
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lich über 300 Personen teil, im August 
war die Zahl zwischenzeitlich auf 
knapp über 200 zurückgegangen. 
„Für die Meinungsfreiheit“ demons- 
trierten am 18. August 2018 in Köln 
(NRW) etwa 120 Rechte. Veranstalter 
waren die Patrioten NRW, aufgerufen 
wurde unter anderen von der Identitä- 
ren Bewegung und dem Frauenbündnis 
Kandel. 

Über eine „Mahnwache“ am 27. Au- 
gust 2018 vor dem Dom in Köln (NRW) 
— durchgeführt von zwei Frauen mit 
Plakaten (u.a. „Deutschland wach 
auf!“) — berichtet Abakus News um 
den ehemaligen AfD-Rechtsaußen 
Thomas Matzke. Anlass: die Ereignisse 
in Chemnitz. 

Die Patrioten NRW riefen für den 27. 
August 2018 zu einer „Spontandemo“ 
unter dem Motto „Solidarität mit 
Chemnitz“ vor dem Landtag in Düssel- 
dorf (NRW) auf, zogen ihren Aufruf 
dann aber wieder zurück, was für hef- 
tige Kritik sorgte. Letztendlich über- 
nahm der Düsseldorfer Hooligan Ca- 
rolus Flach (auch als „Patrick“ und 
„Flecki“ bekannt) spontan die Anmel- 
dung unter einem verändertem Mot- 
to: „Fortuna Fans Solidarität mit 
Chemnitzer Fans“. Für mehr als das 
Verlesen der Auflagen durch einen 
ehemaligen Funktionär der Die Repu- 
blikaner reichte es jedoch nicht: keine 
Reden und auch keine Technik. Eine 
„Spontandemonstration“ wurde von 
der Polizei untersagt. Etwa 120 Perso- 
nen — unter ihnen viele Neonazis und 
rechte Hools — waren gekommen, um 
nach etwa 90-minütigem Herumste- 
hen unverrichteter Dinge wieder ab- 
zureisen. 

Für den Tag darauf, also für den 28. 
August 2018, hatte der Kölner Begleit- 
schutz e.V. — ebenfalls mit Hinter- 
grund Chemnitz — zu einer Kundge- 
bung nach Köln (NRW) gerufen, an 


der etwa 100 Personen teilnahmen, 
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viele aus der Hooligan- und Neonazi- 
Szene. Nähere Informationen zum Be- 
gleitschutz e.V. finden sich unter 
https://begleitschutz.noblogs.org/. 

Zu einer obskuren Kundgebung unter 
dem Motto „70 Jahre Parlamentari- 
scher Rat. Stoppt den Grundrechts- 
boykott“ versammelten sich am 1. 
September 2018 etwa 15 Personen in 
Bonn (NRW). Aufgerufen hatten die 
Mütter gegen Gewalt, gefordert wurde 
mehr „Meinungsfreiheit“. 

Am 3, September 2018 ging dann ein- 
mal mehr PEGIDA NRW in Duisburg 
(NRW) auf die Straße. Doch lediglich 
60 Personen folgten dem Aufruf zur 
Demonstration unter dem Motto „So- 
lidarität mit Chemnitz. Kein Verge- 
ben, kein Verschweigen“. 

Eine Kundgebung von Kandel ist über- 
all um Christiane Christen (AfD) fand 
am 7. September 2018 mit 80 Teilneh- 
menden in Landau (RLP) statt. 
Während am 13. September 2018 in 
Essen (NRW) etwa 6.000 Menschen un- 
ter dem Motto „#wirsindmehr“ gegen 
Rechts demonstrierten, veranstaltete 
laut Polizeiangaben in räumlicher 
Nähe eine siebenköpfige Minigruppe 
eine „Mahnwache für Daniel H.“. Un- 
bekannt ist, wer diese organisiert und 
angemeldet hatte. 

Zu einer „gemeinsamen Demonstrati- 
on“ hatten für den 16. September 
2018 die Patrioten NRW und die Mütter 
gegen Gewalt nach Gelsenkirchen 
(NRW) mobilisiert. Motto: „Die Würde 
des Menschen ist unantastbar. Den 
Opfern wurde sie genommen!!!“ Es 
nahmen etwa 250 Personen teil. 

Etwa 350 Personen, zumeist rechte 
Hools, nahmen am 20. September 
2018 in Mönchengladbach (NRW) an 
einem Trauermarsch für den am Tag 
zuvor durch Suizid verstorbenen Ho- 
GeSa-Mitbegründer Marcel Kuschela 
(„Captain Flubber“) teil. Teilweise 


geht die Szene bis heute davon aus, 
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dass Kuschela einem „Messermord 
durch Islamisten oder Antifa“ zum 
Opfer gefallen sei. Aufgerufen hatte 
unter anderem der ehemalige pro 
NRW-Vizevorsitzende Dominik Roese- 
ler aus Mönchengladbach, der heute 
unter anderem für Mönchengladbach 
steht auf aktiv ist. 

Am 29. September 2018 ging erneut 
der Kölner Begleitschutz e.V. mit einer 
Kundgebung in Köln (NRW) auf die 


Straße, etwa 80 Personen nahmen teil. 


Das Motto lautete: „Gegen jegliche 


Form von Gewalt und Extremismus“, 


Sonstige 
Knapp 100 Personen aus dem „Le- 
bensschützer“-Spektrum nahmen am 
11. August 2018 am zweijährlich statt- 
findenden „Gebetszug für das Leben“ 
in Fulda (Landkreis Fulda/Hessen) 
teil. 
An einer Kundgebung des „Busses für 
Meinungsfreiheit“ aus dem Spektrum 
der christlich-fundamentalistischen 
„Demo für alle“ beteiligten sich am 
12. September 2018 in Köln (NRW) 
etwa 25 Personen. Weitere Stopps leg- 
te der „Bus für Meinungsfreiheit“ am 
11. September 2018 in Fulda (Land- 


Trauermarsch für Marcel Kuschela alias Captain Flubber am 
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20. September 2018 in Mönchengladbach. 


kreis Fulda/Hessen) und am 13. Sep- 
tember 2018 in Wiesbaden (Hessen) 
ein. 

Ihren Kampf für eine „Souveränität 
von Deutschland“ setzte die dem 
„Reichsbürger“-Milieu zugehörige 
Gruppierung Staatenlos.info (siehe Lot- 
ta #70, S. 34) auch im dritten Quartal 
2018 beharrlich mit monatlichen 
Kundgebungen mit nur wenigen Teil- 
nehmenden in Köln (NRW) fort: am 
21. Juli, 26. August und 22. September 
2018. 
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Kurzmeldungen 


Fakten, Fakten, Fakten aus NRW, RLP und Hessen 


RecHTSRock (NRW, HEssEn) 


Auf der Bühne 


Neben Szenegrößen wie Endstufe stand 
die Düsseldorfer Band Non Plus Ultra am 
7. Juli 2018 im sächsischen Torgau 
(Landkreis Nordsachsen) vor etwa 230 
TeilnehmerInnen auf der Bühne. 

Am 13. Juni 2018 fand in der Gaststätte 
von Tommy Frenck in Kloster Veßra 
(Landkreis Hildburghausen/Thüringen) 
ein Konzert unter dem Motto „Thürin- 
gen rockt“ statt. Vor etwa 400 Teilneh- 
merlInnen trat auch Sleipnir aus Güters- 
loh (NRW) auf. 

Die Band Kotten aus Solingen stand am 
14. Juli 2018 beim zweiten von der Nazi- 
Organisation Voice of Anger organisierten 
„Angry, live and loud“-Konzert in Stock- 
bauren bei Aichstetten (Landkreis Ra- 
vensburg/Baden-Württemberg) auf der 
Bühne. Am selben Tag fand in Hamm 
(NRW) das „Sommerfest des Nationalen 
Widerstandes“ statt, das vom örtlichen 
Kreisverband der Die Rechte im „Nationa- 
len Zentrum“ am Kentroper Weg organi- 
siert wurde. Im Innenhof der auch 
„Zuchthaus“ genannten Location traten 
die Liedermacher F..e.L. / Fremde im eige- 
nen Land (Mecklenburg-Vorpommern) 
und Sleipnir auf. 

Da einige Mitglieder der Thüringer Band 
TreueOrden zu Haftstrafen verurteilt 
worden waren, fand am 11. August 2018 
deren Abschiedskonzert in Kirchheim 
(Thüringen) statt. Ebenfalls an diesem 
Abend stand das Projekt Der Metzger des 
ehemaligen Kahlkopf-Sängers Lutz Chris- 
topher aus Höhr-Grenzhausen (Land- 
kreis Westerwald/RLP) auf der Bühne. 
Gleich drei Bands aus NRW sollten am 
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11. August 2018 beim „Oil For Sachsony“ 
in Sachsen auftreten. Während die So- 
linger Band Kotten und die Angry Boot- 
boys aus dem Ruhrgebiet auf der Bühne 
standen, sagte die Band Combat BC aus 


Köln den Auftritt „aus organisatorischen 


Gründen“ ab. Combat BC um die Sängerin 
Melanie Heykes war auch für ein Kon- 
zert mit rechten Skinhead-Bands im bel- 
gischen Brügge am 29. September 2018 
angekündigt, das zeitweise auch von 
Blood & Honour beworben wurde. Die 
Band spielte zudem am 4. August 2018 
ein Konzert im englischen Blackpool. 
Auf der Bühne standen zudem RAC- 
Bands aus England und Belgien. Der blick 
nach rechts berichtet, dass Neonazis seit 
2014 ein Konzert in Blackpool als Gegen- 
pol zu einer traditionellen Feier von 
Punks organisieren. In den Vorjahren 
war auch Jade Griffiths von Blood & Ho- 
nour an der Organisation beteiligt. Com- 
bat BC-Sängerin Heykes war früher 
Frontfrau der nicht-rechten Oi-Band Me- 
lanie & the secret army. 

Die dritte Auflage des „Rock gegen 
Überfremdung“-Konzerts am 25. August 
2018 in Thüringen wurde verboten. An 


mehreren Orten in Deutschland fanden 
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deshalb Ersatzkonzerte statt. So auch im 
„Zuchthaus“ in Hamm, an dem etwa 80 
Personen teilnahmen. Welche Bands 
spielten, ist nicht bekannt. Beim „Rock 
gegen Überfremdung“ sollte auch die 
nach Jahren der Untätigkeit aus dem 
Mitgliederkreis des Projekts Farben des 
Krieges reaktivierte Band Notwehr aus 
Velbert (Kreis Mettmann/NRW) auftre- 
ten. 

Im Rahmen des vom NPD-Kader Thors- 
ten Heise organisierten „Eichsfeldtag“ 
am 1. September 2018 im thüringischen 
Leinefelde trat der Liedermacher Flak 
aka Philipp Neumann aus dem Rhein- 
Sieg-Kreis (NRW) auf. 

Im hessischen Kröffelbach (Waldsolms, 
Lahn-Dill-Kreis) wurde laut Behörden 
am 15. September 2018 ein RechtsRock- 
Konzert verhindert. Am gleichen Tag 
trat die Band Randgruppe Deutsch 
(Köln/Limburg) an einem unbekannten 
Ort auf einer Geburtstagsfeier auf. 

In Hamm fand am 29. September 2018 
ein Konzert mit den Bands Kotten und 
Preußische Herzbuben statt. Nach Eige- 
nangaben wurde es von den Gruppen 
Voice of Anger und Skinheads Südwestfalen 


organisiert. 





Warten in Kirchheim (Thüringen): „Der Metzger“ Lutz Christopher (rechts) am Rande 
des gefloppten „Rock gegen Überfremdung Ill“ am 6. Oktober 2018. 
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REcHTsRock (NRW) 
Auf dem Plattenteller 


Im Juli 2018 erschien bei Opos-Records die 
CD „Altes Land“ der aus dem Rheinland 
kommenden Band Faustkampf. Seit kur- 
zem ist Alex, der Kopf der Band, alleine 
aktiv. 

Der dritte Teil der CD-Reihe „Europäi- 
scher Traum“ erschien im August. Die- 
ses mal ist es eine Split-CD der Güterslo- 
her Band Sleipnir und dem Liedermacher 
„Barny“ alias Mirko Szydlowski. 
Sturmwehr um Jens Brucherseifer aus 
Gelsenkirchen veröffentlichte im Juli 
2018 das Album „Freiheit ist alles“ beim 
Label Das Zeughaus. 


RECHTE GEWALT (HESSEN) 


Vor GERICHT (HESSEN) 


Urteile gegen Neonazis 


EXTREME RECHTE 


Der Landrat des Wetteraukreises hatte einem Mann, der bei den Kommunalwahlen 


2016 für die NPD kandidierte, wegen „Unzuverlässigkeit“ alle waffenrechtlichen Er- 


laubnisse entzogen. Das Verwaltungsgericht Gießen schloss sich nun der Einschät- 


zung des Landrats an. 


Ein 42-Jähriger wurde vom Wetzlarer Amtsgericht zu 50 Tagessätze zu je 25 Euro 


verurteilt. Er hatte zu einer geplanten Wahlkampfveranstaltung am 24. März 2018 in 
Wetzlar (siehe Lotta #71) ein Messer mit der Aufschrift „Meine Ehre heißt Treue“ 
mitgeführt, außerdem war das Messer noch mit einem Hakenkreuz und SS-Runen 


versehen. 


Wegen Volksverhetzung wurde ein 70-Jähriger aus Linden (bei Gießen) zu einer 


Geldstrafe von 90 Tagessätzen zu je 35 Euro verurteilt. Er hatte in einem Leserbrief 


Personen, die sich für die Rechte von geflüchteten Menschen einsetzen, als „Volks- 


schädlinge“ bezeichnet. Die Richterin bezeichnete solche Vokabeln als „Explosions- 


stoff“, die geeignet seien, den „öffentlichen Frieden“ zu stören. 


Eine garantiert unvollständige Chronik 


Bei einem Feuer in einem Wohnheim für 
Geflüchtete vom 6. auf den 7. Juli 2018 in 
Frankfurt ist ein Mensch beim Sprung 
aus einem Fenster des zweiten Stocks 
schwer verletzt worden. Fünf weitere 
Bewohner _innen erlitten Rauchgasver- 
giftungen. Im Keller des Gebäudes gerie- 
ten aus ungeklärter Ursache zwei Mat- 
ratzen in Brand. In der Nacht auf den 15. 
Juli 2018 wurden Spieler eines auswärti- 
gen Fußballteams auf einer Kirmesver- 
änstaltung in Bierstein-Fischborn 
(Main-Kinzig-Kreis) rassistisch beleidigt. 
Die Spieler berichteten, dass die Situati- 
on eskalierte und sie unter Parolen wie 
„Ausländer raus“ in einer regelrechten 
Hetzjagd in ihr Hotel getrieben wurden. 
Nach rassistischen Bedrohungen und 
dem Zeigen des Hitlergrußes wurden am 
16. Juli 2018 zwei Personen in der Nähe 
des Darmstädter Herrngarten festge- 
nommen. Ihnen wird vorgeworfen, eine 
schwarze Person beleidigt und bedroht 
zu haben. Am 20. Juli 2018 wurde ein Ge- 
werkschafter am Rande einer Anti-AfD- 
Kundgebung von AfD-Sympathisanten 
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angegriffen und bis zur Bewusstlosigkeit 
gewürgt. Ende Juli 2018 wurde in Hun- 
gen (bei Gießen) in einen Stolperstein 
ein Hakenkreuz eingebohrt. In einer 
Straßenbahn in Frankfurt wurde am 1. 
August 2018 ein achtjähriger Jungen mit 
Tritten angegriffen und seine Familie 
rassistisch beschimpft. Im Anschluss an 
eine Anti-AfD-Kundgebung am 24. Au- 
gust 2018 bekam eine Grünen-Politikerin 
aus Darmstadt Drohmails, in denen mit 
einem Brandanschlag auf ihr Haus ge- 
droht wurde. Am 7. September 2018 
wurde in Frankfurt ein 20-Jähriger mit 
Schlägen angegriffen, nachdem er in ei- 
nem Gespräch bestätigt hatte, Jude zu 
sein. Am 16. September 2018 griff ein 
Wahlkampfhelfer der hessischen NPD in 
Gießen während des Plakatierens von 
Wahlwerbung und nach einer verbalen 
Auseinandersetzung eine Gruppe Pas- 
sant_innen mit Pfefferspray an und trat 


auf einzelne Personen ein. 


PARTEIEN (NRW) 


„Der Ill. Weg“ 


Parallel zur einem Konzert unter dem 
Motto „Olpe rockt Toleranz“ führte der 
„Stützpunkt Sauerland Süd“ der neona- 
zistischen Kleinstpartei Der III. Weg am 
23. September 2018 einen „Tag der Hei- 
mattreue“ auf dem zentral gelegenen 
Kürkölner Platz in Olpe durch. Die Partei 
bezeichnete die Veranstaltung als das 
„erste öffentliche politische Fest unserer 
Partei im Westen unseres Landes“. Ne- 
ben Reden des „Gebietsleiters ‚West‘“, 
Julian Bender, seines Stellvertreters 
Matthias Bauerfeind und des „Gebiets- 
leiters ‚Süd‘“, Walter Strohmeier, gab es 
musikalische Beiträge des „parteieige- 
nen Musikers ‚Studio Drei‘“, wie Der II. 
Weg mitteilte. Einen Tisch mit Selbstge- 
schnitzem (unter anderem hölzerne 
„Schwarze Sonnen“) und Selbsteingeleg- 
tem bewarben die Neonazis als „Hand- 
werkermarkt“. Nach Polizeiangaben 
nahmen nur 40 Personen an der Veran- 
staltung teil. Anfang Oktober fand „im 
Münsterland“ eine Veranstaltung statt, 
bei der Bender Interessierten den Der III. 
Weg vorgestellt haben will. 
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Screenshot der Facebook-Seite 
„Junge Alternative NRW“. 


BRAUNZONE (HESSEN) 


„Pro Altstadt“ 
tagt in Frankfurt 


Im Historischen Museum fand am 8. und 
9. September 2018 eine Tagung des Ver- 
eins Pro Altstadt statt. Einer der Redner 
war Claus Wolfschlag, der auch als Autor 
für die Junge Freiheit, die Preußische Allge- 
meine und Kubitscheks Sezession bekannt 
wurde. Wolfschlag hatte den Antrag für 
die „neue Altstadt“ verfasst, den Wolf- 
gang Hübner 2005, damals einziger 
Stadtverordneter der rechten Bürger für 
Frankfurt im Römer, einbrachte und da- 
mit den Coup landete, bis heute noch bei 
vielen als derjenige zu gelten, der die 
Idee zur Rekonstruktion hatte, obwohl 
er das Thema damals nur aufgegriffen 
hatte. Wolfschlag strebte mit der Rekon- 
struktion der 1944 zerstörten Altstadt 
nach einem Ende des „Traumas“ und der 
„inneren Leere“, die der Zweite Welt- 
krieg den Deutschen beschert hätte. Die 
Pro Altstadt-Vorsitzende Comelia Bensin- 
ger betonte: „Wir wollen Frankfurt sein 
Herz zurückgeben“. Sie ist auch heute 
noch bei den Bürgern für Frankfurt. 
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PARTEIEN (NRW) 


JA NRW wählt 
neuen Vorstand 






@n Jane Aismalive NRW 










Der neue Vorstand (v.Lnır.): Zacharlas Schalley 
(Beisitzer), Laurenz Peter (Schatzmeister), Marco 
Schikd (stv. Vorsitzender), Daniel Schwach (stv. 
Schatzmeister). Carlo Clemens (Vorsitzender), 
Maximilian Kneller (Beisitzer), Peter Kayser (stv. 
Vorsitzender), Nils Wallmeyer, Karsten Jungnitsch 
(Beisitzer), Luca Leitterstorf (Schriftführer), Henrik 
Heimann (Beisitzer) 








Die Junge Alternative (JA) NRW hat An- 


fang September 2018 einen neuen Lan- 








desvorstand gewählt. Der Vorsitzende 








Manfred Schawohl, Frank Poll,Laurenz Most Relevant » 
Peter and 2 others Ike this, 


Carlo Clemens, Autor der „neurechten“ 









es Volker Siepen Habt Ihr ale Frauen 
vergessen? Oder Outenverzicht? => 


Zeitschrift Blaue Narzisse, wurde im Amt 





= Junge Alternative NRW Quoten 
gibts schon mal gar nicht bei uns 


bestätigt. Als Stellvertreter wurden ge- 
wählt: Marco Schild und Peter Kayser. 
Weitere Mitglieder des ausschließlich 





Immer « einbringt, 





männlichen Vorstands sind Laurenz Pe- 
ter, Daniel Schwach, Luca Leitterstorf, 
Henrik Heimann, Karsten Jungnitsch, 
Nils Wallmeyer, Zacharias Schalley und 
Maximilian Kneller. 


PARTEIEN (HESSEN) 


Rachephantasien 
bei der AfD 


Am 27. August 2018 postete die AfD-Fraktion Hochtaunus offenbar im Rausch der 
Chemnitzer Ereignisse unverhohlen ihre Vernichtungsphantasien gegenüber der 
Presse. „Bei uns bekannten Revolutionen wurden irgendwann die Funkhäuser sowie 
die Presseverlage gestürmt und die Mitarbeiter auf die Straße gezerrt. Darüber soll- 
ten die Medienvertreter hierzulande einmal nachdenken, denn wenn die Stimmung 
endgültig kippt, ist es zu spät!“ Drei Wochen später folgte der Versuch einer Distan- 
zierung, als der Vorsitzende der AfD-Fraktion, Michael Dill, den Beitrag als „nicht 
hinnehmbar“ bewertete und ankündigte, dass sich so etwas nicht wiederholen wer- 
de. Peter Lutz, Parteivorsitzender der AfD im Hochtaunuskreis, wollte das scheinbar 
so nicht stehen lassen und ging wiederum zum Angriff über: „Die Art und Weise, wie 
die Regierung Merkel und die ihr treu ergebenen Staatsmedien in Funk und Fernse- 


hen die Wahrheit manipulieren, steht in bester stalinistischer Tradition.“ 


Vor GERICHT (NRW) 


„oS-Siggi” muss in Haft 


Weil er einen Polizisten beleidigte, muss der Dortmunder Die Rechte-Funktionär 
Siegfried Borchardt bald vier Monate in Haft. Das Oberlandesgericht Hamm bestätig- 
te ein Urteil des Landgerichts Dortmund von Mai 2018. Mit Bewährung davon kam 
einem Bericht der Nordstadtblogger zufolge der Dortmunder Neonazi Marvin J., der 
2016 einen schwarzen Busfahrer rassistisch beleidigt und attackiert hatte. Mit einem 
Schlagstock verletzte er eine Frau am Bein, die sich schützend vor den Busfahrer ge- 
stellt hatte. 
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PARTEIEN (HESSEN, NRW, RLP) 


NPD-,„Schutzzone“ 


Die Idee ist nicht originell, aber sie ver- 
schafft der NPD ein bisschen Aufmerk- 
samkeit: Unter dem Motto „Schafft 
Schutzzonen. Sicherheit durch Solidari- 
tät“ startete die Partei eine bundesweite 
Kampagne und patrouilliert nun in roten 
Warnwesten im öffentlichen Raum ver- 
schiedener Städte. Da der Staat nicht fä- 
hig oder willens sei, seine Bürger zu 
schützen, müssten diese sich selbst schüt- 
zen, stellt die NPD fest. Sie ruft zur Bil- 
dung von „Telefonketten“, „Bürgerweh- 
ren“, „Rückzugsräumen“ und „Schulweg- 
wachen“ auf. Im Webshop können Wes- 
ten, Visitenkarten und Pfefferspray be- 
stellt werden. Das in den Nationalfarben 
gehaltene Material lässt als solches nicht 
direkt auf die NPD-Urheberschaft schlie- 
Ben. 

„Schutzzonen“-Aktionen unter Beteili- 
gung führender NPD-Funktionäre sind 
bislang in Krefeld und Bochum bekannt 
geworden. Großspurig heißt es, dass in 
Bochum „sowohl Fußgängerstreifen wie 
auch mobile Streifen“ unterwegs gewesen 
seien. Markus Walter, Vorsitzender der 


NPD in Rheinland-Pfalz, behauptet sogar, 
man habe „derzeit eine Vielzahl von 
Schutzzonen und Schutzstreifen“ geschaf- 
fen, kann als Beispiel aber nur Worms 
nennen. Trotzdem schreibt er weiter: 
„Denn wir schaffen ohne Mittel das, was 
andere nicht einmal mit dem kompletten 
Staatshaushalt bewältigen.“ 

Zwischen dem 1. und 10. September 2018 
liefen in Wetzlar fast täglich drei bis fünf 
Personen der hessischen NPD mit roten 
Warnwesten bekleidet durch Teile der In- 
nenstadt. In Wetzlar will sich die NPD mit 
der Aktion vor der anstehenden Land- 
tagswahl präsentieren. Bei der vergange- 
nen Kommunalwahl 2016 erreichte sie 
hier knapp 10 Prozent der Stimmen. An 
der „Schutzzone“-Aktion beteiligten sich 
mehrere Funktionäre der Partei: Neben 
Thassilo Hantusch (Wetzlar), Ingo Helge 
(Butzbach) und Thomas Gorr (Leun) wa- 
ren auch die Landesvorstandsmitglieder 
Stefan Jagsch (Altenstadt) und Andreas 
Weber (Alsfeld) angereist. Während einer 
der „Streifen“ am 6. September 2018 wur- 
de ein Pressevertreter bedrängt. 





Träumt von nationalen „Schutzzonen“: NPD-RLP-Vorsitzender Markus Walter (links) am 
8. Juni 2018 in Themar. 


LOTTA #72, HERBST 2018 


EXTREME RECHTE 


RECHTSTERRORISMUS (NRW) 


Razzia in Essen 


Am 3. August durchsuchten Spezialkräf- 
te der Polizei in Essen-Altenessen die 
Wohnung eines 26-jährigen Mannes, ge- 
gen den wegen „Vorbereitung einer 
schweren staatsgefährdenden Straftat“ 
mit rechtem Hintergrund ermittelt 
wird. Bei der Razzia stellte die Polizei 
Gegenstände sicher. Der Verdächtige 
wurde nach einer Vernehmung wieder 
freigelassen. Ein konkretes Anschlagsziel 
und ein Tatplan haben nach Angaben 
der Generalstaatsanwaltschaft Düssel- 
dorf nicht vorgelegen. 


PARTEIEN (NRW) 


„Die Rechte“-Splitter 


Die Rechte (DR) Dortmund hat eine neue kos- 
tenlose Zeitung für Schüler_innen veröf- 
fentlicht. Das Cover des Heftes mit dem Ti- 
tel „Heute jung“ (Abkürzung: HJ) erinnert 
auf den ersten Blick an ein Magazin aus der 
Ultra-Szene. Das Logo zeigt ein stilisiertes 
Konterfei eines Hitler-Jungen. Im Heft fin- 
den sich kurze Artikel, die die Leser_innen 
auffordern, im „Nationalen Widerstand“ 
aktiv zu werden. Das Heft wurde vor eini- 
gen Dortmunder Schulen verteilt. 

In Dortmund, Lünen (Kreis Unna), Berg- 
heim und Kerpen (beide Rhein-Erft-Kreis) 
hat Die Rechte in den letzten Monaten meh- 
rere Infostände abgehalten, um Unter- 
schriften für die Kandidatur zur Europa- 
wahl 2019 zu sammeln. 

In Dortmund plakatierte der „Stadtschutz“ 
der Partei eigene „Fahndungsplakate“ mit 
einem polizeilichen Phantombild eines 
Vergewaltigers. Im August sprach bei einer 
DR-Veranstaltung in Dortmund das Waf- 
fen-SS-Mitglied Richard Neubrech. 

Zudem wurde bekannt gegeben, dass am 1. 
Mai 2019 ein Aufmarsch in Duisburg statt- 
finden soll. 
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SONSTIGES (NRW) 


Rassistische Mobilisierungen in Chemnitz 


Nach einer Auseinandersetzung am 25. 
August 2018 auf dem Chemnitzer Stadt- 
fest, bei dem der 35-jährige Daniel H. 
ums Leben kam, instrumentalisierten 
verschiedene extrem rechte Akteure die 
tragische Tat für rassistische Mobilisie- 
rungen. Schon am Mittag des 26. August 
rief die AfD zu einem spontanen De- 
monstrationszug auf, dem etwa 200 Per- 
sonen folgten. Am späten Nachmittag 
mobilisierten insbesondere Gruppen aus 
der extrem rechten Ultra- und Hooligan- 
Szene des Chemnitzer FC an die 1.000 Teil- 
nehmende. Bei dieser Demonstration 
kam es zu mehreren rassistisch moti- 
vierten Jagdszenen. 

Im Zeitraum vom 27. August bis 7. Sep- 
tember 2018 fanden mehrere Demons- 





PARTEIEN (RLP) 


trationen mit jeweils vierstelligen Teil- 
nehmendenzahlen statt. Dabei kam es 
auch immer wieder zu einer Beteiligung 
extrem rechter Akteure aus NRW. So wa- 
ren Dortmunder Neonazis um Michael 
Brück, Sascha Krolzig, Martin Wegerich 
und Matthias Deyda wiederholt in 
Chemnitz anzutreffen. Dies verwundert 
nicht, da Dortmunder Strukturen seit 
vielen Jahren gute Kontakte in die 
Chemnitzer Neonazi-Szene pflegen. Ne- 
ben weiteren bekannten Dortmunder 
Neonazis war unter anderem auch Tho- 
mas Eckleder aus Duisburg Teil der Rei- 
segruppe. 

Am 1. September 2018 waren darüber 
hinaus Personen aus dem Spektrum der 
verbotenen HDJ um Gerd Ulrich mit seiner 


Neuer Landesvorstand der JA 


Bereits im April 2018 hat der Landesverband RLP der Jungen Alternativen (JA) einen 


neuen Vorstand gewählt. Der bisherige Vorsitzende Damian Lohr, seit Februar JA- 


Bundesvorsitzender, wurde durch Alexander Jungbluth abgelöst. Stellvertreter wur- 


den erneut Justin Cedric Salka und Mirco Kos. Weitere Vorstandsmitglieder sind 
Martin Fischer, Edmund Rosenfeld, Robin Classen, Cornelius Persdorf, Pascal Bähr, 
Marcel Phillips, Kathrin Bruder und Ingmar Schneider. 


Seite 44 


Kurzmeldungen 


Tochter Gerlinde Ulrich (Detmold) sowie 
Andreas H. mit seinen drei Söhnen (Horn- 
Bad Meinberg) vor Ort. Ebenfalls aus Ost- 
westfalen angereist war eine Gruppe um 
Christian und LenzL. (Horn-Bad Mein- 
berg), die sich im Umfeld des Der Dritte Weg 
bewegen. 

Bei dem als „Trauermarsch“ deklarier- 
ten AfD-Aufzug mit rund 8.000 Teilneh- 
menden aus allen Spektren der extre- 
men Rechten nahmen unter anderem 
die nordrhein-westfälischen AfD-Land- 
tagsabgeordneten Thomas Röckemann 
(Kreis Minden-Lübbecke) und Christian 
Blex (Kreis Warendorf) sowie Kommu- 
nalpolitiker Johannes Brinkrolf aus Rhe- 
da Wiedenbrück teil. 


Gerd Ulrich am 1. September 2018 in Chemnitz. 
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PARTEIEN (RLP) 


Kein Oberbürger- 
meister Walter 


Der Landesvorsitzende der NPD Rhein- 
land-Pfalz, Markus Walter, wurde nicht 
zu der Oberbürgermeisterwahl der Stadt 
Pirmasens (Westpfalz) zugelassen. Der 
Wahlausschuss wies den Wahlvorschlag 
am 13. September 2018 mit der Begrün- 
dung einer fehlenden Verfassungstreue 
zurück. Die rheinland-pfälzische NPD 
hatte sich nach der Landtagswahl 2016 
in die Westpfalz zurückgezogen. Dort 
versucht sie nun, sich in der Kommunal- 


politik zu behaupten. 


Vor GERICHT (RLP) 


EXTREME RECHTE 


RECHTE GEwaALt (NRW) 
Antisemitische Attacken 


Von einer zehnköpfigen Männergruppe wurde im Juli ein 17-Jähriger, der mit Kippa 
und einem Anstecker mit israelischer Flagge in der Düsseldorfer Altstadt unterwegs 
war, beleidigt und angerempelt. Ebenfalls im Juli wurde in Bonn einem 50-jährigen 
Jüdischen Professor die Kippa vom Kopf geschlagen. Der mutmaßliche Täter, ein 20- 
jähriger Deutsch-Palästinenser, schubste und schlug den Mann. Bereits im Mai wur- 
de bei einer jüdischen Familie eingebrochen. Die unbekannten Täter stahlen nicht 
nur Wertsachen, sondern verwüsteten auch die Wohnung und hinterließen Haken- 
kreuze. Am 1. August 2018 wurde eine Scheibe der Synagoge in Gelsenkirchen einge- 
worfen. Drei Mal sind seit August Stolpersteine in Moers (Kreis Wesel) mit schwarzer 
Farbe beschmiert worden. Beim dritten Mal wurden im Umfeld auch Hakenkreuze 
und Naziparolen, darunter auch „Combat 18“, gesprüht. In Recklinghausen wurden 
in der Nacht auf den 1. Oktober 2018 Stolpersteine mit Folien überklebt, auf denen, 
so derwesten.de „Namen von Frauen abgedruckt“ wurden, „die angeblich Opfer von 





Flüchtlingen geworden sind“. 


Neustart des ABM-Verfahrens 


Am 15. Oktober 2018 — nach Redakti- 
onsschluss, aber vor dem Erscheinen 
dieser LOTTA-Ausgabe — soll die Neu- 
auflage des Strafprozesses vor dem 
Landgericht Koblenz gegen ehemalige 
Mitglieder und Unterstützer des als 
„Kriminelle Vereinigung“ gewerteten 
Aktionsbüros Mittelrhein (ABM) starten. 
Im ersten Anlauf war der Prozess gegen 
das damals hauptsächlich von Bad Neu- 
enahr-Ahrweiler aus agierende ABM 
nach über 337 Prozesstagen wegen 
„überlanger Verfahrensdauer“ versan- 
det und konnte nicht abgeschlossen 
werden, zumal der Vorsitzende Richter 
seinen Ruhestand antrat. Von Beginn an 
hatten die Angeklagten über ihre Vertei- 
digerInnen Gericht und Staatsanwalt- 
schaft mit Anträgen überzogen. Schließ- 
lich wurde der Prozess eingestellt. Die 
Staatsanwaltschaft legte Beschwerde 
ein. Das Oberlandesgericht hob die Ein- 
stellung im Dezember 2017 auf. Für die 
extreme Rechte kam der geplatzte Pro- 
zess einem Triumph über die Staats- 


macht gleich. Schon während des Pro- 
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zesses zeigten sich die Angeklagten un- 
beeindruckt. Die jährlichen Demonstra- 
tionen in Remagen werden weiterhin 
maßgeblich vom Netzwerk des ABM ge- 
tragen. Unmittelbar nach ihrer Entlas- 
sung aus der U-Haft im Januar 2014 wa- 
ren diverse ABM-Mitglieder und -Unter- 
stützer dort wieder aktiv. Im gleichen 
Jahr gründeten Mitglieder des ABM den 
NPD-Kreisverband Mittelrhein. Kreis- 
vorsitzender ist heute Christian Häger, 
dem auch schon beim ABM eine zentrale 
Rolle zukam. Im Februar 2018 wurde Hä- 
ger zum Bundesvorsitzenden der kurz 
zuvor von Junge Nationaldemokraten (JN) 
in Junge Nationalisten (JN) umbenannten 
Jugendorganisation der NPD gewählt. 
Ein anderer Angeklagter — Philipp Neu- 
mann — spielt heute mit seiner Band 
Flak international auf neonazistischen 
Konzerten (vgl. LOTTA #63). Der eben- 
falls angeklagte, parteilose Düsseldorfer 
Neonazi-Kader Sven Skoda tritt 2019 als 
Zweitplatzierter auf der Europawahlen- 
liste der Die Rechte an. Bei den Europa- 
wahlen 2014 war er sogar als Spitzen- 


kandidat vorgesehen. Auch wenn viele 
der Angeklagten verzogen sind — in der 
regionalen Neonazi-Szene genießt das 
ABM weiterhin hohes Ansehen. 

Der Vorsitzende Richter Reiner Rüh- 
mann hat mit dem Prozess eine schwere 
Aufgabe. Im letzten Prozess sorgten of- 
fene Nazisymbolik, bespuckte Zeugen 
und Stinkbomben für Unruhe im Ge- 
richtsaal. Ginge es nach den Angeklag- 
ten, würden diese ihr jahrelang prakti- 
ziertes neonazistisches „Klassentreffen“ 
— inklusive Szene-AnwältInnen — fort- 
setzen. Für den Prozess sind 90 Prozess- 
tage angesetzt. Ob das reicht, bleibt ab- 


zuwarten. 
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Von Jörg Kronauer 


Der Anti-Soros 


Steve Bannon, „The Movement“ und die europäische Rechte 


Im Sommer hat Steve Bannon, Ex-Chefstratege von US-Präsident Donald 


Trump, angekündigt, Europas äußerste Rechte zu neuen Wahlerfolgen 
führen zu wollen. Nach anfänglicher Zustimmung wird nun Ablehnung 


laut. 


„Nein danke, Herr Bannon!“ Marine Le 
Pen schien nicht interessiert. Soeben 
hatte die Vorsitzende des Rassemblement 
National (RN, Ex-Front National) sich in 
Rom mit Italiens Innenminister Matteo 
Salvini (Lega) getroffen, um gemeinsam 
gegen die EU Position zu beziehen und 
mit Blick auf die Europawahl im Mai 
2019 gewisse Absprachen zu treffen. Die 
äußerste Rechte in Europa erlebt zur 
Zeit einen Aufschwung wie noch nie seit 
dem Zweiten Weltkrieg; der Wille, dies 


zu nutzen, um Sitze im Europaparla- 
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ment hinzuzugewinnen und einen 
machtvollen Block zu schmieden, ist da. 
Und jetzt taucht plötzlich dieser Steve 
Bannon auf, der den Wahlkampf von 
Donald Trump erfolgreich steuerte und 
nun meint, mit seinen Fähigkeiten der 
Rechten in Europa ebenfalls zu einem 
Durchbruch verhelfen zu können? Le 
Pen gibt sich eher kühl an jenem Mor- 
gen des 8. Oktober in Rom. 





Chefstratege des 
US-Präsidenten 

Angefangen hatte alles Mitte Juli in Lon- 
don, in den Tagen, in denen US-Präsi- 
dent Donald Trump die britische Haupt- 
stadt mit seinem Besuch beglückte. Zur 
selben Zeit hielt Steve Bannon in einem 
Fünf-Sterne-Hotel im Londoner Nobel- 
viertel Mayfair Hof. Bannon, 64 Jahre 
alt, war gerade dabei, seiner bunten Kar- 
riere wieder einmal eine neue Wendung 
zu geben. Marinesoldat, Investmentban- 
ker, Filmproduzent — vielfältig waren 
seine Aktivitäten schon vor seinem 
Wechsel zu der ultrarechten Online- 
plattform Breitbart News gewesen, zu de- 
ren Chef er nach dem Tod von Gründer 
Andrew Breitbart im Jahr 2012 aufstieg. 
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International bekannt wurde Bannon im 
August 2016, als der damalige Präsident- 
schaftskandidat Trump ihn als Berater 
anheuerte — eine Tätigkeit, die er vom 
Tag des Personalwechsels im Weißen 
Haus am 20. Januar 2017 an fast sieben 
Monate lang fortsetzte, nun allerdings 
als „Chefstratege“ des Präsidenten. Am 
18. August 2017 de facto gefeuert — offi- 
ziell durfte er seinen Abschied selbst 
einreichen -, nahm Bannon seine Tätig- 
keit bei Breitbart News wieder auf. Paral- 
lel führte er den politischen Kampf fort, 
indem er dem Trumpistenflügel in der 
Republikanischen Partei unter die Arme 
griff. Anfang Januar 2018 kam es dann 
freilich zum endgültigen Crash: Weil er 
dem Publizisten Michael Wolff für den 
Bestseller „Fire and Fury“ wenig vorteil- 
hafte Berichte über Trump und dessen 
Umfeld geliefert hatte, brach nicht nur 
der US-Präsident, sondern auch dessen 
Wahlkampffinanzier Robert Mercer end- 
gültig mit ihm. Weil nun aber der Milli- 
ardär Mercer neben diversen anderen 
rechten Projekten auch Breitbart News 
sponsert, war Bannon nun plötzlich ar- 
beitslos. 

Was tun? Nun, Bannon hat offenbar ent- 
schieden, sich nach seinem Beitrag zu 
Trumps Sieg in den USA jetzt nichts Ge- 
ringeres als Europa und die Welt vorzu- 
nehmen. Überall sei die Rechte auf dem 
Vormarsch, erläuterte er Ende Septem- 
ber einem Reporter der Washington Post 
— in Europa ohnehin, aber auch auf al- 
len anderen Kontinenten. Beispiele? 
Bannon nannte unter anderem Japan, 
Brasilien und Australien — und leider 
hat er damit Recht. In Japan erstarkt die 
Rechte unter dem nationalistischen Mi- 
nisterpräsidenten Shinzö Abe; Bannon 
nahm im Dezember 2017 an der ersten 
Japanese Conservative Political Action Confe- 
rence (J-CPAC), einem Gemeinschaftspro- 
dukt US-amerikanischer und japani- 
scher Rechtsaußen, teil. In Brasilien 
konnte Jair Bolsonaro, ein Politiker mit 
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faschistischen Zügen, am 7. Oktober 
2018 die erste Runde der Präsidenten- 
wahl mit 46 Prozent der Stimmen für 
sich entscheiden; Bolsonaro gibt an, sich 
von Bannon beraten lassen zu haben. 
Und Australien? Dort gewinnen rechte, 
rassistische Positionen immer mehr an 
Gewicht; während kürzlich ein Boule- 
vardblatt vor einer „Invasion der Aus- 
länder“ warnte, durfte der verurteilte 
Neonazi Blair Cottrell auf SkyNews mehr 
„Nationalstolz“ fordern und vor „aus- 
ländischen Ideologen“ warnen. Bannon 
will im November nach Australien rei- 
sen, um dort Kontakte zu knüpfen. Auch 
Singapur werde er besuchen, kündigte 
er im September an; Fühler habe er un- 
ter anderem auch nach Ägypten und 
nach Israel ausgestreckt. 


Die transatlantische Rechte 
Doch zurück nach Europa. Nach dem 
endgültigen Bruch mit Trump und Mer- 
cer hat Bannon schon bald begonnen, 
sich hier fleißig umzutun. Am 1. März 
reiste er nach Rom, um dort in den letz- 
ten Tagen vor der Wahl am 4. März der 
Lega, der Partei des heutigen Innenmi- 
nisters Salvini, zur Seite zu stehen. Am 
6. März trat er in Zürich auf einer Groß- 
veranstaltung der Wochenzeitung Die 
Weltwoche auf, deren Eigentümer und 
Herausgeber Roger Köppel für die ultra- 
rechte Schweizerische Volkspartei (SVP) im 
Berner Nationalrat sitzt. In Zürich traf 
sich Bannon auch mit Alice Weidel, der 
Co-Vorsitzenden der AfD-Bundestags- 
fraktion. Am 10. März hielt er dann in 
Lille eine Rede auf dem Parteitag des 
Front National (FN, heute: Rassemblement 
National). Am 22. Mai trat er auf einer 
Diskussionsveranstaltung in Prag auf, 
am 23. Mai schließlich auf der Konferenz 
„The Future of Europe“ in Budapest, die 
mit offizieller Unterstützung des ungari- 
schen Außenministeriums durchgeführt 
wurde und an der neben ungarischen 


Regierungsvertretern auch ehemalige 
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Spitzenpolitiker aus Polen, Tschechien 
und der Slowakei teilnahmen, darunter 
der tschechische Ex-Staatspräsident 
Väclav Klaus. Am Rande der Budapester 
Veranstaltung kam Bannon auch mit 
Ungarns Ministerpräsident Viktor 
Orbän zusammen, den er wirklich 
schätzt. Orbäns Stab sorgte dafür, dass 
ein Foto, auf dem beide zu sehen sind, 
den Weg in die Öffentlichkeit fand. 

Der nächste Schritt folgte dann im Juli 
in London, wo Bannon seine Pläne für 
Europa zu bündeln begann. Gute Bezie- 
hungen in die britische Hauptstadt un- 
terhält er, seit er 2014 Breitbart London 
gründete, einen Ableger der US-Online- 
plattform. Warum London? Die bunte, li- 
berale, religiös tolerante Metropole sei 
„ein Fenster in die Zukunft, die Amerika 
womöglich bevorsteht, und zugleich ein 
warnendes Beispiel“, hieß es dazu bei 
Breitbart News. Die tatsächliche Ursache 
für die Gründung eines Ablegers in Eng- 
land dürften allerdings die politischen 
Netzwerke sein, die auch konservative 
und rechte Spektren zwischen dem Ver- 
einigten Königreich und den USA unter- 
halten. Als Bannon im Jahr 2013 die 
Breitbart-Expansion über den Atlantik 
hinweg in den Blick zu nehmen begann, 
da brachte ihn der damalige UKIP-Gene- 
ralsekretär Matthew Richardson, der für 
seine Partei Kontakte in Washington 
aufgebaut hatte, mit dem 27-jährigen 
Raheem Kassam in Kontakt, einem da- 
mals aufsteigenden Nachwuchsstar der 
britischen Rechten. Kassam baute in 
Verbindung mit Bannon Breitbart London 
auf, arbeitete bald auch eng mit dem da- 
maligen UKIP-Chef Nigel Farage zusam- 
men — und so ergab es sich, dass Breit- 
bart London nicht nur dem Ex-EDL-Füh- 
rer Stephen Yaxley-Lennon („Tommy 
Robinson“) publizistisch unter die Arme 
griff, der bereits seit Jahren die britische 
Hool-Szene zu mobilisieren versucht, 
sondern ganz besonders auf die UKIP 
orientierte. Farages Rücktritt als UKIP- 
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Chef sowie der anschließende Zerfall der 
Partei haben die Lage wohl geändert; 
würden sich Farage — und vielleicht 
auch Kassam — für ein neues Projekt auf 
der äußersten Rechten entscheiden, 
wäre Breitbart London aber vermutlich 


wieder mit dabei. 


Euro-Trumpismus 

Wie auch immer: Als Bannon Mitte Juli 
in Mayfair Hof hielt, waren natürlich 
seine politischen Verbündeten aus 
Großbritannien sehr präsent — Farage 
etwa, aber auch Kassam, der Bannon in- 
zwischen auf seinen Europareisen be- 
gleitet. Laut Berichten sprachen eine 
ganze Reihe prominente Rechtsaußen 
aus einigen weiteren europäischen Staa- 
ten bei Bannon vor — Kent Ekeroth von 
den Schwedendemokraten etwa, Filip De- 
winter vom Vlaams Belang sowie Jeröme 
Riviere, ein von Marine Le Pen persön- 
lich ernanntes Mitglied im Conseil Na- 
tional des Rassemblement National (RN). 
Worum ging’s? Bannon wolle, so wurde 
bald berichtet, eine Stiftung aufbauen, 
die die Rechtsaußenparteien in Europa 
unterstützen solle — zunächst im Wahl- 
kampf für die Europawahl im Mai 2019, 
später auch anderweitig. Zunächst mit 
zehn, auf lange Sicht mit bis zu 25 Mitar- 
beitern solle die Organisation Umfragen, 
Analysen und Beratung durchführen — 
Beratung wohl auch dabei, potenzielle 
Wähler besser zu erreichen, nicht zu- 
letzt vermutlich über soziale Medien. 
Ein Name für die Vereinigung stehe 
ebenfalls schon fest: The Movement (Die 
Bewegung). Sie solle der äußersten Rech- 
ten in der EU helfen, Wählerinnen und 
Wähler zu mobilisieren und so zur 
stärksten Kraft im Europaparlament zu 
werden. Langfristig betrachtet Bannon 
The Movement — leicht größenwahnsin- 
nig — als Gegenmodell zur Open Society 
Foundation des George Soros. 

Auf der Suche nach Unterstützung hatte 


sich Bannon aus London eigens an 
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Mischa@l Modrikamen gewandt. Der 
Brüsseler Rechtsanwalt hatte sich in Bel- 
gien im Rahmen der Fortis-Affäre einen 
Namen gemacht. Die belgische Fortis 
Bank war im Jahr 2008 in den Wirren der 
Finanzkrise ins Schlingern geraten und 
im Jahr 2009 letztlich von der französi- 
schen Großbank BNP Paribas übernom- 
men worden; Modrikamen vertrat in 
den Auseinandersetzungen darum zahl- 
reiche Fortis-Kleinaktionäre vor Gericht. 
Die gewisse Bekanntheit, die er damit 
gewinnen konnte, nutzte er noch 2009, 
um eine neue Partei zu gründen — den 
Parti Populaire (PP). Sollte diese zunächst 
ähnliche Positionen vertreten wie die 
großen konservativen Parteien Frank- 
reichs und Spaniens — dem Partido Popu- 
lar verdankt sie sogar ihren Namen -, so 
orientierte Modrikamen den PP schon 
bald nach rechts in eine gewisse Nähe 
zum französischen RN. Die Begeisterung 
packte ihn, als Donald Trump die Präsi- 
dentenwahl gewann. Nach einem ver- 
geblichen Versuch, Kontakt zu Trumps 
Team und damit zu Bannon aufzuneh- 
men, ließ er am 9. Januar 2017 in Brüssel 
eine Organisation mit dem Namen The 
Movement registieren. Aus seinem Ziel, 
mit ihr den Trumpismus in Europa zu 
fördern, wurde freilich zunächst nichts 
— bis er im Juli 2018 einen Anruf von 
Bannon erhielt. Dem hatte Farage von 
The Movement erzählt; Farage kannte 
Modrikamen aus den Netzwerken der 
europäischen Rechten. Bannon kam im 
Gespräch mit Farage offenbar zu dem 
Schluss, The Movement für seine Zwecke 
nutzen zu können, und lud Modrikamen 


zum Lunch in Mayfair ein. 


Geld und Daten 

Bleibt die Frage, woher das Geld für die 
geplanten umfangreichen Aktivitäten 
der neuen Organisation kommen soll. 
Modrikamen hatte The Movement Anfang 
2017 in einem Brüsseler Vorort mit dürf- 


tigen 2.500 Euro gegründet. Bannon er- 


klärte schon bald, man werde für die Ar- 
beit Millionen benötigen. Zugleich be- 
hauptete er aber auch, das sei gar kein 
Problem. Hätte der US-Milliardär Mer- 
cer nicht mit ihm gebrochen, dann käme 
er womöglich als Finanzier in Frage. 
Dass die US-Rechte in letzter Zeit ein In- 
teresse daran entwickelt, die äußerste 
Rechte in Europa zu stärken, das weiß 
man spätestens, seit Trump sich regel- 
mäßig lobend über sie äußert und seit 
der neue US-Botschafter in Berlin, Ri- 
chard Grenell, Anfang Juni 2018 im In- 
terview mit Breitbart News ankündigte, 
er wolle sein Amt nutzen, um „andere 
Konservative in Europa zu stärken“. 
Welche Motive dahinterstecken — wo- 
möglich geostrategische -, das ist nicht 
ganz klar. Nun gibt es natürlich auch an- 
dere potenzielle Sponsoren für Bannons 
Europaprojekt. Schon jetzt finanzieren 
US-Organisationen, wie die antifaschis- 
tische britische Organisation Hope not 
Hate recherchiert hat, zum Beispiel Pro- 
teste zur Unterstützung von Ex-EDL- 
Führer Yaxley-Lennon — etwa eine De- 
monstration, die am Tag nach Trumps 
Abreise, am 14. Juli, in London stattfand. 
Laut Hope not Hate fördert Daniel Pipes, 
ein mittlerweile 69-jähriger antiislami- 
scher Rechtsaußen, mit seinem in Phila- 
delphia ansässigen Middle East Forum 
nicht nur Geert Wilders, sondern auch 
die äußerste Rechte im Vereinigten Kö- 
nigreich. 

Im Hinblick auf die Rolle, die The Move- 
ment im bevorstehenden Europawahl- 
kampf spielen soll, stellt sich schließlich 
noch eine kleine, feine Detailfrage: Wie 
wird die Organisation soziale Medien 
nutzen? Die Frage ist deshalb interes- 
sant, weil Bannon im Jahr 2013 zu den 
Gründern von Cambridge Analytica zähl- 
te, einer US-Tochterfirma der Londoner 
sek (Strategic Communication Laborato- 
ries); SCL betrieb Psychokriegführung 
für das britische Verteidigungsministe- 


rium und rühmte sich, mit ihren Mani- 
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pulationstechniken zahlreiche Wahl- 
kämpfe in verschiedensten Ländern 
wahlentscheidend beeinflusst zu haben. 
Cambridge Analytica wiederum sollte vor 
allem Facebook-Daten nutzen, um Psy- 
chogramme von Millionen Usern zu er- 
stellen und auf dieser Grundlage die 
Wahlwerbung zu optimieren; der dama- 
lige Breitbart-Chef Bannon war besessen 
von der Idee, der US-Rechten im Präsi- 
dentenwahlkampf 2016 mit technolo- 
gisch optimierter Propaganda zum 
Durchbruch verhelfen zu können. Mer- 
cer schließlich konnte recht einfach als 
Finanzier gewonnen werden — er hatte 
seinen eigenen Reichtum mit der Pla- 
nung von Finanzgeschäften auf der Basis 
rein mathematischer Methoden bezie- 
hungsweise Künstlicher Intelligenz ver- 
dient und war vom Nutzen solcher Me- 
thoden auch in Wahlkämpfen fest über- 
zeugt. Cambridge Analytica hat tatsäch- 
lich nicht nur zum Erfolg der Leave- 
Kampagne im Brexit-Referendum, son- 
dern auch zu Trumps Wahlerfolg beige- 
tragen. Dass die Firma Daten von Dut- 
zenden Millionen Facebook-Profilen ille- 
gal benutzte, hat zu einem handfesten 
Skandal geführt. Das Unternehmen ist 
inzwischen aufgelöst, doch der Geist ist 
aus der Flasche — und Bannon weiß, wie 


man derlei Manipulationen organisiert. 


Chefstratege und Platzhirsche 
Bleibt die Frage, ob beziehungsweise in- 
wieweit die europäische Rechte auf The 
Movement anspringt. Bannon, Kassam 
und Modrikamen sind im September in 
Italien gewesen, haben dort mit der Lega 
und mit den Fratelli d’Italia von Giorgia 
Meloni konferiert — und beide, wie es 
heißt, dazu bewegen können, sich ihrem 
Projekt anzuschließen. Auch der RN- 
Funktionär Louis Aliot, Lebensgefährte 
von Le Pen, soll erklärt haben, seine Par- 
tei werde sich „sicher“ an Bannons Vor- 
haben beteiligen. Recht offen hat sich 
auch Geert Wilders gezeigt: „Jeder Ini- 
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Mischa&l Modrikamen hat den Wahlkampf von Trump mit einer Videoansprache unterstützt. 


tiative“, die von Bannon komme, müsse 
man „applaudieren“, meinte er Anfang 
September am Rande einer Tagung am 
Comer See. Andere rechte Spitzenpoliti- 
ker haben allerdings von Anfang an 
ziemlich reserviert reagiert. FPÖ-Gene- 
ralsekretär Harald Vilimsky etwa gab 
schon Ende Juli bekannt, die FPÖ werde 
ihre eigenen Pläne für die Bündelung 
der europäischen Rechten „ohne jegli- 
che externe Beeinflussung“ weiterver- 
folgen. Ähnlich haben sich etwa auch 
der AfD-Parteivorsitzende Jörg Meu- 
then, die Schwedendemokraten und Die 
Finnen geäußert. Die Bereitschaft, sich 
nach den hart erkämpften Erfolgen der 
vergangenen Jahre von Bannon die But- 
ter vom Brot nehmen zu lassen, ist bei 
den Platzhirschen der äußersten Rech- 
ten nicht wirklich da. 

Und nun? Man wird sehen. Bannon „ist 
ein Amerikaner“, hat Le Pen am 8. Okto- 
ber gesagt; „aber die politische Kraft, die 
aus den Wahlen in Europa entstanden 
ist, das sind wir, und wir allein werden 
diese Kraft strukturieren“. Ist das eine 
Absage an Bannon? Vielleicht. Bannon, 
hat Le Pen aber auch erklärt, will „den 
souveränistischen europäischen Partei- 
en Untersuchungen, Umfragen, Analy- 


sen anbieten“. Kann man sie nutzen? 


„Vielleicht ergibt sich eine punktuelle 
Kooperation“, ließ sich FPÖ-Generalse- 
kretär Vilimsky bereits Ende Juli zitie- 
ren. Im September präzisierte er dann: 
„Wenn Herr Bannon im Bereich Think- 
tanks oder digitale Medien etwas tun 
will, soll er es tun. Vielleicht kann man 
da und dort gemeinsam etwas finden, 
was einen interessiert.“ Die Frage wäre 
freilich, ob der ehemalige Chefstratege 
des US-Präsidenten eine solche Rolle ak- 
zeptiert. The Movement wäre nicht das 
erste Rechtsaußenprojekt, das an Hah- 
nenkämpfen rivalisierender Führer 


scheitert. 
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Zerwürfnis im Liberalismus 


Die „Ludwig-Erhard-Stiftung“ und Roland Tichy 


Der Rechtskurs von Roland Tichy, Chefredakteur von „Tichys Einblick“ 
und Vorsitzender der „Ludwig-Erhard-Stiftung“, führt zu Streit. 


Das ging selbst Friedrich Merz zu weit. 
Dem ehemaligen CDU-Politiker, der 
noch heute dafür bekannt ist, im Jahr 
2000 die unsägliche „Leitkultur“-Debatte 
losgetreten zu haben, kann niemand un- 
überwindbare Allergien gegen dumpfe 
politische Vorstöße am rechten Rand 
der Unionsparteien nachsagen. Aber 
den Ludwig-Erhard-Preis annehmen, 
den die Ludwig-Erhard-Stiftung ihm ver- 
leihen wollte? Dazu war Merz nicht be- 
reit. Mit dem Vorsitzenden der Ludwig- 
Erhard-Stiftung auf demselben Podium zu 
sitzen, das könne er nicht ertragen. Und 
er blieb dabei. Als das Handelsblatt die 
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Sache Mitte Juli 2018 publik machte, da 
blieb ein kurzes, verstörtes Geraschel im 


deutschen Blätterwald nicht aus. 


Renommierter geht es kaum 
Die Bonner Ludwig-Erhard-Stiftung, 1967 
vom Ex-Bundeskanzler (1963 bis 1966) 
Ludwig Erhard (CDU) zur Förderung der 
sozialen Marktwirtschaft gegründet, ist 
ein durch und durch arrivierter Verein. 
Ihrem Vorstand gehören zum Beispiel 
NRW-Umweltministerin Ursula Heinen- 
Esser und mit Alexander Tesche ein Vor- 
standsmitglied des Baukonzerns Züblin 


an. Mitglieder sind Personen wie Bun- 


desbank-Präsident Jens Weidmann, die 
für Digitalisierung zuständige Staatsmi- 
nisterin im Bundeskanzleramt, Dorothee 
Bär (CSU), Michael Hüther, Direktor des 
Instituts der deutschen Wirtschaft aus Köln, 
mehrere Bundestagsabgeordnete und 
Ex-Deutsche Bahn-Chef Hartmut Meh- 
dorn. Ihren Ludwig-Erhard-Preis hat die 
Stiftung zuletzt unter anderem Renate 
Köcher vom Institut für Demoskopie Allens- 
bach (2017), Ex-Bundeskanzler Gerhard 
Schröder (2016) und mehreren FAZ- 
Wirtschaftsjournalisten verliehen. Zu- 
letzt hielt Bundeswirtschaftsminister 
Peter Altmaier die Festrede bei einem 
Symposion, das die Stiftung am 28. Juni 
2018 im Berliner FAZ-Atrium durchführ- 


te. 
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Roland Tichy, der im Juni 2014 den Vor- 
standsvorsitz der Ludwig-Erhard-Stiftung 
von dem langjährigen FAZ-Redakteur 
Hans D. Barbier übernahm, passt bes- 
tens in dieses Milieu. Die Karriere des 
1955 geborenen Ökonomen, der seine 
Laufbahn als wissenschaftlicher Assis- 
tent an der Ludwig-Maximilians-Universi- 
tät in München begann, ist erfolgreich 
verlaufen. Zunächst arbeitete er von 
1983 bis 1985 im Planungsstab des Bun- 
deskanzleramts, ging dann als Bonner 
Korrespondent zur Wirtschaftswoche, lei- 
tete eine Weile das unmittelbar dem 
Vorstandschef zugeordnete Ressort 
„Corporate Issues Management“ bei 
Daimler Benz, bis er dann — nach einigen 
Jahren als Chef des Berliner Büros des 
Handelsblatts — im August 2007 Chefre- 
dakteur der Wirtschaftswoche wurde. Die- 
sen Posten bekleidete er bis Juli 2014. 
Für seine Aktivitäten, zu denen auch das 
Schreiben von Büchern gehört — 1990 
veröffentlichte er mit „Ausländer rein!“ 
ein Plädoyer für die verstärkte Aufnah- 
me ausländischer Arbeitskräfte in 
Deutschland -, erhielt er 2008 den Lud- 
wig-Erhard-Preis für Wirtschaftspubli- 
zistik. 


„Euro-Rettung“ und 
„Migrationsstreit“ 

Die Ludwig-Erhard-Stiftung kann, sollte 
man meinen, mit einem solchen Vor- 
standsvorsitzenden sehr zufrieden sein. 
Und das ist sie eigentlich auch — wenn 
da nur nicht dieses „Zerwürfnis“ inner- 
halb des deutschen „Liberalismus“ wäre, 
das der FDP-Bundestagsabgeordnete 
Frank Schäffler, ebenfalls Mitglied der 
Ludwig-Erhard-Stiftung, beklagt: „ein Zer- 
würfnis zwischen den Anhängern des 
Merkel-Kurses und dessen Gegnern, sei 
es bei der Euro-Rettung und nun beim 
Migrationsstreit“. Der Konflikt zwischen 
den beiden Fraktionen tobt partei- und 
milieuübergreifend schon seit Jahren. 
Eskaliert ist er erstmals 2010/11, als 


LoTTA #72, HERBST 2018 


etwa die FDP große Schwierigkeiten hat- 
te, ihren Bundesparteitag im November 
2011 von einem „Nein“ zur Euro-Ret- 
tungspolitik der Bundesregierung abzu- 
halten. Insgesamt hat sich bekanntlich 
in der Bundesregierung und auch in den 
Leitmedien weitestgehend diejenige 
Fraktion durchgesetzt, die um jeden 
Preis den Euro bewahren will und die 
2015 auf eine gewisse Öffnung für 
Flüchtlinge setzte. Aus dem unterlege- 
nen Flügel, der beides für verhängnis- 
voll hält, haben zunächst Wirtschafts- 
leute wie Bernd Lucke und Ex-BDI-Präsi- 
dent Hans-Olaf Henkel sowie Politiker 
wie Alexander Gauland die AfD gegrün- 
det. Deren zentralen Positionen werden 
bis heute auch in manchen Elitenverei- 
nigungen wie der Friedrich A. von Hayek- 
Gesellschaft (vgl. Lotta #61, S. 49-51), die 
sich im Zerwürfnis des Liberalismus ge- 
gen die „Merkel-Fraktion“ positioniert 
und der einige führende AfD’ler angehö- 
ren, unterstützt. Der Streit zwischen den 
beiden Fraktionen hält bis heute an; aus- 
getragen wird er nicht nur zwischen den 
alt-etablierten Parteien und der AfD, 
sondern auch — oft unterhalb der 
Schwelle öffentlicher Wahrnehmung — 
in einigen Zusammenschlüssen der Eli- 


ten. 


Das passt! 

Entzündet hat sich der Streit jüngst an 
Tichy, der — selbst der Anti-Merkel- 
Fraktion zuzurechnen — bereits im Jahr 
2010 die Widersprüche der Euro-Ret- 
tungspolitik in Editorials in der Wirt- 
schaftswoche schonungslos anpranger- 
te, sich aber ansonsten noch vergleichs- 
weise zurückhielt, bis er schließlich die 
Zeitschrift verließ, um sein eigenes Peri- 
odikum zu gründen: Tichys Einblick, 2015 
zunächst als Onlineplattform konzipiert, 
ab 2016 auch als Monatsmagazin veröf- 
fentlicht. Wer schreibt für Tichy? Hugo 
Müller-Vogg zum Beispiel, lange Mithe- 
rausgeber der FAZ. Fritz Goergen, ein 
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ehemaliger FDP-Bundesgeschäftsführer, 
der von 1982 bis 1995 geschäftsführend 
auch für die FDP-nahe Friedrich-Nau- 
mann-Stiftung tätig war. Stephan Paetow, 
einst stellvertretender Focus-Chefredak- 
teur; Oswald Metzger, einst „Grüner“, 
heute bei der CDU und Vorstandsmit- 
glied der Ludwig-Erhard-Stiftung; Bundes- 
tagsabgeordnete wie Frank Schäffler 
(FDP) und Klaus-Peter Willsch (CDU) so- 
wie andere aus den deutschen Eliten. 
Und die Inhalte und zentralen Forderun- 
gen? Weniger Euro, weniger oder am 
besten gar keine Flüchtlinge! Italiens In- 
nenminister Matteo Salvini kommt sehr 
gut weg. Chemnitz? „Noch nie wurde 
eine ganze Stadt wegen Fake-News von 
Medien und Politik derart verleumdet“, 
tönt Tichy höchstpersönlich. Tichys Ein- 
blick liege „oft auf den Pulten der AfD im 
Bundestag“, hat Alexander Graf Lambs- 
dorff, stellvertretender Vorsitzender der 
FDP-Bundestagsfraktion, beobachtet — 
und das passt. 


Es geht weiter nach rechts 

Mit Tichy wolle er nicht auf einem Podi- 
um sitzen, hat Merz erklärt, der beim 
Zerwürfnis des deutschen Liberalismus 
auf der anderen Seite gelandet ist. Vier 
Mitglieder der Preisjury, die den Erhard- 
Preis vergibt, haben ihm Recht gegeben 
und die Jury verlassen. Und die Ludwig- 
Erhard-Stiftung? Die Mitgliederversamm- 
lung Anfang Juli sei vollkommen fried- 
lich verlaufen, war in der FAZ zu erfah- 
ren: Der Vorstand inklusive des Vorsit- 
zenden Tichy sei entlastet worden — 
„und das ohne Diskussion und Gegen- 
stimme“; man habe in „großer Harmo- 
nie“ getagt. Versuche, Tichys Einblick „als 
problematisch zu thematisieren“, seien 
vollständig „ohne Echo“ geblieben. Ti- 
chy treibt sein Publikum mit wohlwol- 
lender Billigung der Stiftung weiter 
nach rechts. 
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Von Felix Hansen und Sebastian Schneider 


Nach dem Prozessende 


Bundesanwaltschaft und Verteidigung haben Revision eingelegt 


Das Urteil im NSU-Prozess vor dem Oberlandesgericht München ist ge- 
sprochen: lebenslang für Beate Zschäpe und Haftstrafen für die anderen 
vier Angeklagten, von denen zur Zeit aber niemand mehr in Haft sitzt. 
Nach Ende des Prozesses stellt sich die Frage, wie die juristische Aufar- 


beitung des NSU-Terrors weitergeht. 


In der Öffentlichkeit sorgte das Urteil 
für Kritik: Nicht mit einer Silbe wurden 
die Betroffenen des NSU-Terrors in der 
mündlichen Urteilsbegründung bedacht. 
Mit Ausnahme der Strafen für Zschäpe 
und für den einzigen voll geständigen 
Angeklagten, Carsten Schultze, blieb das 
Strafmaß unter den Forderungen der 
Bundesanwaltschaft (BAW). Andre Emin- 
ger erhielt sogar einen Teilfreispruch 
und wurde direkt nach der Urteilsver- 
kündung aus der Haft entlassen. Auf der 
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Empore des Saals A101 brachen die an- 
wesenden Neonazis deshalb in Jubel aus. 


Raus aus der Haft 

Eminger wurde zwar wegen der Unter- 
stützung einer terroristischen Vereini- 
gung zu einer geringen Haftstrafe von 
zweieinhalb Jahren verurteilt, von den 
Vorwürfen der Beihilfe zum versuchten 
Mord und zum bewaffneten Raub aber 
freigesprochen. Nachdem die BAW in ih- 
rem Plädoyer zwölf Jahre Haft für ihn 





gefordert hatte, hatte der Senat ihn im 
September 2017 nochmals in U-Haft ge- 
nommen. Seine Haftentlassung am Tag 
der Urteilsverkündung war juristisch 
folgerichtig. Dass Ralf Wohlleben nicht 
auch direkt aus der Haft entlassen wur- 
de, macht aus juristischer Sicht hinge- 
gen nicht viel Sinn. Wohlleben war zwar 
wegen der Lieferung der Tatwaffe „Ces- 
ka 83“ zu zehn Jahren Haft verurteilt 
worden, saß aber schon seit November 
2011 in U-Haft. Vermutlich um in der Öf- 
fentlichkeit nicht als zu milde zu wirken, 
wartete der Senat lieber den unvermeid- 
lichen Antrag der Wohlleben-Verteidi- 
gung auf Haftentlassung ihres Mandan- 
ten ab. Keine Woche nach der Urteils- 
verkündung, am Nachmittag des 17. Juli 
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2018, konnte Wohlleben die JVA Mün- 
chen-Stadelheim still und leise verlas- 
sen. In der Begründung des Antrags auf 
Aufhebung des Haftbefehls hatten Wohl- 
lebens Anwält_innen angeführt, ihr 
Mandant könne nach seiner Entlassung 
sofort in der Nähe seines Wohnorts eine 
Arbeitsstelle antreten. Wohlleben lebt 
nun im sachsen-anhaltinischen Bornitz, 
einem Ortsteil der Gemeinde Elsteraue. 
Dort lebt auch Jens Bauer, Chef der völ- 
kischen Artgemeinschaft und einer der 
eifrigsten Unterstützer Wohllebens 
während des Prozesses. Bauer besuchte 
diverse Male den Prozess, er begleitete 
auch mehrfach Jacqueline Wohlleben. 
Diese durfte — wie später auch Susann 
Eminger — als sogenannter rechtlicher 
Beistand während der Hauptverhand- 
lung neben ihrem Ehemann Platz neh- 
men. Gemeinsam mit dem Neonazi-Ka- 
der Enrico Marx präsentierte Bauer 
nach Ende des 429. Verhandlungstages 
auf dem Vorplatz des Münchner Straf- 
justizzentrums ein Banner mit den Kon- 
terfeis von Wohlleben und Eminger und 
der Aufschrift „Gemeinschaft statt Isola- 
tion! Freiheit für Wolle & Andre“. Zeit- 
Online zufolge wurde Wohlleben nach 
seiner Haftentlassung am Steuer des 
Wagens von Bauers Firma gesehen. Und 
auch Andre Eminger macht — vom Ur- 
teil offenbar unbeeindruckt — in der 
Neonazi-Szene weiter. Nach Recherchen 
des MDR besuchte er bereits kurz nach 
seiner Haftentlassung ein von der Neo- 
nazi-„Bruderschaft“ Turonen organisier- 


tes Konzert in Kirchheim (Thüringen). 


Revisionsverfahren 

Aber wie geht es juristisch für Eminger, 
Wohlleben und die anderen Angeklagten 
weiter? Alle fünf Angeklagten haben das 
Urteil angefochten, die BAW nur hin- 
sichtlich des Teilfreispruchs von Emin- 
ger. Die Nebenklage kann nur gegen 
(Teil-JFreisprüche vorgehen, nicht aber 
gegen die Höhe des Strafmaßes. Daher 
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hat niemand der Nebenkläger_innen Re- 
vision eingelegt. Aufgrund der langen 
Prozessdauer hat der Senat nach der 
mündlichen Urteilsverkündung theore- 
tisch 93 Wochen Zeit, um das schriftli- 
che Urteil vorzulegen. Angesichts der 
inhaltlichen Dürftigkeit der mündlichen 
Zusammenfassung wäre es jedoch über- 
raschend, wenn er so viel Zeit benötigen 
würde. Erst nach Zustellung des schrift- 
lichen Urteils, so erläutert es das Blog 
NSU-Nebenklage, müssen die Prozessbe- 
teiligten ihre Revisionen begründen. 
Dann beginnt ein schriftliches Verfah- 
ren, das noch einige Monate in An- 
spruch nehmen wird, bevor der Bundes- 
gerichtshof über die Revisionen ent- 
scheiden kann. Zu der Revision der BAW 
findet sehr wahrscheinlich eine kurze 
Revisionshauptverhandlung in Karlsru- 
he statt. Revisionen der Verteidigung 
dagegen werden üblicherweise im 
schriftlichen Verfahren bearbeitet. Mit 
einem rechtskräftigen Urteil kann also 
frühestens Mitte 2019 gerechnet wer- 
den. Wird das Urteil ohne große Ände- 
rungen am Strafmaß bestätigt, müssten 
Wohlleben und Eminger wohl noch ein- 
mal in Haft. Für Haftentscheidungen ist 
bei beiden weiterhin der Staatsschutzse- 
nat des OLG München zuständig. Emin- 
ger hat etwa die Hälfte seiner Strafe ab- 
gesessen, Wohlleben beinahe zwei Drit- 
tel, nach denen üblicherweise überprüft 
wird, ob der Rest der Strafe zur Bewäh- 
rung ausgesetzt werden kann. Eigentlich 
ist es unüblich für ein Staatsschutzver- 
fahren, dass die Zweidrittelregelung An- 
wendung findet. Björn Elberling, Neben- 
klagevertreter im NSU-Prozess, auf 
Nachfrage der LOTTA: „Der deutsche 
Rechtsstaat und die Nazis, das ist ja im- 
mer ein Kapitel für sich. Ich könnte mir 
durchaus vorstellen, dass das OLG Mün- 
chen — etwa mit der Begründung, dass 
es den NSU ja nicht mehr gäbe — hier 
die Zweidrittelregelung anwendet.“ 


KoNTExT NSU 


Weitere Verfahren 

Die BAW ermittelt noch gegen weitere 
mutmaßliche NSU-Unterstützer_innen. 
Ob es gegen einzelne dieser Verdächti- 
gen noch Prozesse geben wird, ist nicht 
bekannt, erscheint derzeit aber eher un- 
wahrscheinlich. Bereits im November 
2013 hatte der Vertreter der BAW, Jo- 
chen Weingarten, vor Gericht erklärt, 
das Verfahren gegen Andre Kapke sei 
„einstellungsreif“ — eingestellt wurde 
es aber bis heute nicht. Nebenklagean- 
walt Elberling befürchtet, dass die weite- 
ren Ermittlungsverfahren im NSU-Kom- 
plex bald eingestellt werden. 

Die Angehörigen von drei NSU-Opfern 
wollen hingegen die juristische Aufar- 
beitung weiter forcieren. Bereits 2016 
hatten sie eine Staatshaftungsklage ge- 
gen die Länder Thüringen und Bayern 
sowie gegen den Bund eingereicht. Da- 
bei geht es um das Versagen der Behör- 
den auf der Suche nach Böhnhardt, 
Mundlos und Zschäpe im Jahr 1998. Die 
Klage ruht derzeit, da der Freistaat Thü- 
ringen zwischenzeitlich einen Hilfsfonds 
für die Opfer und Angehörigen aufgelegt 
hat. Abdul Kerim Simsek, Sohn des ers- 
ten NSU-Mordopfers Enver Simsek, be- 
tonte bei einer Pressekonferenz kurz 
nach dem Münchener Urteil, dass es bei 
der Klage darum geht, dass der Staat 
eingesteht, versagt zu haben. Nebenkla- 
ge-Anwalt Mehmet Daimagüler kündigte 
an, das Verfahren könne bis zum Euro- 
päischen Gerichtshof für Menschenrech- 
te gehen. 

Fest steht: Das Urteil hat rechte Terror- 
strukturen nicht geschwächt. Als kürz- 
lich in Chemnitz und Köthen tausende 
Rechte auf die Straße gingen, waren 
auch Unterstützer aus dem NSU-Umfeld 
mit dabei. Und die später festgenomme- 
nen Neonazis von Revolution Chemnitz 
wollten laut Chat-Protokollen mit ihren 
geplanten Terror-Anschlägen die „Kin- 
dergarten-Vorschulgruppe“ NSU sogar 
übertreffen. 
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Foto: Bayrischer Flüchtlingsrat 


Von Judith H. Wegner 


Abschiebeland 





Die deutsche Abschottungspolitik und 
ihre Auswirkungen auf Geflüchtete 


Drei Jahre nach dem „Sommer der Migration“ 2015 ist das deutsche 
Asylsystem zu einem Abschottungs- und Abschiebesystem geworden. 
Menschen mit Fluchterfahrung werden als Problem verhandelt — was 
vor allem den Rechtspopulismus stärkt. Die Leidtragenden dieser Politik, 
Geflüchtete, die hinter den Zäunen deutscher Landeseinrichtungen aus- 
harren, stehen den Verschärfungen immer hilfloser gegenüber. 


Noch vor drei Jahren fand das große 
zivilgesellschaftliche Engagement für 
Flüchtlinge in Deutschland interna- 
tionale Anerkennung. Doch dem sponta- 
nen ehrenamtlichen Einsatz stand eine 
überforderte staatliche Bürokratie 
gegenüber. Die Regierung traf in dieser 
verheißungsvollen Zeit eine unheilvolle 
Entscheidung: Anstatt der öffentlichen 
„Willkommenskultur“ auch politisch mit 


einem Einwanderungsgesetz zu folgen, 
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reagierte sie mit Restriktionen im Aus- 
länderrecht. Nach der Phase einer not- 
dürftigen Erstversorgung sollte wieder 
Ordnung einkehren. Jedoch ging es 
dabei nicht um die Einhaltung von Men- 
schenrechten, Kinderrechten und gel- 
tendem EU-Recht für Geflüchtete, son- 
dern um Obergrenzen, Statistiken und 
vermeintliche Bleibeperspektiven. Mit 
der Ausweitung der Liste sogenannter 


„sicherer Herkunftsstaaten“ und der In- 





vestition in alle Varianten von „frei- 
williger“ und erzwungener Rückkehr 
folgt die Bundesregierung immer mehr 
einer trumpesken Logik ä la Germany 
first. 


Von Willkommen zu 
Abschreckung 

Entgegen allem Willkommenheißen hat 
die Große Koalition unter Angela Merkel 
in einem bis dato unübertroffenen Aus- 
maß Gesetzesverschärfungen im Asyl- 
und Aufenthaltsrecht umgesetzt. Im Ok- 
tober 2015 wurde das Asylpaket I verab- 
schiedet. Es führte zu massiven Ein- 
schränkungen der Rechte aller 
Geflüchteten in Landeseinrichtungen: 


Ausweitung der Aufenthaltszeiten von 
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drei auf sechs Monate, Beschränkung 
der Bewegungsfreiheit auf den umlie- 
genden Regierungsbezirk, absolutes 
Ausbildungs- und Arbeitsverbot, Mög- 
lichkeiten der Taschengeldkürzungen 
und das Verbot, Abschiebungen anzu- 
kündigen. Zudem definiert das Asyl- 
paket I bestimmte Länder pauschal als 
„sicher“, darunter den Kosovo, der sich 
vor allem durch fehlende Menschen- 
rechte (besonders für Frauen) und mas- 
sive Korruption auszeichnet oder Alban- 
ien, wo bis heute mafiöse Strukturen 
und Blutrache allgegenwärtig sind. Die 
Definition als „sicherer Herkunftsstaat“ 
bedeutet konkret, dass noch vor der An- 
hörung davon ausgegangen wird, dass 
keinerlei schutzwürdige Belange vor- 
liegen. Zu diesen Ländern zählen aktuell 
neben Albanien und Kosovo, Bosnien 
und Herzegowina, Ghana, Mazedonien, 
Montenegro, Senegal und Serbien. Die 
Regierung arbeitet daran, auch Algerien, 
Georgien, Marokko und Tunesien zu 
„sicheren Herkunftsstaaten“ zu erklären 
und diese Liste kontinuierlich zu erweit- 
ern. 


Keine Chance auf Schutz 

Im März 2016 folgte die nächste Geset- 
zesverschärfung mit dem Asylpaket II. 
„Subsidiär Schutzberechtigte“ (Kriegs- 
flüchtlinge) können seitdem ihre Fami- 
lien nicht mehr nach Deutschland nach- 
holen. Daraufhin änderte das Bunde- 
samt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) seine Entscheidungspraxis 
besonders bei syrischen Asylsuchenden 
und sprach ihnen anstelle der 
Flüchtlingseigenschaft nur noch den 
subsidiären Schutzstatus zu. Seitdem 
bleiben all diese Menschen trotz des an- 
erkannten Schutzbedarfs von ihren 
Familien getrennt. Zugleich wurde das 
Asylverfahren für Menschen mit 
„geringer Bleibeperspektive” weiter 
beschleunigt — Anhörung und Entschei- 


dung sollen seither innerhalb von einer 
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Woche erfolgen. Es wurden Schwer- 
punkteinrichtungen für Menschen mit 
vermeintlich geringer Bleibeperspektive 
geschaffen, in denen effizienter gear- 
beitet — sprich: abgeschoben — werden 
sollte. Das Asylpaket II erschwerte es zu- 
dem, Erkrankungen im Asylverfahren 
geltend zu machen, da diese nun von 
den Betroffenen selbst innerhalb kurzer 
Fristen durch fachärztliche Stellungnah- 
men nachgewiesen werden sollten. 
Gelingt dies nicht, muss die Krankheit 
bei der Entscheidung nicht berücksich- 
tigt werden. Selbst bei schwersten kör- 
perlichen oder psychischen Erkrankun- 
gen wird dann in der Praxis nur noch 
geklärt, ob der Abschiebeflug überlebt 
werden kann. 

Es folgte im Juli 2017 das Gesetz zur 
besseren Durchsetzung der Ausreise- 
pflicht, mit dem die Abschiebehaft aus- 
geweitet wurde. Dies ermöglichte, Men- 
schen allein mit dem Ziel einer leichte- 
ren Abschiebung für mehrere Wochen 
und Monate zu inhaftieren (selbst in Iso- 
lationshaft). Zudem wurden die Aufen- 
thaltszeiten in den Landeseinrichtungen 
weiter ausgeweitet: Während Menschen 
aus „sicheren Herkunftsstaaten“ schon 
zeitlich unbegrenzt in den Einrichtun- 
gen ausharren müssen, können alle an- 
deren nun bis zu 24 Monate verpflichtet 
werden, dort zu leben. 


Unterversorgung und 
Hoffnungslosigkeit 
Landeseinrichtungen für Geflüchtete 
befinden sich meist an abgelegenen 
Standorten. Bis zu 500 Personen werden 
dort untergebracht, darunter viele Fam- 
ilien mit kleinen Kindern, Menschen mit 
teils schweren psychischen oder körper- 
lichen Erkrankungen, erschöpft von 
mehrjährigen Leidensgeschichten und 
gezeichnet vom verzweifelten Kampf um 
ein sicheres Leben. Die Zeit in der Lan- 
deseinrichtung ist für viele ein zermür- 


bendes Warten ohne Beschäftigung und 
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Perspektive, jedoch mit zahlreichen Ein- 
schränkungen. 

Jedes Verlassen der Einrichtung wird 
elektronisch erfasst, sodass Abwesenheit 
über das begrenzt Erlaubte sofort sank- 
tioniert werden kann. Die Menschen 
schlafen in Etagenbetten mit bis zu zehn 
Personen auf einem Zimmer; es gibt 
keine abschließbaren Schränke und 
keinerlei Privatsphäre. Alles ist regle- 
mentiert: Post, Taschengeld und Essen 
gibt es zu festen Zeiten, kochen ist nicht 
erlaubt. Es sind viele kleine Kontroll- 
punkte im Alltag der Menschen, mit de- 
nen die verantwortlichen Behörden den 
Betroffenen jegliche Selbstbestimmung 
nehmen. Besuche sind in den Einrich- 
tungen nicht möglich. Die Bewegungs- 
freiheit ist auf den Regierungsbezirk 
beschränkt. Alle Bewohner _innen unter- 
liegen einem Arbeits- und Ausbildungs- 
verbot, haben also keine Möglichkeit, 
sich selbst zu versorgen. Die Schulpflicht 
wird für Kinder in Landeseinrichtungen 
komplett ausgesetzt. Es gibt keinen Zu- 
gang zur Zivilgesellschaft, kein Internet, 
kein Radio. Das Beschäftigungsangebot 
ist auf eine Tischtennisplatte und einen 
Fernseher für bis zu 500 Personen be- 
schränkt. Die Grundbedürfnisse an 
Nahrung, Kleidung und Hygieneartikeln 
werden in Form von Sachleistungen 
gedeckt. Für alle anderen Ausgaben wird 
ein geringes Taschengeld ausgezahlt. 
Wer gesundheitliche Beschwerden hat, 
kann bei der hausinternen Krankensta- 
tion vorsprechen. Leiden, seien es noch 
so persönliche, müssen oft ohne Dol- 
metscher_innen vorgetragen werden; 
behandelt wird nur das Allernötigste — 
akute Erkrankungen und Schmerzen, Ob 
und wann psychische Belastungen als 
akut gelten, wird hier pragmatisch gese- 
hen — wer einen Suizidversuch begeht, 
kommt für ein paar Tage in die psychia- 
trische Klinik. 
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Abschiebung trotz Verfahren 
Sehr viele Klagen (zuletzt über 40 Pro- 
zent!) gegen Asylbescheide des BAMF 
werden vor den Verwaltungsgerichten 
gewonnen. Wenn jedoch Personen aus 
einem „sicheren Herkunftsstaat“ gegen 
die Ablehnung klagen, bekommen sie 
keinen vorläufigen Rechtsschutz und 
werden trotz laufender Gerichtsver- 
fahren abgeschoben. Abschiebungen er- 
folgen in der Nacht direkt aus den 
Schwerpunkteinrichtungen. Aus der 
permanenten Angst heraus, wieder in 
ihre prekäre Lebenssituation abgescho- 
ben zu werden, kann niemand dort 
ruhig schlafen. Die immer skrupellosere 
Abschiebepolitik zeigt sich auch darin, 
dass Ausländerbehörden inzwischen oft 
Personen entgegen den Empfehlungen 
des Petitionsausschusses des Landtags, 
der Härtefallkommission NRW und sog- 
ar aus geschlossenen psychiatrischen 
Abteilungen abschieben. 


Desintegration durch 
Kasernierung 

Seit dem 1. August 2018 gibt es bereits in 
allen Regierungsbezirken Bayerns die 
von Innenminister Seehofer bundesweit 
vorgesehenen „Ankerzentren“ für 
Flüchtlinge. Mit diesen Großlagern mit 
einer Kapazität von 1500 Personen wird 
die Kasernierung, wie sie in den Schwer- 
punkteinrichtungen bereits besteht, für 
alle Flüchtlinge ausgebaut. In den soge- 
nannten Ankerzentren sollen Außen- 
stellen des BAMF, der Jugendämter, der 
Justiz und der Ausländerbehörden vor 
Ort sein, um effizient zusammenzuar- 
beiten mit dem Ziel, Asylverfahren zu 
beschleunigen und Kosten zu sparen. 
Das Absurde an der Idee ist, dass sich 
natürlich auch Schutzsuchende über ein 
schnelles Verfahren freuen würden. Ein 
Verfahren, in dem aber zugleich ihre 
Rechte gewahrt und faire Entscheidun- 
gen getroffen würden. Ein Verfahren, in 


dem die einzelnen Menschen mit ihren 
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individuellen Fluchtschicksalen im Mit- 
telpunkt stünden und nicht Vorurteile 
über „sichere Herkunftsstaaten“ das 
Asylrecht als Individualrecht unter- 
grüben. In den Unterbringungseinrich- 
tungen dürften nicht nur Instanzen des 
staatlichen Entscheidungs- und Abschie- 
bungsapparats vor Ort sein, sondern 
müssten auch Beratungsstellen für 
Asylverfahren, Anlaufstellen für beson- 
dere Schutzbedarfe, Psycholog innen, 
Anwält_innen, Ehrenamtliche und Dol- 
metscher_innen ihre Arbeit tun. An- 
dernfalls blieben ihnen — wie bereits 
heute in Schwerpunkteinrichtungen — 
Zugang zu Rechtsberatung, adäquate 
medizinische und psychologische Ver- 
sorgung sowie Kontakt mit der Zivilge- 
sellschaft verwehrt. Durch die Kaser- 
nierung von Flüchtlingen in Ankerzen- 
tren wird ein Zeichen stigmatisierender 
Ausgrenzung mitten in Deutschland 
gesetzt. Rechtsverletzungen und Ab- 
schiebungen können dort abseits der öf- 
fentlichen Wahrnehmung stattfinden. 
Viele Bundesländer, darunter auch Hes- 
sen, NRW und Rheinland-Pfalz, haben 
sich zwar zuletzt gegen Ankerzentren 
ausgesprochen — vor allem, weil sie die 
Isolierung so vieler Menschen ohne 
Bleibeperspektive als Konfliktpotential 
sehen. Aber auch, weil die vorhandenen 
Landeseinrichtungen de facto bereits 
heute (lediglich mit geringerer Beleg- 
zahl) den Ankerzentren gleichen: Mit 
den Zielen vermeintlicher Effizienz und 
Beschleunigung erfolgen vielerorts 
Zuweisungen in Kommunen erst nach 
positivem Asylverfahren; ansonsten 
herrschen monatelange Kasernierung 
und mangelnder Rechtsschutz mit Druck 
zur Rückkehr oder Abschiebung. 


Handeln gegen Unrecht! 

Es ist ein Skandal, dass die Regierung 
nach Effizienz und schnellerer Ab- 
schiebung strebt und nicht nach fairen, 


rechtsstaatlichen Verfahren. Es ist an 
der Zeit, dass bestehendes Menschen- 
recht, Kinderrecht und geltendes EU- 
Recht zum Umgang mit besonders 
Schutzbedürftigen für Flüchtlinge in 
Deutschland endlich greifen. Personen, 
die zu Unrecht abgeschoben werden, 
verschwinden aus der Statistik. Doch 
diese Menschen sind — sofern sie über- 
leben — bleibende Zeugen einer neuen 
Ära der Menschenfeindlichkeit in 
Deutschland. 


Die Autorin arbeitet seit drei Jahren in 
der rechtlichen Flüchtlingsberatung in 
einer Landesaufnahmeeinrichtung in 
NRW. 


Zum Weiterlesen 
Amnesty International et al. (Hg.): 


Memorandum für faire und 


sorgfältige Asylverfahren in 


Deutschland (2016) 
www.proasyl.de/wp-content/up- 
loads/2015/12/Memorandum-für- 
faire-und-sorgfältige-Asylverfahren- 
in-Deutschland-2016.pdf 


Deutsches Institut für 
Menschenrechte: 
Entwicklung der Menschen- 
rechtssituation in Deutschland 
Juli 2016 — Juni 2017 (2017) 
www.institut-fuer-menschen- 
rechte.de/fileadmin/user_upload/ 
Publikationen/Menschenrechts- 
bericht_2017/Menschenrechts- 
bericht_2017.pdf 
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Der Erinnerungsort Alter Schlachthof und die Dauerausstellung „Gesichter und Geschichten“. 


Foto: Erich Fritsch (HSD) 





Von Joachim Schröder 


„Ins Ghetto getrieben“ 


Der Erinnerungsort Alter Schlachthof der Hochschule Düsseldorf 


Der neue Campus der Hochschule Düsseldorf im Stadtteil Derendorf 
wurde auf dem Gelände des ehemaligen städtischen Schlachthofes 
(1899 bis 2002) errichtet. Erhalten sind zwei denkmalgeschützte Ge- 
bäude: die Pferdeschlachthalle, die künftig als Studierendenzentrum 
dienen soll, und die frühere Großviehmarkthalle. Letztere diente wäh- 
rend des Zweiten Weltkriegs als Deportationssammelstelle für jüdische 
Menschen des gesamten Regierungsbezirkes Düsseldorf. 


Fast 6.000 Männer, Frauen und Kinder 
mussten sich hier auf Anordnung der 
Gestapo in den Jahren 1941 bis 1944 zu 
insgesamt sieben Deportationen einfin- 
den. Im Schlachthof angekommen, wur- 
den die Menschen registriert. Ihr Ge- 
päck wurde durchsucht und nicht selten 
beraubt. Nach einer Nacht in der Halle 
eskortierten Schutzpolizei, Gestapo und 


SS oder Wehrmacht die zumeist etwa 
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1.000 Menschen umfassende Gruppe am 
folgenden Morgen — vor aller Augen — 
zum nahe gelegenen Güterbahnhof De- 
rendorf. Von hier aus wurden sie zum 
vorgeblichen „Arbeitseinsatz im Osten“ 
verschleppt, tatsächlich in die Ghettos 
im besetzten Osteuropa: nach Litz- 
mannstadt (Löd2), Minsk, Riga, Izbica 
und Theresienstadt (Terezin). Die Le- 


bensverhältnisse dort waren katastro- 


phal. Wer zu alt oder zu schwach zur 
Zwangsarbeit war, wurde „ausgesiedelt“, 
also ermordet. Nach vorsichtigen Schät- 
zungen haben nur etwa 300 Menschen 
ihre Deportation überlebt. 

Die Deportationen waren das Ergebnis 
eines geschickt ausgeklügelten, komple- 
xen, bürokratischen Prozesses, an dem 
neben der Gestapo zahlreiche 
Akteur*innen aus verschiedenen Behör- 
den und Organisationen beteiligt waren. 
Alles wurde „ordnungsgemäß“ durch 
Gesetze und Verordnungen vorbereitet 
und „durchgeführt“. Die Deportationen 
blieben auch nicht geheim. Neben den 
ungezählten Beteiligten und Augen- 
zeug*innen gab es viele Menschen, die 


von dem geraubten Gut der Verschlepp- 
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ten profitierten, in der Regel wissend, 
wessen Güter sie da bei Auktionen oder 
Wohnungsauflösungen erwarben. 

Dass die Gestapo ausgerechnet den 
Schlachthof als Sammelstelle nutzte, 
hatte vermutlich pragmatische Gründe: 
die Nähe zum Güterbahnhof, die Verfüg- 
barkeit einer großen, leicht zu überwa- 
chenden Halle, zudem in städtischem 
Besitz. Welche Gefühle die Verfolgten 
beim Betreten der Halle bewegten, lässt 
sich erahnen. „Auf dem Schlachthof hat 
es bei mir ‚klick’ gemacht“, erinnerte 
sich später Werner Rübsteck, ein Überle- 
bender des Ghettos Riga: „... und dann 
hat man uns ins Ghetto getrieben.“ Der 
Schlachthof war für die Deportierten das 
Tor in eine andere Welt, die geprägt war 
von Hunger, Zwangsarbeit, Misshand- 
lung und Mord. 

In der Stadtgesellschaft gerieten diese 
Verbrechen schnell in Vergessenheit. 
Erst 1986 wurde an einer Mauer an der 
Rather Straße eine Gedenktafel ange- 
bracht, die im Laufe der Jahre mehrfach 
entwendet wurde. In derselben Zeit 
(1987) entstand auch die Mahn- und Ge- 
denkstätte Düsseldorf, die seitdem an 
alle NS-Opfer der Stadt erinnert. Der 
historische Ort der Deportation selbst 
war die ganze Zeit unzugänglich, da der 
Schlachthof bis 2002 in Betrieb war. 


Der Erinnerungsort Alter 
Schlachthof 

In die ehemalige Viehhalle sind nun 
Campus IT und Hochschulbibliothek ein- 
gezogen. Vor dem Eingangsbereich der 
Halle, wo zwei Viehabstiege ins Unter- 
geschoss der Halle führten, befindet sich 
seit 2016 die Dauerausstellung des Erin- 
nerungsortes Alter Schlachthof. Mit des- 
sen Einrichtung wurde eine jahrelange 
Forderung verschiedener Akteure (der 
Mahn- und Gedenkstätte, der Jüdischen 
Gemeinde, der Bezirksvertretung und 
vor allem des AStA der Hochschule Düs- 
seldorf) erfüllt, die die Entwicklung des 
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Erinnerungsortes an einem Runden 
Tisch jahrelang begleiteten. 

Die Lage eines solchen historischen Or- 
tes mitten auf dem Campus einer Hoch- 
schule, ist einmalig in der Bundesrepu- 
blik Deutschland. Mit der Erarbeitung 
des inhaltlichen Ausstellungskonzepts 
waren Mitarbeiter*innen des Forschungs- 
schwerpunktes Rechtsextremismus/Neona- 
zismus (FORENA) betraut. Studierende 
des exhibition design institute am Fachbe- 
reich Design entwickelten das gestalteri- 
sche Konzept, Studierende des Fachbe- 
reichs Medien gestalteten den Web-Auf- 
tritt und programmierten das Digitale 
Archiv, dem in der Dauerausstellung 
eine wichtige Rolle zukommt. 

Neben der Dokumentation der am histo- 
rischen Ort verübten Verbrechen be- 
steht eine wesentliche Aufgabe des Erin- 
nerungsortes darin, die Erinnerung an 
die verfolgten und ermordeten Men- 
schen zu bewahren, ihre Namen und Ge- 
schichten zu erforschen, soweit sie noch 
nicht bekannt sind. Sie wurden Opfer ei- 
ner mörderischen Staatsdoktrin, die be- 
stimmte, wer aus rassistischen, sozialen 
oder politischen Gründen aus der 
„Volksgemeinschaft“ ausgeschlossen, 
wer eingesperrt oder ermordet wurde. 
Die diesen Ausgrenzungsstrukturen zu- 
grunde liegenden Denkmuster wie Ras- 
sismus, Fremdenfeindlichkeit und Anti- 
semitismus sind noch heute virulent 
und Ursache für Diskriminierung, Ge- 
walt und gruppenbezogene Menschen- 
feindlichkeit. Die Erinnerung an die NS- 
Verbrechen sollte deshalb ein Anstoß zu 
einer Auseinandersetzung mit der Ge- 
schichte, aber ebenso mit Gegenwarts- 
fragen sein. Diese Auseinandersetzung 
erfolgt in der Dauerausstellung selbst, 
die explizit die Frage nach den Folgen 
des Nazismus für die bundesrepublikani- 
sche Gesellschaft bis in die Gegenwart 
erörtert. Darüber hinaus erfolgt sie im 
Rahmen des Bildungsangebotes der Ein- 


richtung, das sich in gleicher Weise an 


die Studierenden der Hochschule wie an 
interessierte Bürger*innen richtet. Die 
Studierenden sind aber nicht nur Ziel- 
gruppe der Bildungsarbeit. Sie sind dazu 
aufgerufen, an der künftigen aktiven 
und kreativen Erinnerungsarbeit der 
Einrichtung mitzuwirken — so wie dies 
bereits der AStA praktiziert, der regel- 
mäßig eigene Veranstaltungsreihen or- 
ganisiert. Die Auseinandersetzung mit 
den Themen des Erinnerungsortes soll 
zukünftig zu einem festen Bestandteil 
des Studiums an der Hochschule wer- 
den. 


Ausstellen und dokumen- 
tieren — innen und außen 

Das Ausstellungskonzept trägt der be- 
sonderen Raumsituation Rechnung. Die 
Viehabstiege sind aufgrund ihrer Stei- 
gung für Ausstellungszwecke wenig ge- 
eignet. Deswegen wurde auf der Höhe 
des Bodens des Erdgeschosses ein be- 
gehbarer Gitterrost montiert. Entstan- 
den sind so zwei gut bespielbare, barrie- 
refreie Galerieflügel. Um einen Rund- 
gang zu ermöglichen, sind auf beiden 
Seiten im Gitterrost Durchgänge ge- 
schaffen, durch die man über eine Trep- 
pe auf die historischen Viehabstiege und 
so in das Untergeschoss gelangt. Auch 
das Außengelände wird einbezogen: Am 
Campus-Eingang Münsterstraße ver- 
weist eine Informationsstele, auf der die 
frühere Gedenktafel montiert ist, auf 
den schon von hier sichtbaren Erinne- 
rungsort. Die Dauerausstellung beginnt 
vor der Großviehmarkthalle. Ein neun 
Meter langes Informationspult mit inte- 
grierter LED-Beleuchtung liefert histori- 
sche Hintergründe. Es dokumentiert die 
Ereignisse am historischen Ort vor 1945: 
die Ausgrenzung und Verfolgung der jü- 
dischen Bevölkerung, den arbeitsteili- 
gen Prozess der Deportation, den weite- 
ren Weg der Verschleppten und ihre Er- 
mordung. Der zweite Abschnitt behan- 
delt die Nachkriegszeit bis zur Gegen- 
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wart, erörtert die Folgen und das Erbe 
des Nazismus, was mit den Überleben- 
den, mit den Täter*innen und mit der 
NS-Ideologie geschah. 

Im Innenbereich verfolgt die Daueraus- 
stellung „Gesichter und Geschichten“ ei- 
nen biographischen Zugang. Sie porträ- 
tiert Menschen, deren Lebensgeschich- 
ten mit dem Schlachthof beziehungs- 
weise mit den Deportationen verbunden 
sind. Die im linken Galerieflügel Porträ- 
tierten stammen aus dem gesamten Re- 
gierungsbezirk und sind nach den sie- 
ben Deportationen chronologisch ange- 
ordnet. Exemplarisch werden Kurzbio- 
graphien vorgestellt, Zitate aus Erinne- 
rungen oder historischen Dokumenten 
vermitteln O-Töne. Im rechten Galerie- 
flügel werden Menschen porträtiert, die 
auf andere Weise Opfer der Shoah wur- 
den, denn (es gab noch weitere Deporta- 
tionen aus dem Regierungsbezirk), auch 
solche, die vor 1941 das Land verlassen 
konnten, „legal“ oder „illegal“, wobei ei- 
nigen die Flucht glückte, anderen nicht 
— oder solche, denen es gelang, unter- 
zutauchen. Dies war nur möglich, wenn 
mutige nichtjüdische Menschen halfen 
— auch solche Helfer*innen, wie zum 
Beispiel Otto Pankok, Hulda Pankok und 
Bernt Engelmann, werden porträtiert. 
Von diesen Biographien gestalterisch 
getrennt, werden auch Täter*innen, 
Profiteur*innen und Mitläufer*innen 
aus Schlachthofverwaltung, Stadt- und 
Finanzverwaltung, Polizei und Gestapo 
vorgestellt — denn auch sie haben „Ge- 
sichter und Geschichten“. Sämtliche 
Biographien können und sollen bei Gele- 
genheit ausgetauscht werden. Die Bil- 
derrahmen-Wand bietet temporär auch 
Raum für andere Ausstellungsprojekte. 
Über den Viehabstieg gelangt man in 
das Untergeschoss. Es ist zurückhaltend 
bespielt, so dass der Eindruck des 
Raums, durch den viele Deportierte ge- 
hen mussten, nur wenig gestört wird. 


An den Wänden geben Zitate von Über- 
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lebenden ihre Eindrücke wieder, an zwei 
Hörstationen finden sich Interviews. Im 
Zentrum des Untergeschosses steht das 
Digitale Archiv, das als Vertiefungsbe- 
reich mehrere wichtige Funktionen er- 
füllt. Es enthält: 

1.) Sämtliche Ausstellungsinhalte des 
Außenausstellungsbereiches. 

2.) Verschiedene Dokumentensammlun- 
gen, vor allem Informationen über die 
Zielorte der Deportationen und die fast 
vollständig überlieferten Deportations- 
listen. Damit wird der Großteil der Na- 
men der Deportierten dokumentiert. 

3.) Die biographische Datenbank: Hier 
finden sich weitergehende Informatio- 
nen über alle in der Dauerausstellung 
portraitierten Menschen, aber auch da- 
rüber hinaus. Sie soll zukünftig, im Sin- 
ne einer aktiven Erinnerungsarbeit, 
ständig erweitert werden, um möglichst 
vielen Verfolgten und Ermordeten Na- 
men und Gesicht wiederzugeben. 


In der Hochschulbibliothek selbst wird 
schließlich das einzige originale Exponat 
der Dauerausstellung gezeigt: eine Reihe 
erhaltener Steintröge. Sie verweisen auf 
die frühere Funktion der Halle und sind 
mit einer Erinnerung der Holocaust- 
Überlebenden Hilde Sherman-Zander 
verknüpft. Sie berichtete, wie in den 
Nächten vor einer Deportation die EI- 
tern ihre Kleinkinder in die Tröge leg- 
ten, um sie vor Kälte und Schmutz zu 


schützen. 


Ausblick 

Die Erinnerungskultur wird durch un- 
terschiedlichste Akteure geprägt, in Zu- 
kunft auch durch Angehörige und Stu- 
dierende der Hochschule Düsseldorf. Sie 
wird umso vielfältiger, je mehr Men- 
schen sich an ihr aktiv beteiligen. Der 
neue Erinnerungsort Alter Schlachthof 
schließt eine Lücke in der „Erinnerungs- 
landschaft“ der Landeshauptstadt. Er 


versteht sich als eine Ergänzung zur 
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Mahn- und Gedenkstätte Düsseldorf, mit 
der er in regem Austausch steht, und als 
Bestandteil des Netzwerks regionaler 
wie überregionaler Erinnerungsorte und 
Einrichtungen der historisch-politischen 
Bildung. 


Der Autor Dr. Joachim Schröder ist His- 
toriker, wissenschaftlicher Mitarbeiter 
des Forschungsschwerpunktes Rechtsextre- 
mismus/Neonazismus der Hochschule Düs- 
seldorf und Leiter des Erinnerungsortes 
Alter Schlachthof (www.erinnerungsort- 
duesseldorf.de). 
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Zum Stand der Ermittlungen nach dem Naziangriff auf zwei Göttinger Journalisten 


Das Interview wurde geführt von Sonja Brasch 


„Ich erwarte da 
gar nichts mehr.“ 


Zum Stand der Ermittlungen nach dem Naziangriff 
auf zwei Göttinger Journalisten 


Julius Rohwer und Marlin Meißner recherchierten Ende April am Anwe- 
sen von Thorsten Heise im thüringischen Fretterode, als sie von zwei be- 
waffneten Nazis verfolgt und angegriffen wurden. Mit einem Schrauben- 
schlüssel wurde dem einen Journalisten eine schwere Wunde an der 
Stirn zugefügt. Der andere wurde durch einen Messerstich verletzt. Ob- 
wohl die Betroffenen der Polizei Fotos übergaben, die einen der Täter 
zeigen, und sie den anderen Täter namentlich benannten, verlaufen die 


Ermittlungen sehr schleppend. 


Der Angriff auf euch liegt nun ein halbes 
Jahr zurück. Was ist in der Zwischenzeit 
passiert, und wie ist aktuell der Stand 
der Ermittlungen? 


Marlin: Bisher ist noch keine Anklage er- 
hoben. Schon drei oder vier Tage nach 
dem Übergriff hat mich das LKA aus 
Nordhausen angerufen und gesagt, sie 
ermitteln gegen drei Personen: Gianluca 
Bruno, Malte A. und gegen den Sohn von 
Heise, Nordulf Heise. Später sagten sie, 
dass die Ermittlungen gegen Malte A. 
eingestellt sind. 


Julius: Wir hatten an dem Sonntag, als 
das passiert ist, bei der ersten Verneh- 
mung gesagt, dass wir uns zu 80 Prozent 
sicher sind, dass der eine Täter Malte A. 
gewesen sei. Hier irrten wir uns aber 
und zogen die Aussage gleich am nächs- 


ten Tag zurück. 
Marlin: Ich hatte kürzlich eine vierstün- 


dige Nachvernehmung, bei der verschie- 


dene Fragen nochmal geklärt worden 
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sind. Beispielsweise die Aussage des 
Pressesprechers der Staatsanwaltschaft 
Mühlhausen, der gesagt hatte, es müsse 
geprüft werden, ob unsere Bilder nicht 
manipuliert seien. Ich konnte dann auf- 
klären, warum Bilder wie benannt wa- 
ren. Die haben mir zudem Bilder vorge- 


legt, da hab ich Gianluca Bruno erkannt. 


Julius: Die Ermittlungsbehörden sagen, 
sie hätten die vermeintlichen Täter vor- 
geladen, aber die würden ja einfach 
nicht aussagen. Das war das letzte, was 
wir von denen gehört haben. Bisher gibt 
es noch keine Akte, die den Fall über- 
sichtlich macht. 


Könnt ihr euch erklären, warum die Er- 
mittlungen bei so klarer Beweislage so 
langsam voran gehen? 


Julius: Für uns war das eben klar, weil 
wir unseren Aussagen natürlich vertrau- 
en. Für die Polizei war das nicht ganz so 
eindeutig. Wir haben Fotos von dem ver- 


mummten Täter. Von dem zweiten Tä- 


ter, den wir benannt haben, haben wir 
kein einziges Foto gemacht. Die Polizei 
hat sich sehr viel Zeit mit den Zeugen- 


aufrufen gelassen. 


Marlin: Jeder Fortschritt in den Ermitt- 
lungen wurde eben von uns erarbeitet. 
Sie haben zum Beispiel zweimal den 
Kontakt zu einem der beiden Zeugen 
verloren, der sich freiwillig gemeldet 
hat. Es hätte wahrscheinlich keine Ver- 
nehmung gegeben, wenn unser Anwalt 
da nicht hinterher gewesen wäre. Die 
Frage ist, ob sich noch mehr Zeugen 
melden und ob wir noch mehr Beweise 
bringen können, dass das die Täter wa- 
ren. Die Staatsanwaltschaft wird das ver- 
mutlich nicht machen oder nicht ma- 
chen können. Ich erwarte da gar nichts 
mehr. Es hat mich nicht enttäuscht, son- 
dern eher nochmal klargemacht, aus der 
Opferperspektive, da läuft nichts. Und, 
ich weiß nicht, ich hab einfach gemerkt 
in den Ermittlungen, wie inkompetent 
sie sind, und ich sehe auch gar keinen 
Willen zu ermitteln. Das ist natürlich 


nur mein Gefühl. 


Welche Auswirkungen hatte der Über- 
griff auf eure Arbeit? 


Julius: Wir haben viel mit Ezra zusam- 
men gearbeitet, der Opferberatungsstel- 
le in Thüringen. Die waren da von An- 


fang an gut dabei und sehr hinterher, 


LoTTA #72, HERBST 2018 


Zum Stand der Ermittlungen nach dem Naziangriff auf zwei Göttinger Journalisten 


dass da Öffentlichkeitsarbeit geschieht 


und waren auch sehr nett. 


Marlin: Ich hab nach dem Überfall erst 
mal einen Monat Pause gemacht und ei- 
gentlich gesagt, Nazis dokumentiere ich 
gar nicht mehr, auch nicht bei Ver- 
sammlungen. Das hab ich dann doch 
wieder gemacht. Aber das Herz pumpte 
schon viel mehr als vorher. Das hat sich 
inzwischen wieder normalisiert. Wir ha- 
ben mittlerweile wieder einige Sachen 
gemacht. Das ist aber nochmal anders 
belastend für mich, ich schaue da jetzt 
auch nochmal weiter, was ich da psy- 
chisch schaffe. Außerdem habe ich ein 
höheres Schutzbedürfnis. Ich habe im- 
mer einen safen Kontakt zu einer Person 
und melde mich alle zwei Stunden. 
Nicht nur wegen des Übergriffs, sondern 
auch wegen der Angriffe auf Journalis- 
ten in Chemnitz habe ich aufgerüstet. 
Eine Stichschutzweste hatte ich eh, die 
trage ich jetzt auch. 


Angriffe auf Journalist_innen sind ja ge- 
rade bundesweit ein Thema. Gerade 
Thorsten Heise hat bei seinen letzten 
Reden die Presse immer wieder zum 
Thema gemacht. 


Marlin: Er hat immer gegen 
Journalist_innen gehetzt, auch schon 
vorher. Nach dem Übergriff ist mir auf- 
gefallen, dass Heise bei jeder Gelegen- 
heit Journalist_innen per Klarnamen 
nennt und zum Feind Nummer Eins er- 
klärt. Es war schon eine Farce, als beim 
Eichsfeldtag die Pressesprecherin der 
Polizei sagte, der Pressekontakt, das ist 
der Herr Bruno. Das ist ja sehr passend, 
dass er uns erst aufs Maul haut und 
dann der Ansprechpartner ist. Wir wa- 
ren auch beide da, aber der hat mich gar 


nicht erkannt. 
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Habt ihr nach dem Überfall Solidarität 
erfahren? 


Julian: Ja, voll. Wir haben eine 
Crowdfunding-Kampagne gemacht und 
hatten ein Spendenkonto, da ist relativ 
viel Geld rein gekommen. Das Auto war 
ein wirtschaftlicher Totalschaden mit 
Reparaturkosten von 17.000 Euro, die 
Schäden an der Kameraausrüstung be- 


trugen 2.000 Euro. 


Marlin: Das haben wir gut abfedern kön- 
nen durch Spenden. Wir haben jetzt ein 
neues Auto, ich warte gerade noch auf 
meine neue Kamera. Und unabhängig 
vom Geld gab es viel Zuspruch: wichtige 
Arbeit, lasst euch nicht einschüchtern, 
und guckt, dass ihr eure Arbeit weiter 
machen könnt. Auch aus der Politik ha- 


ben wir Zuspruch erfahren. 


Rechnet ihr bei den schleppenden Er- 
mittlungen mit einem Prozess? 


Julius: Es ist wahrscheinlich schwierig, 
das komplett unter den Tisch fallen zu 
lassen. Es gibt schon allein von unseren 
Versicherungen das Interesse am Pro- 


zess wegen der Kosten für das Auto, den 


LINKE 


Neonazi bei der Attacke auf die Journalisten. 


Krankenhausaufenthalt und die Kran- 
kenwagenfahrt. Wie erfolgreich das 
wird, ist eine andere Sache. Ich werde 
auf jeden Fall nicht erst wieder glücklich 


werden, wenn es da einen Prozess gibt. 


Marlin: Meine Erwartungen sind nied- 
rig, dann bin ich positiv überrascht. Wir 
haben da schon mit abgeschlossen, das 
war ein krasser Vorfall, ein krasser 


Sonntagnachmittag, den wir da hatten. 


Wie können die Leute euch weiter un- 
terstützen? 


Marlin: Das Thema oben halten, das ist 
immer schwer in schnelllebigen Zeiten, 
in denen Liveberichterstattung mehr 
Aufmerksamkeit bekommt als gründli- 
che Recherche. Deshalb ist es für uns 
wichtig, dass das Thema im Gespräch 
bleibt, sodass der Druck, sofern es wel- 
chen gibt, auf die Verfolgungsbehörden 
aufrecht erhalten bleibt und man sich 
daran erinnert, dass es diesen Vorfall 
gab. Solidarität und ein stabiler Zusam- 


menhalt stärken uns den Rücken. 


Vielen Dank für das Interview! 
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Jusriz/REPRESSION Interview zur Durchsuchung des „Langen Augusts“ in Dortmund 


Das Interview führte Kim Langemann 


Betreten, aber nicht 
durchsucht? 


Interview zur Durchsuchung des „Langen Augusts“ in Dortmund 


Am Abend des 4. Juli 2018 drangen schwerbewaffnete Einsatzkräfte in 
das soziokulturelle Zentrum „Langer August“ (L.A.) in Dortmund ein, um 
einen Server des „Wissenschaftsladens Dortmund e.V.“ (WiLaDo) zu be- 


sind davon ausgegangen, dass er für das 
ganze Haus gilt.“ Die Landesregierung 
hat im Anschluss erklärt, „alle in Frage 


schlagnahmen. LOTTA sprach mit Frank Nord vom WiLaDo. 


Frank, warum wurde der Lange August 
durchsucht? 


Der formale Anlass der Durchsuchung 
war „eine von französischen Justizbe- 
hörden übermittelte Europäische Er- 
mittlungsanordnung“. Über Phishing- 
Mails sollen unbekannte Täter in das IT- 
System des französischen Konzerns Inge- 
rop eingedrungen sein, etliche Doku- 
mente entwendet und dann im Internet 
veröffentlicht haben — unter anderem 
Pläne von Gefängnissen und dem AKW 


Fessenheim. 


Das LKA Köln hatte den Durchsuchungs- 
beschluss erwirkt, aber auch Beamte des 
Dortmunder Staatsschutzes waren an- 
wesend und durchsuchten nahezu alle 
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Räume des Zentrums. Wie erklärt ihr 
euch das? 


Sowohl der Durchsuchungs- als auch der 
Beschlagnahmebeschluss des Amtsge- 
richts Köln bezogen sich ausschließlich 
auf die Räume des Wissenschaftsladen 
Dortmund e.V. (WiLaDo). Wir können es 
uns nicht anders erklären, als dass der 
Dortmunder Staatsschutz einfach die 
Gelegenheit genutzt hat, um sich „mal 
umzusehen“. Von offizieller Seite gab es 
jedenfalls keine vernünftigen Antwor- 
ten. Von der Dortmunder Polizei haben 
wir unterschiedliche Sachen gehört. 
Etwa: „Da hatten wir gar nichts mit zu 
tun, das war eine Aktion des LKA Köln.“ 
Oder auch: „Wir haben den Durchsu- 


chungsbeschluss gar nicht gesehen, wir 


kommenden Räume [wurden] betreten, 
aber nicht durchsucht.“ Angeblich wuss- 
te die Polizei nicht, in welchen Räumen 
der WiLaDo ist. Zu Beginn der Durchsu- 
chung des L.A. wurde im angrenzenden 
Lesben- und Schwulenzentrum KCR ein 
Vorstandsmitglied des L.A. angetroffen, 
das sich auch als solcher zu erkennen 
gab. Anstatt zu fragen, wo die Räume 
des WiLaDo sind, wurde er im KCR fest- 
gehalten. Die Räume des Chaostreffs Dort- 
mund (CTDO) im 2. 0G sind eindeutig ge- 
kennzeichnet. Dort haben die Beamten 
auch die Info erhalten, dass der WiLa im 
3.0G ist. Demnach hätte der Chaostreff 
nicht ausführlichst „betreten“ und die 
dort Anwesenden über zwei Stunden 


festgehalten werden müssen. 


Wie habt ihr von der Razzia erfahren? 
Wurdet ihr von den Behörden informiert? 
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Interview zur Durchsuchung des „Langen Augusts“ in Dortmund 


Nein, von offizieller Seite wurden wir 
gar nicht kontaktiert. Die Razzia begann 
ungefähr um 19 Uhr. Alle Anwesenden 
wurden festgehalten, durften nicht tele- 
fonieren und auch keinen Rechner be- 
nutzen, so dass zunächst keinerlei Infos 
nach außen drangen. Wir erhielten um 
20.30 Uhr den ersten Anruf von einer 
Person, die mittlerweile den L.A. verlas- 
sen durfte. Sie konnte uns aber nicht sa- 
gen, worum es bei der Durchsuchung 
ging. Ungefähr eine Stunde später wa- 
ren dann zwei Vorstandsmitglieder des 
WiLaDo am L.A. Es hat dann noch eine 
Stunde gedauert, bis uns endlich der 
Durchsuchungs- und Beschlagnahmebe- 
schluss ausgehändigt wurden. Ins Haus 
durften wir erst um 23.30 Uhr, als die 
Durchsuchung beendet war. 


Welcher Schaden ist entstanden? 


Es wurden insgesamt fünf Türen zer- 
stört. Neue Türen werden schätzungs- 
weise 5.000 Euro kosten. Hinzu kommen 
noch Anwalts- und Gerichtskosten, de- 
ren Höhe noch gar nicht absehbar sind. 
Außerdem ist ungewiss, was die Polizei 
während der Razzia unbeobachtet ge- 
trieben oder auch hinterlassen hat. 


Was wurde mitgenommen? 


Zunächst einmal der angeblich betroffe- 
ne Server und gleich noch drei weitere 
Server, die sich im selben Gehäuse be- 
fanden. Außerdem ein USB-Stick und 
vier Aktenordner mit relativ alten Ver- 
einsunterlagen, Verträgen und Konto- 
auszügen von 2017 und 2018. Die Polizei 
weiß jetzt also, wer wann wie viel an uns 
gespendet hat und wofür wir Geld aus- 
gegeben haben. Die Polizei Dortmund 
hat im 1. 0G, außerhalb der WiLaDo- 
Räume, noch einen Karton mit Plakaten, 
zwei Kartons mit Flyern und ein Net- 


book beschlagnahmt. 
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Als Folge der Razzia war die Website des 
Hamburger Radiosenders FSK nicht 
mehr erreichbar. Inwieweit handelte es 
sich bei der Razzia um eine repressive 
Maßnahme gegen Linke? 


Der L.A. wurde in der Berichterstattung 
zur Razzia oft als „Linkes Zentrum“ be- 
zeichnet. Nach unserer Auffassung ist 
das falsch. Sicher gibt es etliche Perso- 
nen im L.A., die sich als Linke bezeich- 
nen würden, aber bei weitem nicht alle. 
Trotzdem kann man sich fragen, ob es 
wirklich Zufall war, dass der Server aus- 
gerechnet am 4. Juli beschlagnahmt 
wurde. Die Ingerop-Dokumente waren zu 
diesem Zeitpunkt schon über eine Wo- 
che online. Auf dem beschlagnahmten 
Server lief nämlich auch die Webseite 
des FSK, worüber auch der Radio-Stream 
des FSK erreichbar war. Das FSK wollte 
am 5. Juli zum anstehenden Jahrestag 
des G20-Gipfels in Hamburg ein „Mas- 
sencornern“ akustisch begleiten. Durch 
die Beschlagnahme des Servers war der 
Radio-Livestream im Internet jedoch 
erst einmal nicht erreichbar. 


Ihr versucht, gerichtlich gegen die 
Durchsuchung vorzugehen. Wie ist da 
der Stand? 


Die Beschwerde des WiLaDo wurde am 
10. September vom Landgericht Köln ab- 
gewiesen. Wir können jetzt nur noch 
Verfassungsbeschwerde einlegen. Die 
Klage des Langen August wurde am 25. 
September abgewiesen. Der Chaostreff 
Dortmund bereitet noch eine Klage vor. 


Insbesondere die Internetdienstleistun- 
gen eures Projekts free! werden von vie- 
len Projekten genutzt. Wie sicher sind 
die Daten eurer Kund_innen? 


Wir stellen Infrastruktur zur Verfügung, 
die von Leuten entsprechend ihrer Fä- 


higkeiten und Bedürfnisse genutzt wer- 
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den kann. Wir sorgen dafür, dass diese 
Infrastruktur zuverlässig und stabil 
funktioniert. Wir tracken unsere Nut- 
zer*innen nicht, erfassen möglichst we- 
nig Daten und geben keine Daten weiter. 
Für die Sicherheit ihrer Daten sind unse- 
re Nutzer*innen aber selber zuständig. 
Darauf weisen wir die Leute auch regel- 
mäßig hin. Unser Hauptserver ist zum 
Beispiel nicht verschlüsselt. Das muss 
schon jede und jeder selber machen. Wir 
empfehlen den Leuten auch, eigene Ba- 
ckups ihrer Daten anzulegen. Wir erstel- 
len zwar auch regelmäßig Backups, aber 
wie schnell Sachen, und somit auch un- 
sere Backup-Bänder, beschlagnahmt 
werden können, haben wir ja gerade er- 
lebt. Kundinnen beziehungsweise Kun- 
den haben wir übrigens nur wenige. Die 
meisten Nutzer*innen beteiligen sich 
per Spende an den uns entstehenden 
Kosten. 


Wie können der WiLaDo und free! unter- 
stützt werden? 


Zunächst einmal haben wir uns über die 
großartige Unterstützung nach der Raz- 
zia sehr gefreut. Es gab neben der Demo 
am 5. Juli sehr viele Soli-Erklärungen, 
und es wurden innerhalb kurzer Zeit 
rund 12.000 Euro gespendet, so dass wir 
Türen, Anwälte und Gerichtskosten 
voraussichtlich bezahlen können. Darü- 
ber hinaus brauchen wir natürlich wei- 
terhin regelmäßige Spenden, um die an- 
fallenden Kosten bezahlen zu können. 
Wichtiger, aber ungleich schwieriger ist 
es, mehr Leute für die aktive Mitarbeit 
zu finden. Der Bedarf ist jedenfalls groß. 
Erschwerend kommt hinzu, dass für so 
einen Serverbetrieb vertiefte IT-Kennt- 


nisse erforderlich sind. 


Vielen Dank für das Interview! 
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REZENSIONEN 


V/on MARK BREUER 


Völkisch-autoritärer Populismus — Der Rechtsruck in Deutschland und die AfD 


Völkisch-autoritärer Populismus 
Der Rechtsruck in Deutschland und die AfD 





In dem neu er- 


‚Abeaander Haunler (Hrag.) 
Völkisch-autoritärer ; 

Populi schienenen, 
handlichen Sam- 
melband be- 


leuchten die Au- 





tor*innen aktu- 


und die AD 


elle Entwicklun- 
gen in der AfD 


und die Dimen- 





sionen des aktuellen gesellschaftlichen 
Rechtsrucks. Die politische Werdung der 
AfD wird vom Herausgeber Alexander 
Häusler in sieben Phasen unterteilt und 
als „völkische Radikalisierung einer 
Wutbürger-Partei“ beschrieben. Ihre 
Gründungsvoraussetzungen (Euro-Krise 
und Sarrazin-Debatte) werden ebenso 
wie Abspaltungen und die Öffnung nach 
Rechtsaußen beleuchtet. Die gegenwär- 
tige Politik der AfD definiert Häusler als 
„völkisch-autoritären Populismus“, wo- 
mit eine griffige Bezeichnung im Wirr- 
warr der Diskussionen um ihre politi- 


sche Verortung entwickelt wird. 


Die Autor*innen widmen sich verschie- 
denen Aspekten der AfD, ihres Umfeldes 
und der gesellschaftlichen Entwicklun- 
gen rund um diese Partei. Positiv sticht 
dabei die Fokussierung auf sozialpoliti- 
sche Themen und die Versuche der AfD, 
auf diesem Feld zu punkten, hervor. So 
beleuchtet ein Autor die Entwicklungen 
in Österreich und analysiert die Sozial- 
politik der FPÖ als klassisch neoliberal 
und von der Bereitschaft geprägt, starke 
soziale Einschnitte, vor allem zu Un- 
gunsten wirtschaftlich schlechter ge- 
stellter Menschen, vorzunehmen. Die 
österreichische Regierungspartei gilt als 
wichtiges Vorbild der AfD und ihr Regie- 
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rungshandeln sollte aufmerksam ver- 
folgt werden. Unbedingt lesenswert und 
leider von hoher Aktualität ist der Bei- 
trag von David Begrich zum Erfolg der 
AfD in den ostdeutschen Bundesländern, 
in dem er auch auf die spezifischen Be- 
dingungen der dortigen politischen Kul- 
tur und Anknüpfungspunkte für rechte 
Mobilisierungen eingeht. Mit der Unter- 
suchung der vermeintlichen Wähler*in- 
nenwanderungen von SPD und Die Linke 
zur AfD widmen sich mehrere Autor*in- 
nen einem weiteren wichtigen Aspekt 
im Zusammenhang mit sozialen Themen 
und fragen nach dem Mobilisierungspo- 
tenzial der Besetzung dieser Fragen in 
Verwaltung und Betrieben. Passend 
dazu erfolgt auch ein Blick auf die politi- 
schen Netzwerke der AfD und ihre Bezü- 
ge zu anderen (extrem) rechten Organi- 
sationen. Dies wird am Beispiel der 
spektrenübergreifenden Kampagne 
„Werde Betriebsrat“ gezeigt. Aufschluss- 
reich ist der Blick auf die Rekrutierungs- 
räume der AfD, die sich insbesondere in 
Burschenschaften und der christlichen 
Rechten auftun. Gerade in letzterem po- 
litischen Lager finden sich in den Berei- 
chen Antifeminismus und Familismus 
bedeutende Themenüberschneidungen. 
Auf einer breiteren Ebene werden die 
oben genannte Verortung der AfD in- 
haltlich gefüllt und die Konturen des ge- 
sellschaftlichen Rechtsrucks aufgezeigt. 
In diesem Zusammenhang beleuchtet 
ein weiterer Autor die Überschneidun- 
gen der AfD zu den Unionsparteien und 
spricht von einer Radikalisierung des 
deutschen Konservatismus. Dies wird 
anschaulich an der Person Alexander 


Gauland gezeigt, der sich von einer ver- 


änderten Ausrichtung der Union nicht 
länger politisch repräsentiert sah. 
Schließlich werden rechte Mediennetz- 
werke und deren zunehmende Bedeu- 
tung für die rechte Informationswelt 
jenseits der etablierten Medien be- 
schrieben. Doch auch das Verhältnis von 
Leitmedien und der AfD wird aufgezeigt. 
Neben einer kurzen Darstellung der Öf- 
fentlichkeitsstrategien der AfD analysie- 
ren die Autor*innen die Reaktionen der 
Medien und ihren Umgang mit der AfD. 
Dies ist im Kontext der Debatten um den 
Umgang mit der AfD („mit Rechten re- 
den“) von hoher Bedeutung. Abgerundet 
wird der Band durch Ergebnisse und Dis- 
kussionen der Einstellungsforschung. 


Die Publikation macht einen sehr guten 
Eindruck, die einzelnen Artikel sind 
gründlich recherchiert, prägnant und 
aktuell. Die Autor*innen geben einen 
übersichtlichen Einblick in verschiedene 
Entwicklungen innerhalb der AfD und 
bearbeiten komplexe Themen anschau- 


lich und einstiegsfreundlich. 


Alexander Häusler (Hrsg.) 
Völkisch-autoritärer Populismus. Der 
Rechtsruck in Deutschland und die AfD 
VSA-Verlag, Hamburg 2018 

160 Seiten, 14,80 Euro 
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Erkennen — Erfassen — Bekämpfen — Gegnerforschung im Sicherheitsdienst der SS 


Von ALENA BECKER 


Erkennen — Erfassen — Bekämpfen 
Gegnerforschung im Sicherheitsdienst der SS 


„Erkennen — Er- 
fassen — Be- 
kämpfen. Geg- 
nerforschung im 
Sicherheits- 
dienst der SS“ 
heißt die gerade 
erschienene Stu- 
die von Stefanie 
Steinbach. Titel, 
Klappentext und Einführung wecken In- 





teresse: Wie tickten diejenigen jungen 
Akademiker, die sich im Sicherheits- 
dienst der NSDAP der Gegnerforschung 
widmeten? Wie sahen sie ihre vermeint- 
lichen „Gegner“? Welche „konkreten 
Handlungsanweisungen, die unmittelbar 
für die physische Vernichtung des Geg- 
ners verantwortlich waren“, gaben sie 
Staats- und Parteiführung, auf die sie 
„politischen Einfluss“ zu nehmen ver- 
suchten, und wie reagierten diese da- 
rauf? In welchem Verhältnis stand die- 
ser Versuch zu ihrer Aufgabe der Schaf- 
fung einer „Legitimation radikaler Maß- 
nahmen gegen die Gegner“? Wie sah er 
aus, der „gemeinsame Denkstil“ der 
Gegnerforscher des SD, aus dem heraus 
sie „Strategien zur Erkennung und Be- 
kämpfung der Gegnergruppen“ entwi- 
ckelten? Welche Strategien waren das? 


Auf diese Fragen bietet das Buch leider 
keine konkreten, manchmal auch gar 
keine Antworten. Das gilt auch für die 
eigentliche Kernfrage der Veröffentli- 
chung, wie wirkmächtig die theoretische 
Gegnerforschung des SD in der prakti- 
schen Umsetzung der Shoa war. Die Ant- 
wort versteckt sich einigermaßen er- 
folgreich im Dschungel der Möglichkei- 


ten, was sich alles mit einem einzelnen 
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Befund in der Wissenschaft machen 
lässt, wobei das akademische Phrasen- 
schwein irreführende Wegbeschreibun- 
gen aufgestellt hat. So tragen die recht 
kurzen Abschnitte der einzelnen Kapitel 
Titel wie „Die Entstehung einer Tatsa- 
che“ oder „Weltanschauliche Deutungs- 
hoheit der Gegnerforschung“. Während 
„Die Entstehung einer Tatsache“ im 
zweiten Kapitel des Buches noch mit 
eben diesem Gegenstand beginnt, später 
aber dann mehr und mehr in die Frage 
danach übergeht, wie widersprüchliche 
Informationen in ein bereits feststehen- 
des Wahrnehmungsmuster eingebaut 
werden können, behandelt der Ab- 
schnitt „Weltanschauliche Deutungsho- 
heit der Gegnerforschung“ im sechsten 
Kapitel („Professionalisierung des SD 
und der nationalsozialistische Gegner- 
begriff“) zunächst die Ablehnung der 
SD-Gegnerforschung gegenüber „okkul- 
ten und verschwörerischen Gedanken- 
gängen“, dann die Selbststilisierung der 
SD-Gegnerforscher als „elitäre ‚Weltan- 
schauungskrieger‘“ und schließlich die 
erheblichen Probleme, die es Haupt- 
scharführer Duch&ne 1943 bereitete, of- 
fensichtlichen Antijudaismus in sein 
ideologisches Konstrukt der katholi- 
schen Kirche als Instrument zur Errich- 
tung der „jüdischen Weltherrschaft“ zu 
integrieren. Die Frage danach, worin 
denn nun die „weltanschauliche Deu- 
tungshoheit der Gegnerforscher“ be- 
stand, wie sie zustande kam oder ob sie 
überhaupt existierte, wird hier nicht be- 
antwortet. Viel mehr aber als die diver- 
sen Abstecher in die totalitarismustheo- 
retischen Überlegungen Hannah 
Arendts oder die Darlegungen zum Ver- 
hältnis von Wissenschaft und Ideologie 


REEZENSIONEN 


im Nationalsozialismus trägt ein einfa- 
ches Faktum zur Beantwortung der als 
Kernfrage definierten Wirkmächtigkeit 
der theoretischen Gegnerforschung des 
SD in der praktischen Umsetzung der 
Shoa bei. So waren viele Gegnerforscher 
später als „Judenberater“ bei der Erfas- 
sung der Opfer und ihrer Deportation in 
den Tod eingesetzt. Erst im siebten Kapi- 
tel („Vom Denkstil zum Handlungsstil: 
exemplarische Darstellungen“) stößt 
man auf dieses Hauptargument. Schade 
bleibt aber auch, dass es nicht wenigs- 
tens etwas mehr Ausarbeitung erfahren 
hat, sondern sich der Text auch hier 
wieder in anderen Bereichen verliert. 
Wer sich in dem Buch zurechtfinden 
will, sollte sich auf jeden Fall mit einem 
Set verschiedenfarbiger Textmarker be- 
waffnen, um sich einen Weg durch den 
Dschungel bahnen zu können. 


Stefanie Steinbach 

Erkennen — Erfassen — Bekämpfen. 
Gegnerforschung 

im Sicherheitsdienst der SS 
Metropol Verlag, Berlin 2018 

300 Seiten, 22 Euro 
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VFKB e.V. 
Postbank Dortmund 

IBAN DE18 4401 0046 0994 5404 60 
BIC PBNKDEFF 











Kostenloses Probeexemplar 





Bitte bei Überweisungen unbedingt den Namen der abonnierenden Gruppe/Person 
und die Nummer/n der bezahlten/bestellten Ausgabe(n) angeben! 














O Ich habe den Betrag in bar (keine Briefmarken) beigelegt. 


Impressum 


Achtung Kleingedrucktes: Ein Abo verlängert sich automatisch um vier weitere Ausgaben, wenn nicht bis 
spätestens vier Wochen nach Erscheinen der letzten abonnierten Ausgabe gekündigt wird. 


LOTTA 

Am Förderturm 27, 46049 Oberhausen 
lotta-redaktion@no-log.org 
lotta-vertrieb@nadir.org 
www.lotta-magazin.de 





Andie LOTTA 
Am Förderturm 27 
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ISSN: 1865-9632 


Auflage: 1.000 
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Alle Rechte an den Fotos und den Artikeln 
liegen bei den Fotograf_innen und den Au- 
tor_innen. Nicht in allen Fällen konnten die 
Urheber_innen der verwendeten Fotos er- 
mittelt werden. Wir bitten darum, sich ggf, | | een 
bei uns zu melden. 

Der Inhalt namentlich gekennzeichneter Ar- 
tikel spiegelt nicht unbedingt die Meinung 
der Redaktion wieder. 


Eigentumsvorbehalt: 
Nach diesem Eigentumsvorbehalt ist die ELTEIIEIIIITEITIITEITEITEIIITTEITIILIICIICCBETTIITEITLITEITELTETTETTILLEITELTILTELTELTELTELELTT 
Zeitung solange Eigentum des Absenders, Ort, Datum Unterschrift 
bis sie der/dem Gefangenen persönlich aus- 
gehändigt worden ist. „Zurhabenahme“ ist 
keine persönliche Aushändigung im Sinne 
dieses Vorbehalts. Wird die Zeitung der/dem 
Gefangenen nicht persönlich ausgehändigt, 
ist sie dem Absender mit Begründung der 
Nichtaushändigung zurückzusenden. Wird 
die Zeitung nur teilweise ausgehändigt, so 
sind die nicht ausgehändigten Teile, und nur 
diese, dem Absender mit Begründung der 
Nichtaushändigung zurückzusenden. 


















